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Stefan Hradil

Die „objektive“ und die „subjektive“ Modernisierung
Der Wandel der westdeutschen Sozialstruktur und die Wiedervereinigung

I. Sozialstruktureller Wandel -
gemessen an Konzepten der

Modernisierung und
Industrialisierung* 1 2

Im folgenden sollen die wichtigsten Entwicklungs­
linien des sozialstrukturellen Wandels in West­
deutschland seit etwa den sechziger Jahren skiz­
ziert werden, mit dem Ziel, die sozialstrukturelle
Bedeutung der Vereinigung der beiden deutschen
Staaten zu kennzeichnen.

Um sozialstrukturellen Wandel darstellen zu kön­
nen, ist mindestens zweierlei notwendig:

1. Eine Einschränkung des Gegenstandsbereichs.
Was wandelt sich? Was versteht man unter So­
zialstruktur?

2. Eine „Meßlatte“, mit der Wandlungsvorgänge
erst als solche erkennbar werden. Denn Wan­
del wiederzugeben, heißt Vergleiche zwischen 
unterschiedlichen Zeitpunkten anstellen, und
dazu braucht man ein Tertium comparationis.

Erstens: Mit „Sozialstruktur“, einem viel benutz­
ten, aber selten definierten Begriff, sollen die
wichtigsten Merkmale und sozialen Beziehungen
von Bevölkerungsgruppen bezeichnet werden, die
sich durch eine jeweils gemeinsame Stellung in so­
zialen Subsystemen (Bildungssystem, Wirtschafts­
system o.ä.), in sozialen Institutionen (Betriebe,
Schulen, Parteien usw.) und in sozialen Hand­
lungsgefügen (persönliche Netzwerke von Bekann­
ten, innerfamiliäre Beziehungen etc.) ergeben. Es
geht also beispielsweise um die Lebensbedingun­
gen und Mentalitäten von Arbeitern und deren Be­
ziehungen zu Angestellten aufgrund der jeweiligen
Stellung im Wirtschaftsleben, in Betrieben und
in Arbeitszusammenhängen. Sozialstrukturanalyse
legt so das vergleichsweise stabile „Skelett“ einer
Gesellschaft offen. Es geht um die Gesellschaft im 
ganzen, nicht um Ausschnitte oder Details. Die
statische Perspektive, die dem Sozialstrukturbe­
griff zu eigen ist, schließt die Analyse sozialen
Wandels nicht aus. Im Gegenteil: Man braucht ge­
rade Kenntnisse über vergleichsweise beharrende
Grundstrukturen, um einschätzen zu können, was 
sich geändert hat.

Einen besonderen Stellenwert innerhalb der
Sozialstrukturanalyse nimmt der Bereich sozialer
Ungleichheit ein, d.h. das System, die Institutio­
nen und die persönlichen Interaktionen, die be­
stimmten Gesellschaftsgruppierungen bessere Le­
bensbedingungen (Einkommen, Vermögen, Anse­
hen, Bildung, Machtpositionen, Wohn-, Arbeits-,
Freizeitbedingungen etc.) und vorteilhaftere Le­
bensweisen (Erziehung, Sprache, Leistungsmoti­
vation usw.) als anderen verschaffen. Die Beschäf­
tigung mit diesen Fragen und Problemen stand am
Anfang der systematischen Soziologie. Daher wird
der Begriff „Sozialstruktur“ (im engeren Sinne)
nicht selten ausschließlich mit Blick auf Strukturen
sozialer Ungleichheit verwendet.

Zweitens: Sozialen Wandel in Art und Ausmaß zu
bestimmen, erfordert Maßstäbe. Diese liefern so­
zialwissenschaftliche Entwicklungstheorien und
die hierin enthaltenen Gesellschaftskonzepte. Ge­
rade in den letzten beiden Jahren wird im Zusam­
menhang mit der Wiedervereinigung Deutschlands
fast immer eine bestimmte Entwicklungstheorie,
die Modemisierungstheorie, und ein bestimmtes,
darin eingebettes Gesellschaftskonzept, das der In­
dustriegesellschaft, herangezogen. Das Ergebnis
ist, daß in der Gesellschaft Ostdeutschlands erheb­
liche Entwicklungsrückstände diagnostiziert wer­
den. Dies wird mit gewissen Einschränkungen
auch in diesem Beitrag geschehen. Die Häufigkeit
und die Tragweite, mit der diese Vergleichsmaß­
stäbe Verwendung finden, erfordert es, auf ihre
Eigenschaften und Implikationen etwas näher ein­
zugehen.

Die Modernisierungstheorie stellt, historisch be­
trachtet, eine „lange Meßlatte“ dar. Denn in ihrem
Lichte gesehen, begann Modernisierung hierzu­
lande spätestens im 16. Jahrhundert und dauert
nach wie vor an. Der Preis für die Länge dieses
Meßstabs liegt in seiner Grobheit: Modernisie­
rungskonzepte stellen relativ abstrakte Vergleichs­
kategorien bereit.

Das Konzept der Industriegesellschaft stellt nichts
anderes dar als das Struktur- und Entwicklungs­
modell einer sich modernisierenden Gesellschaft
einer bestimmten Art und ersten Entwicklungs­
stufe. Es liefert einen relativ konkreten Maßstab,
indem es vergleichsweise genaue Angaben zu Ent­
wicklungsrichtung und Zustand der einzelnen so­
zialstrukturellen Bereiche (Bevölkerung, Fami­
lien, Haushalte, Lebensphasen, Bildung, Wirt-



schaft, Erwerbstätigkeit, Ungleichheit, Wohl­
fahrtsstaat, Politik etc.) enthält. Diese Genauig­
keit wird allerdings mit Kurzfristigkeit bezahlt: In­
dustriegesellschaftliche Strukturen im Sinne dieses 
Modells verbreiteten sich auf dem Gebiet Deutsch­
lands erst seit etwa Mitte des 19. Jahrhunderts.
Und ob manche besonders weit entwickelten Ge­
sellschaften noch in allen wesentlichen Strukturen
als Industriegesellschaften gelten können, läßt sich
bezweifeln.

Mit anderen Worten: Industriegesellschaften sind 
stets moderne Gesellschaften. Ob moderne Gesell­
schaften (noch) in jedem Falle typische Industrie­
gesellschaften darstellen, steht dahin.

Beide, Modernisierungstheorien und das Modell
der Industriegesellschaft, zielen zum einen auf die
Erklärung und Beschreibung faktischer Gegeben­
heiten. Sie stellen zum andern normative Konzepte
dar: Sie skizzieren Entwicklungsrichtungen und
gesellschaftliche Zustände, die in Wissenschaft
und Gesellschaft als wünschenswert angesehen
werden, die Leitbildcharakter haben und so zum
Teil erhebliche Wirkungskraft entfalten. Vor allem
in dieser Hinsicht sind Modemisierungs- und Indu­
strialisierungstheorien „ins Gerede gekommen“ .1

Ihre Vorbildfunktion ist keineswegs mehr unbe­
stritten. Heute, nach dem Zusammenbruch der
meisten sozialistischen Gesellschaften, gewinnt je­
doch vor allem das Konzept der Modernisierung
viel von seinem positiven Beigeschmack zurück.

Auf diese Normativität soll erst im letzten, dritten
Abschnitt des vorliegenden Beitrags zurückge­
kommen werden. Zunächst geht es darum zu klä­
ren, was im folgenden mit den Begriffen „Moder­
nisierung“ und „Industriegesellschaft“ gemeint ist,
die durch derzeit häufigen Gebrauch nicht klarer
werden. Dann, im zweiten Abschnitt, sollen diese
Konzepte als (heuristischer, nicht als normativer)
Maßstab verwendet werden, um sozialstrukturel­
len Wandel in Westdeutschland und die Konfron­
tation mit der ostdeutschen Sozialstruktur einord-
nen zu können.

Mit Modernisierung wird die Ausrichtung von
Politik und Gesellschaft nach bestimmten Leit­
linien beschrieben, wie sie mit Renaissance und
Reformation seit dem 16. Jahrhundert in systema­
tischen Gedankengebäuden entwickelt und seit der
Aufklärung vom 18. Jahrhundert an zunehmend
politisch eingefordert wurden. Massenhaft in ge­
sellschaftliche Systeme (z.B. in demokratische), in
Institutionen (Schulen, Bürokratie etc.) und in
Handlungsgefüge umgesetzt, und damit sozial­
strukturell bedeutsam, wurden diese Gedanken in
Deutschland freilich erst nach den wirtschaftlichen
und politischen Revolutionen des 19. Jahrhun­
derts. Strukturdominant wurden sie erst um die

1 Vgl. Johannes Berger, Einleitung, in: Ders. (Hrsg.), Die
Moderne - Kontinuitäten und Zäsuren, Soziale Welt, Son­
derband 4, Göttingen 1986, S. 6.

Mitte des 20. Jahrhunderts. Erst seither kann man
von einer „modernen Gesellschaft“ sprechen.

Leitlinien der Modernisierung sind :2

- linearer Zeitbegriff und Fortschrittsdenken,

- Wachstum individueller Optionen und indivi­
dueller Freiheit im Sinne der Lösung von Bin­
dungen,

- Säkularisierung von Zielsetzungen,

- Zweck-Mittel-Rationalität, damit verbunden
analytisches, objektivierendes, auf Effektivität
und Nutzen zielendes Denken.

Gesellschaftlich realisiert wurden diese Prinzipien
zunächst in Gestalt der Industriegesellschaft. Ganz
allgemein gesprochen, zeichnet sich diese durch
die funktionale Differenzierung ihrer Strukturele­
mente und durch deren gegenseitige Verflechtung
aus. Das heißt: Es entstehen immer verschiedenar­
tigere Betriebe, Organisationen, Rollen etc., die 
jeweils immer spezifischere Aufgaben erfüllen, da­
bei jedoch immer mehr aufeinander angewiesen
sind. Der Weg der Industrialisierung führt von un­
zusammenhängender Gleichartigkeit (z.B. der
Bauernhöfe in vorindustriellen Gesellschaften) zu 
verflochtener Verschiedenartigkeit (z.B. von
arbeitsteiligen Industriebetrieben) (E. Dürkheim).

Etwas spezifischer: Der Entwicklung von Indu­
striegesellschaften unterliegt ein „Code“, der sich
in folgenden Stichworten zusammenfassen läßt :3

- Standardisierung (von Produkten, Löhnen,
Preisen, Arbeitsvorgängen, Arbeitsverhältnis­
sen, Lebensläufen, Lebensformen, Kulturmu­
stern etc.).

- Spezialisierung in Gestalt der Arbeitsteilung,
der Trennung von Produktion und Konsum,
der Rollendifferenzierung zwischen Mann und
Frau, der Aufgabenteilung von Organisation
etc.

- Synchronisierung und Rationalisierung der
Zeit, d.h. gleichzeitiges Tun und zeitliche Ab­
stimmung des Tuns vieler Menschen sowie
mehr Tun innerhalb bestimmter Zeiteinheiten:
Die Fabriksirene, die Schulklingel und die
Rush-hour geraten zu Symbolen der Industrie­
gesellschaft; Pünktlichkeit und Zeitnot werden
zur Norm.

2 Vgl. Robert Spaemann, Ende der Modernität?, in: Peter
Koslowski/Robert Spaemann/Reinhard Löw (Hrsg.), Mo­
derne oder Postmodeme?, Weinheim 1986, S. 21 ff.; Heinz-
Günter Vester, Modernismus und Postmodemismus - intel­
lektuelle Spielereien?, in: Soziale Welt, 36 (1985), S. 3-26;
Stefan Hradil, Postmodeme Sozialstruktur?, in: Peter A.
Berger/Stefan Hradil (Hrsg.), Lebenslagen, Lebensläufe,
Lebensstile, in: Soziale Welt, Sonderband 7, Göttingen 1990,
S. 125-150.
3 Nach Alvin Toffler, Die dritte Welt. Zukunftschance.
Perspektiven für die Gesellschaft des 21. Jahrhunderts, Mün­
chen 1980, S. 58ff.



- Konzentration (der Produktion in Fabriken, in 
Konzernen und in Monopolen, der politischen
Herrschaft in Nationalstaaten usw.).

- Maximierung (von Produktionszahlen, von Be­
schäftigtenzahlen, des Infrastrukturausbaus,
des Großstadtwachstums, der Hochhäuser
usw.).

- Zentralisierung (in der Politik, bei unternehme­
rischen Entscheidungen, in Zentralbanken
etc.).

Im Grunde geht das Modell der Entwicklung hin
zur Industriegesellschaft davon aus, daß der tech­
nische Fortschritt den Motor und die Ursache wirt­
schaftlicher und gesellschaftlicher Strukturbildung
darstellt. Die Maschine und das Kraftwerk strah­
len gewissermaßen in Fabriken, Familien, Be­
triebe, Bürokratien und Schulen aus. Dem Modell
der Industriegesellschaft zufolge ist die Kraft der
Technologie stärker als Unterschiede der wirt­
schaftlichen und politischen Organisation: Die
gezeigten Maximen gelten für kapitalistische und
sozialistische Industriegesellschaften gleicher­
maßen.

Sofern nicht ausdrücklich angenommen wird, die 
technische Entwicklung sei von Menschen nach ge­
wissen Leitlinien zu steuern, gerät das Konzept der
Industriegesellschaft leicht zum Bild einer „auto­
matisch“ unaufhaltsam in einer Einbahnstraße vor­
wärts fahrenden Dampfwalze, die alle traditiona-
len Besonderheiten und spezifischen Bestrebungen
unwiderstehlich einebnet. Solche deterministi­
schen Anklänge weist das Modernisierungskon­
zept nicht unbedingt auf. Es läßt einigen Raum für
unterschiedliche gesellschaftliche Umsetzungen
und bewußte Steuerung. .

Das Konzept der Industriegesellschaft ist aber
noch weit ausführlicher als der angeführte „Code“.
Es enthält genaue Vorstellungen darüber, welche

- Bevölkerungsweisen (Geburten, Sterbefälle,
Ein- und Auswanderungen),

- Familienformen, Haushaltsformen und Lebens­
phasen,

- Bildungseinrichtungen und -Strukturen,

- Gefüge in Wirtschaft und Erwerbsarbeit,

- sozialen Ungleichheiten sowie

- Formen der Sozialpolitik, des Wohlfahrtsstaat
und der Politik überhaupt

im Zuge der Industrialisierung typischerweise zu
erwarten sind. Diese Strukturmodelle werden im
folgenden jeweils skizziert, und daran wird der so­
ziale Wandel von Bevölkerungs-, Familien- und
anderen -Strukturen in Westdeutschland gemes­
sen.

II. Die sozialstrukturelle
Entwicklung Westdeutschlands

Optimal wäre es, den sozialstrukturellen Wandel
in der Systematik darzustellen, die der oben defi­
nierte Sozialstrukturbegriff nahelegt: gegliedert
nach Subsystemen, die der Erfüllung gesellschaft­
licher Grundbedürfnisse dienen (Bildungs-, Wirt­
schafts-, Sicherungs-, Politik-System), nach In­
stitutionen innerhalb dieser Systeme (Schulen,
Betriebe, Parteien usw.), schließlich nach persön­
lichen Beziehungsgefügen innerhalb dieser Insti­
tutionen (Arbeitsteams, Netzwerke etc.). Ange­
sichts des knappen Raums soll indessen eine prag­
matischere, dem Lebenslauf folgende Gliederung
gewählt werden.

1. Bevölkerung

Die Zahl und Zusammensetzung einer Bevölke­
rung, d. h. der Menschen, die in einem bestimmten
Gebiet wohnen, verändert sich durch den jeweili­
gen Bevölkerungsprozeß. Hierunter versteht man
das Zusammenwirken von Geburten, Sterbefällen
und Wanderungen. Ist dieser Prozeß im Rahmen
einer Gesellschaftsformation vergleichsweise sta­
bil, spricht man von einer Bevölkerungsweise.

Von einer „typischen“ Industriegesellschaft erwar­
tet man eine einheitliche und „sparsame“ Bevölke­
rungsweise: In allen großen Bevölkerungsgruppen
sollte hiernach das Geburtenniveau zwar niedrig,
aber etwas über dem der Sterbefälle liegen. Dies
führt insgesamt zu einem stabilen, aber begrenzten
Bevölkerungswachstum, das lediglich durch wirt­
schaftlich bedingte Einwanderungsschübe punktu­
ell erhöht wird.

Sieht man einmal von Verwerfungen durch Kriege
und Wirtschaftskrisen ab, so entwickelte sich die 
deutsche Bevölkerung in Wirklichkeit seit dem
„demographischen Übergang“ (von hohen zu nied­
rigen Geburten- und Sterberaten im Laufe der In­
dustrialisierung) bis in die sechziger Jahre unseres
Jahrhunderts hinein durchaus gemäß dem indu­
striegesellschaftlichen Modell.

Seither ergaben sich aber Bevölkerungsprozesse,
die anhaltend gekennzeichnet sind durch Gebur­
tenraten, die (relativ pro Frau im Alter zwischen
15 und 45 Jahren) um etwa ein Drittel unter
den Sterberaten liegen und so eine Bevölkerungs­
abnahme hinterlassen. Diese wird durch immer
neue Einwanderung(swell)en ausgeglichen4 *.

4 Vgl. Statistisches Bundesamt (Hrsg.) in Zusammenarbeit
mit WZB, Berlin, und ZUMA, Mannheim, Datenreport
1992, Bonn 1992, S.39f.; vgl. Charlotte Höhn, Ulrich Mam-
mey und Hartmut Wendt, Bericht 1990 zur demographischen
Lage: Trends in beiden Teilen Deutschlands und Ausländer
in der Bundesrepublik Deutschland, in: Zeitschrift für Bevöl­
kerungswissenschaft, 16 (1990), S. 135-205.



(Von 1950-1961 kamen 3,1 Mio. Übersiedler aus
der DDR. Von 1961-1989 blieben per saldo gut
drei Millionen ausländische Arbeitnehmer mit
Familienangehörigen; von 1962-1990 wänderten
1,9 Mio. Aussiedler ein; von 1978-1989 hatte die 
Bundesrepublik ca. eine Million und 1990 noch­
mals 256000 Asylbewerber.) Da Geburten, Ster­
befälle und Einwanderungen, im Zusammenhang
gesehen, seit Mitte der siebziger Jahre eine recht
stabile Struktur ergeben, hat man sie schon als 
„postindustrielle Bevölkerungsweise“ bezeichnet .5

Dem widerspricht nicht, daß in den letzten Jahren
das absolute Geburtendefizit gering war und sich
seit 1990 sogar in einen leichten Geburtenüber­
schuß verkehrt hat. Dies beruht auf dem Hinein­
wachsen von geburtenstarken Kohorten und von
Zuwanderem in die Eltemphase und stellt (fast)
keine Veränderung des Geburtenverhaltens dar .6

Diese neue Bevölkerungsweise änderte die Bevöl­
kerungsstruktur. Zum einen alterte die Bevölke­
rung, obwohl Zuwanderer in der Regel zwischen
20 und 40 Jahre alt sind. Schon heute hat West­
deutschland weltweit den größten Anteil (gut 15
Prozent) alter Menschen, die mindestens 65 Jahre
alt sind. Zum andern vergrößerte sich die ausländi­
sche Wohnbevölkerung (1990: 28 Prozent) und
Westdeutschland wurde ethnisch immer inhomo­
gener. Nach allem, was wir wissen, werden beide
Entwicklungen anhalten.

Diese „postindustriellen“ Strukturen stehen im
deutlichen Gegensatz zur ehemaligen DDR. Sie
war stets ein Auswanderungsland und war ethnisch
weitgehend homogen. (Ende 1989 lebten ganze 1,2
Prozent Ausländer in der DDR. 1990 wohnten gar
nur noch 1,0 Prozent Ausländer in Ostdeutsch­
land.) Und die DDR brachte immerhin noch drei
Viertel der zum Bestandserhalt nötigen Kinderzahl
hervor. Alles in allem stand sie der industriegesell­
schaftlichen Bevölkerungsweise noch näher als die 
Bundesrepublik. Für die Zukunft aber deutet sich
eine schnelle Anpassung an die „postindustrielle“
Bevölkerungsweise an, eine viel schnellere als in
anderen sozialstrukturellen Bereichen: Die in Ost­
deutschland ohnehin seit Jahren sinkenden Gebur­
tenraten nähern sich den westdeutschen. Die Ein­
wanderung beginnt.

2. Familien, Haushalte, Lebensphasen

Im Modell einer „typischen Industriegesellschaft“
leben die Menschen in Klein- bzw. Kemfamilien
(Zwei-Generationen-Familie mit ca. zwei Kin­
dern) zusammen. Das Heiratsalter (in der Regel
wird geheiratet) ist in allen Bevölkerungsgruppen
wesentlich niedriger als in vorindustriellen Gesell-

5 Vgl. Josef Schmid, Strukturwandel oder „Finis Germa-
niae“ - Klassische Bevölkerungsstrukturen in Auflösung, in:
Stefan Hradil (Hrsg.), Sozialstruktur im Umbruch. Karl
Martin Bolte zum 60. Geburtstag, Opladen 1985.
6 Vgl. Stat. Bundesamt (Anm. 4), S. 48.

schäften, wo Heirat häufig noch von Erbschaft etc.
abhängig ist. Von Industriegesellschaften wird also 
eine vergleichsweise standardisierte Lebensform
(hierunter versteht man in der neueren Soziologie 
die Strukturform des unmittelbaren Zusammenle­
bens mit Mitmenschen) erwartet.

Die Wirklichkeit Westdeutschlands näherte sich in
den fünfziger und sechziger Jahren dieser indu­
striegesellschaftlichen Standardisierung sehr stark
an. Es war die „Hoch-Zeit der Hochzeit“ und das
„goldene“ Zeitalter der „Normalfamilie“. Mehr als
90 Prozent der betreffenden Altersjahrgänge hei­
rateten, und zwar recht früh, und wiederum mehr
als 90 Prozent von ihnen hatten Kinder. Abgese­
hen von den ersten Nachkriegsjahren waren die 
Ehen mit etwa 10 Prozent Scheidungsraten auch
recht stabil. Ehe und Familie stellten ein Faktum
dar, aber auch eine Norm: Es war die Zeit, als man
zu heiraten „hatte“ und sich fragen lassen mußte,
wann denn „die Kinder kommen“.

Seit den sechziger Jahren nahm in Westdeutsch­
land die Neigung zur Ehe stark ab. Heute heiraten
kaum noch 70 Prozent der relevanten Altersjahr­
gänge .7 Und der Zeitpunkt wird immer weiter hin­
ausgeschoben. Mitte der siebziger Jahre heirateten
ledige Männer erstmals mit 25,6 und Frauen mit 23
Jahren, Ende der achtziger Jahre mit 28 bzw. 25
Jahren. Die Ehen sind mit gut 30 Prozent Schei­
dungsquote heute wieder so zerbrechlich gewor­
den, wie sie in der unmittelbaren Nachkriegszeit
waren. Und vor allem: Alle „untypischen“ Lebens­
formen nahmen auf Kosten der „Normalfamilie“
zu8: Ende der achtziger Jahre lebten in Ein-Perso-
nen-Haushalten etwa 16 Prozent der Bevölkerung,
in nichtehelichen Lebensgemeinschaften minde­
stens vier Prozent, in Ein-Eltern-Familien gut fünf
Prozent. Der Anteil nichtehelich geborener Kin­
der ist von 5,5 Prozent im Jahre 1970 auf 10,2 Pro­
zent im Jahre 1989 gestiegen. Für das alles hat sich
das Schlagwort von der Pluralisierung der Lebens­
formen durchgesetzt.

Die Ausdifferenzierung geht „in Wirklichkeit“
wohl noch weiter, als diese Zahlen vermuten las­
sen. Denn die „Hüllen“ der amtlichen bzw. in der
Sozialforschung üblichen Erfassungskategorien
(verheiratet, in Lebensgemeinschaft, allein lebend
etc.) verbergen jeweils sehr unterschiedliche, und
allem Anschein nach immer unterschiedlicher wer­
dende Lebensformen, wie die „Wochenendehe“,
Stieffamilien oder nichteheliche Lebensgemein­
schaften bei Aufrechterhaltung zweier Wohnun­
gen. - Die Lebensformen in Westdeutschland dif­
ferenzieren sich also aus und entfernen sich seit
den siebziger Jahren zum guten Teil vom idealtypi­
schen Muster der „Normalfamilie“ einer klassi­
schen Industriegesellschaft.

7 Vgl. Ch. Höhn u. a. (Anm. 4), S. 141.
8 Vgl. Stat. Bundesamt (Anm. 4), S. 48ff.



Trotzdem sollten wir auch die Grenzen dieser Ent-
standardisierungsvorgänge sehen. Nach wie vor
heiraten ca. 70 Prozent der jeweiligen Altersjahr­
gänge, und knapp vier Fünftel von ihnen haben
Kinder. Neun von zehn westdeutschen Kindern le­
ben in einem „ganz normalen“ Haushalt mit ver­
heirateten Eltern. Zwar machen Alleinlebende
mittlerweile 35 Prozent aller Haushalte aus. Aber
sie stellen, wie gesagt, nur etwa 16 Prozent der Be­
völkerung. Und von den drastisch zunehmenden
nichtehelichen Lebensgemeinschaften erweist sich
die Mehrzahl als „Probeehen“, als funktionales
Äquivalent des früheren Verlöbnisses.

Ähnlich wie die Lebensformen haben sich auch die 
Lebensläufe vieler Menschen in Westdeutschland
ein ganzes Stück von der industriegesellschaftli­
chen „Normalität“ entfernt. Die ehedem unver­
rückbar erscheinende, standardisierte Abfolge von
Kindheit, Jugend (Ausbildung), Erwachsenen­
phase (Erwerbstätigkeit, Hausfrauentätigkeit) und
Alter (Rente) beginnt zu zerfasern. Neue Lebens­
phasen wie die „Postadoleszenz“ (zwischen Jugend
und Erwachsensein) und die des „leeren Nestes“
verbreiten sich. Individuelle Biographiebrüche in­
folge Scheidung, Arbeitsplatzwechsels, Arbeits­
losigkeit, Weiterbildung etc. werden häufiger.

Die Sozialstruktur der Familien und Haushalte in
der DDR wies bis zur Vereinigung deutliche Un­
terschiede zu der im Westen auf. Gemessen an In­
dustrialisierungsvorstellungen entsprachen einige,
aber nicht alle Strukturen denen einer „typischen“
Industriegesellschaft: Noch wesentlich größere
Teile der Bevölkerung heirateten. Man heiratete
drei Jahre früher. Auch die Geburt der Kinder er­
folgte dementsprechend früher. Frauen in der
DDR bekamen mehr Kinder (durchschnittlich
1,67) als ihre Geschlechtsgenossinnen im Westen
(1,42). Ehe und Familie hatten im Verhalten, aber
auch im Denken der Menschen (noch) einen höhe­
ren Stellenwert als in der Bundesrepublik. Dieser
Familismus war noch ausgeprägter als der einer
typischen Industriegesellschaft: Er wurde durch
die „Nischengesellschaft“ und die dominierende
proletarische Lebensweise gesteigert sowie durch
die bevorzugte Wohnungsvergabe an Verheiratete
und Mütter und durch viele andere sozialpolitische
Maßnahmen gefördert.

Der Betonung von Ehe und Familie, die an west­
deutsche Gegebenheiten der fünfziger und sechzi­
ger Jahre erinnert, standen in der DDR allerdings
eine deutlich höhere Scheidungsquote (45,3 Pro­
zent im Osten vs. 30 Prozent im Westen), der viel
höhere Anteil nichtehelicher Geburten (35 Pro­
zent vs. 10 Prozent) und die stärkere Verbreitung
Alleinerziehender (17,0 Prozent vs. 10,2 Prozent
der Mehrpersonenhaushalte) gegenüber. Wir fin­
den somit zum Zeitpunkt der deutschen Vereini­
gung in der DDR gegenläufige Abweichungen von
der Struktur Westdeutschlands, allerdings kaum
gegenläufige Entwicklungen: Auch in der DDR

sank in den letzten Jahren die Heiratsneigung,
stieg das Heiratsalter und das Alter von Müttern,
sank die Geburtenrate. In der DDR gab es also
einesteils ein Nachhinken, andernteils auch schon
„Vorsprünge“, aber keine erkennbaren Abwei­
chungen von der Entwicklungsrichtung, die Ge­
sellschaften üblicherweise nehmen, wenn sie sich
in typische industriegesellschaftliche Strukturmu­
ster hinein- und wieder herausbewegen.

Überdies weisen die neuesten Befunde auf
schnelle Konvergenz zwischen Ost- und West­
deutschland hin. Dies bestätigt den Eindruck, daß
sich die Komponenten der Sozialstruktur, die
hochgradig Handlungsgefüge darstellen, also etwa
Bevölkerungs- oder Familienstrukturen, schneller
zu wandeln in der Lage sind als institutioneile oder
systembedingte Elemente der Sozialstruktur.

3. Bildung

Die Ausdifferenzierung der Bildung aus Familie
und Arbeitssphäre sowie das Wachstum und die
Auffächerung des so entstandenen Bildungs­
systems in immer mehr spezialisierte und sich ge­
genseitig ergänzende Einrichtungen kann als
Musterbeispiel funktionaler Ausdifferenzierung
in Industriegesellschaften gelten. Bildung und die
dementsprechenden Dienstleistungstätigkeiten
werden im typischen Entwicklungsgang von Indu­
striegesellschaften schließlich so dominant, daß
diese von einigen Theoretikern (D. Bell, A. Tou­
raine) eigens als „postindustrielle Gesellschaften“
bezeichnet werden.

Nach diesem Muster verlief auch die sozialstruktu­
relle Entwicklung Westdeutschlands im Bildungs­
bereich seit den sechziger Jahren: Noch im Jahre
1960 war in Westdeutschland Hauptschulbildung
„normal“, der Besuch weiterführender Schulen
und Universitäten demgegenüber eher außerge­
wöhnlich: Volle 70 Prozent der 13jährigen gingen
1960 zur Hauptschule. Nur 11 Prozent bzw. 15 Pro­
zent gelangten auf Realschule bzw. Gymnasium.
Dagegen besuchten 1990 erstmals in der deutschen
Geschichte ebenso viele 13jährige das Gymnasium
wie die Hauptschule (je 31 Prozent). 26 Prozent
gingen in die Realschule, sieben Prozent in Inte­
grierte Gesamtschulen .9

Diese enorme Bildungsexpansion erlebten auch
die meisten anderen entwickelten Industriegesell­
schaften. Sie verlief in Westdeutschland jedoch
vergleichsweise spät und heftig. Deshalb sind die 
Generationenunterschiede im Bereich der Bildung
hierzulande besonders kraß. In der jüngeren Ge­
neration gibt es heute keine „normale“ Bildung
mehr. Die Sozialstruktur hat sich in zahlreiche Bil­
dungsstufen und Gruppierungen aufgefächert.

Eindeutige Gewinner der Bildungsexpansion in
Westdeutschland sind die Frauen. Ganz anders als



noch in den sechziger Jahren haben sie im allge­
meinbildenden Schulwesen die Männer eingeholt
und sogar überholt. In der Berufsausbildung haben
sie zumindest aufgeholt.
Abweichend von anderen Bereichen der Sozial­
struktur war das Bildungswesen in der DDR ähn­
lich gut ausgebaut wie im Westen. Trotz völlig an­
derer Bildungsorganisation wiesen auch die sozial­
strukturellen Unterschiede der Bildungsniveaus
und Bildungschancen keine fundamentalen Unter­
schiede zu Westdeutschland auf.

4. Erwerbsarbeit
Als typisch für Industriegesellschaften gilt die jahr­
zehntelange, ganztägige, kollektiv geregelte und
beruflich spezialisierte Erwerbsarbeit vor allem 
der Männer. Sie findet überwiegend in funktional
differenzierten, hierarchisch organisierten Groß­
betrieben statt. Der Produktionsbereich dominiert
und hat den Agrarsektor weit zurückgedrängt. Er­
werbsarbeit ist zeitlich, örtlich, organisatorisch
streng geschieden von der Privatsphäre und vom 
öffentlichen Leben. Gleichwohl prägt die Art der
Erwerbsarbeit Lebensbedingungen, Einstellun­
gen, Selbstbilder und Lebenswege der Menschen.
Sie wirkt somit weit in das private und öffentliche
Leben hinein. Industriegesellschaften sind 
„Arbeitsgesellschaften“.
Der Blick auf den sozialen Wandel in West­
deutschland zeigt, daß wir uns in mancher Hinsicht
von diesem Modell entfernen, das im großen und
ganzen noch in den sechziger Jahren die Wirklich­
keit traf. Zwar stieg die „Erwerbsqupte“, d.h. der
Anteil der Erwerbstätigen an der Bevölkerung,
leicht an (von 46,2 Prozent im Jahre 1950 auf 49,6 
Prozent im Jahre )10.10 Aber dies war - im Ge­
gensatz zu dem Muster einer herkömmlichen Indu­
striegesellschaft - auf die Altersstruktur der Bevöl­
kerung und auf die zunehmende Erwerbstätigkeit
der Frauen zurückzuführen. 1970 standen erst 30,2
Prozent, 1990 schon 39,2 Prozent aller Frauen im
Beruf. 1970 war erst ein gutes Drittel, 1990 schon 
fast die Hälfte aller verheirateten Frauen erwerbs­
tätig. Von den mehr als eine Mio. neuen Arbeits­
plätzen, die von 1983 bis Ende der achtziger Jahre
in Westdeutschland neu geschaffen wurden, ka­
men zwei Drittel Frauen zugute.

Auch die drastische Verringerung der Jahresar­
beitszeit (1960: 2080 Stunden, 1990: 1573 Stun­
den) paßt nicht ins Bild einer herkömmlichen In­
dustriegesellschaft. Zusammen mit dem späteren
Eintritt in den und dem früheren Ausscheiden aus 
dem Beruf hat sie dazu geführt, daß Erwerbstätige
derzeit kaum noch ein Zehntel ihrer Lebenszeit
mit Erwerbsarbeit verbringen. Zu Beginn des 
20. Jahrhunderts arbeiteten die Berufstätigen noch 
etwa ein Viertel ihrer gesamten Lebenszeit. An
dieses Schrumpfen der Arbeitszeit knüpfen sich

weitreichende Interpretationen: Die Berufsposi­
tion scheint nicht mehr unbestritten das Zentrum
sozialer Identität zu sein. Freizeit und Kontakt­
netze treten als gesellschaftliche Verankerungen
hinzu. Arbeitsbedingt ähnliche Lebensweisen gro­
ßer Gruppen (z.B. der „Arbeiterschaft“) gehen
zurück. Die „Pluralisierung der Lebensstile“ dringt
vor. Umfassende Thesen vom „Ende der Arbeits­
gesellschaft“ werden mit der Arbeitszeitverkür­
zung in Verbindung acht11.11

Auch wenn man dergleichen kühnen Deutungen
nicht ganz folgt, ist unbestreitbar, daß die Starr­
heit kollektiver Regelungen an vielen Stellen auf­
weicht: Arbeitszeiten werden flexibler. Jede sech­
ste Erwerbsperson ist mittlerweile teilzeitbeschäf­
tigt. Beschäftigungsverhältnisse werden rechtlich
vielgestaltiger. Die ehedem unverrückbar er­
scheinende Grenze zwischen Erwerbsarbeit und
Privatleben verschwimmt durch zunehmende
Eigenarbeit, Schwarzarbeit und alternative
Arbeitsformen. Erwerbsbiographien verlaufen
immer unstetiger.

Schließlich ist auch die Spezialisierung von Beru­
fen, sowohl von Berufsfähigkeiten (Ausbildung)
als auch von Berufstätigkeiten, an vielen Stellen
rückläufig. Mögen auch Buchtitel wie „Das Ende
der Arbeitsteilung“12 voreilig gewählt sein, so
haben doch insbesondere die neuen Informations­
technologien nach Jahrzehnten typisch industrie­
gesellschaftlicher Arbeitsteilung sowohl das Fähig-
keits- als auch das Tätigkeitsprofil vieler Arbeiten­
der wieder breiter werden lassen.

Von der „Normalität“ der Erwerbstätigkeit kann
auch angesichts der Arbeitslosigkeit keine Rede
mehr sein. Die unstete Geburtenentwicklung hat
zusammen mit der schubweisen Durchsetzung
neuer Technologien dazu geführt, daß seit Mitte
der siebziger Jahre Massenarbeitslosigkeit anhält
(Arbeitslosenquoten: 1975 4,7 Prozent, 1980 3,8
Prozent, 1985 9,3 Prozent, 1990 7,2 Prozent) und
viele Menschen an „normaler“ Existenzsicherung
und Identität hindert.

Am deutlichsten zeigte sich der soziale Wandel
weg von einer herkömmlichen Industriegesell­
schaft in Verschiebungen der Wirtschaftssektoren
und der Berufsstruktur. Heute arbeitet deutlich
mehr als die Hälfte der Beschäftigten (1990: 55,8 
Prozent; 1970 42,7 Prozent; 1950 33,4 Prozent) in
Unternehmen des Dienstleistungssektors. Nur
hier, nicht im Produktions- und erst recht nicht im
Agrarsektor, hat sich in den letzten 20 Jahren die
Zahl der Arbeitsplätze vermehrt. Dementspre­
chend übersteigt seit 1987 die Zahl der Angestell-

11 Vgl. Bernd Guggenberger, Freizeitgesellschaft - Ohne
Freizeit und Zeit, in: Bundeszentrale für politische Bildung
(Hrsg.), Umbrüche in der Industriegesellschaft, Bonn 1990,
S. 199 ff.
12 Vgl. Horst Kem/Michael Schumann. Das Ende der
Arbeitsteilung, Frankfurt/M. 1984.



ten die der Arbeiter. Betrachtet man die konkret
ausgeführten Berufstätigkeiten, so führen heute gar
schon vier Fünftel aller Erwerbstätigen Dienstlei­
stungen aus .13 Westdeutschland ist eine Dienstlei­
stungsgesellschaft geworden. Bezeichnenderweise
wird es immer wichtiger, innerhalb des Dienstlei­
stungssektors zu differenzieren: Vor allem die
Dienstleistungen an Menschen (Lehren, Heilen,
Pflegen, Beraten, Unterstützen) nehmen stark zu,
während mit Sachdienstleistungen (Verwalten, Re­
gistrieren etc.) zunehmend weniger Menschen be­
schäftigt sind.

Demgegenüber bot die DDR zum Zeitpunkt der
Vereinigung das Bild einer herkömmlichen Indu­
striegesellschaft, wie Westdeutschland in den sech­
ziger Jahren: Der Produktionsbereich und die Ar­
beiterschaft dominierten; die Arbeitszeiten zählten
zu den längsten in ganz Europa (wie effektiv diese
Arbeit war, ist eine andere Frage); Arbeitszeiten
und Beschäftigungsverhältnisse waren durchweg
kollektiv geregelt; Erwerbsbiographien waren ste­
tig, normalerweise lebenslang gesichert; formelle
Arbeitslosigkeit war unbekannt.

Freilich gab es eine wichtige Ausnahme: Die Regie­
rung der DDR hatte in den siebziger Jahren ener­
gisch die Erhöhung der Frauenerwerbstätigkeit be­
trieben, um die Verluste an Arbeitskraft auszuglei­
chen. Die ca. 82prozentige Erwerbsquote von
Frauen im erwerbsfähigen Alter paßt schon in das 
Bild fortgeschrittener, „postindustrieller“ Dienst­
leistungsgesellschaften wie Schweden oder USA.

5. Soziale Ungleichheit

Die wichtigsten sozialen Ungleichheiten, d.h. die 
gesellschaftlich bedingten, verfestigten, von indi­
viduellen Personen weitgehend unabhängigen
(un)vorteilhaften Lebensbedingungen (Einkom­
men, Qualifikation, Prestige, Macht etc.) und Le­
bensweisen (Leistungsmotivation, Sprachstile,
Erziehungsstile etc.), entstehen in modernen Indu­
striegesellschaften typischerweise im Bereich der
Wirtschafts- und Erwerbstätigkeit. Der Weg zu bes­
seren oder schlechteren Lebensbedingungen und
Lebensweisen führt für den einzelnen und seine Fa­
milienangehörigen in erster Linie über individuelle
Erwerbstätigkeit (und über die hierfür nötige Vor­
bildung) und erst in zweiter Linie über die Herkunft
oder über ererbten Besitz, wie in vorindustriellen
Gesellschaften. Es existiert also eine kausale Ver­
knüpfung und strukturelle Deckungsgleichheit zwi­
schen:

- der jeweiligen Position in der Berufshierarchie,

- dem jeweiligen Status in einem vertikalen Ge­
füge beruflich vermittelter Ressourcen, d.h. im
Klassen- oder Schichtgefüge, das Einkommen/
Vermögen, Bildung, Prestige und Macht als
wichtigste Dimensionen enthält,

- der jeweiligen klassen- und schichtspezifischen
Lebensweise (Mentalitäten, Sprachstile, Sozia­
lisationsstile),

- den jeweiligen politischen Interessen (primär
am eigenen Einkommens-, Prestigestatus etc.),
beruhend auf einer weitgehend materialisti­
schen und utilitaristischen Massenkultur.

Dieses Modell eines berufsnahen, vertikalen, im
psychologischen Sinne deterministischen Ungleich­
heitsgefüges kam in den sechziger und siebziger
Jahren der tatsächlichen Ungleichheitsstruktur
Westdeutschlands offenbar sehr nahe. Von der Fa­
milienstruktur, den Sozialisationsprozessen, dem
Erziehungsstil und dem Sprachcode bis hin zum
Kirchenbesuch, der Kriminalität und der Wahlent­
scheidung erschien nahezu alles geprägt von der
Klassen- und Schichtstruktur. Und diese schien in
hohem Maße das Ergebnis ökonomischer Markt-
und Machtverhältnisse, und nicht etwa wohlfahrts­
staatlicher Umverteilung oder sozio-kultureller
Entstehungsgründe.

Heute existiert diese „klassische“ Ungleichheits­
struktur nach wie vor. Immer noch bildet die Be­
rufshierarchie eine tragende Säule im Ungleich­
heitsgefüge, auf der Einkommensabstufungen, Pre­
stigegrade, Wohn- und Arbeitsbedingungen und
viele Ungleichheiten mehr wesentlich beruhen.

Aber seit den siebziger Jahren sind zusätzliche Di­
mensionen der Ungleichheit in den Vordergrund
getreten, die (wie Umweltbedingungen, die Ver­
sorgung mit Infrastruktur, soziale Sicherheit oder
Vorurteile von/über Mitmenschen) nur bedingt mit
ökonomischen Ursachen und beruflichen Stellun­
gen, dafür um so mehr mit dem Wohlfahrtsstaat
und sozio-kulturellen Faktoren zu tun haben.

Seit den siebziger Jahren sind neben dem Beruf
auch weitere Determinanten sozialer Ungleichheit
wichtig geworden, wie das Geschlecht, die Nationa­
lität, das Alter und die Wohnregion. Sie stellen be­
stimmte soziale Gruppen (wie Frauen oder Auslän­
der) teils abhängig, teils unabhängig vom jeweiligen
Beruf schlechter als z.B. Männer bzw. Deutsche.
Wer in den achtziger Jahren einen Wahlkampf mit
dem Thema der („objektiv“ anhaltenden) Un­
gleichheit zwischen Arbeitern und Angestellten
oder der (wachsenden) Ungleichheit zwischen Ar­
beitnehmern und Selbständigen führte, stieß auf
mäßiges Interesse. Wer Wahlkampf mit der Un­
gleichheit zwischen Mann und Frau oder zwischen
Deutschen und Ausländern führte, hatte volle Säle.
Die meisten dieser sog. „neuen“ Dimensionen und
Determinanten sozialer Ungleichheit (z.B. das Ge­
schlecht) sind keineswegs tatsächlich neu, wohl 
aber neu in der sozialen und politischen Bedeutung,
die ihnen heute zukommt.

Weiterhin sind seit den siebziger Jahren insbeson­
dere im Mittelstand komplizierte Gefüge sozialer
Ungleichheit zutage getreten. Sie verlaufen nicht



statuskonsistent, sondern sind durch das Neben­
einander relativer Vor- und Nachteile gekenn­
zeichnet. Sie bilden also kein durchgehend verti­
kales Oben und Unten von Klassen oder Schich­
ten. Diese „sozialen Lagen“ werden insbesondere
dann sichtbar, wenn zusätzliche, berufsferne
Dimensionen sozialer Ungleichheit (wie Freizeit,
Sicherheit, Wohnen und Infrastruktur) Berück­
sichtigung finden.

In den letzten beiden Jahrzehnten schälte sich in
Westdeutschland immer mehr eine neue Gesamt­
struktur sozialer Ungleichheit heraus. Kennzeich­
nend ist nicht mehr - wie in der frühkapitalisti­
schen Industriegesellschaft - der Gegensatz zwi­
schen einem großen, verelendeten „Proletariat“
und einer kleinen, aber mächtigen Bourgeoisie.
Charakteristisch ist auch nicht mehr das industrie­
gesellschaftliche Gefälle zwischen einer großen,
benachteiligten Arbeiterunterschicht und einer
großen „Mittelschicht“ von Angestellten, Beamten
und „kleinen“ Selbständigen. Strukturtypisch sind
vielmehr einerseits die Vorteile des Mittelstandes,
der die große Bevölkerungsmehrheit umfaßt, ins­
gesamt recht gutgestellt lebt, aber, wie gesagt, sehr
unterschiedliche Kombinationen von Vor- und
Nachteilen aufweist, und andererseits die Anhäu­
fungen von Nachteilen sehr unterschiedlicher Rand-
und Problemgruppen. Diese stehen durchweg
außerhalb des Erwerbslebens.

Die meisten dieser Gruppen wachsen, wobei viele
Menschen.mehreren Gruppen zugleich angehören:

- Arme (Wenn der als arm gilt, der weniger als 50
Prozent des Durchschnittseinkommens gleicher
Haushalte verdient, so sind derzeit 11 Prozent
der Bevölkerung arm, was eine Verdoppelung
seit Mitte der siebziger Jahre bedeutet.)

- Asylbewerber (Im Jahre 1991 wurden 256100 
Asylanträge gestellt.)

- Ausländische Arbeiter und ihre Familien (Die
derzeit etwa drei Millionen haben die deutsche
Arbeiterschaft in allen Ungleichheitsdimensio­
nen „unterschichtet“.)

- Langzeitarbeitslose (1990 waren in West­
deutschland 513000 Menschen länger als ein
Jahr arbeitslos.)

- Obdachlose (Derzeit leben etwa eine Million 
Menschen in Notunterkünften.)

- Stadtstreicher (etwa 100 000)

- (ca. 400000) Rentner(innen), die im Gegen­
satz zur allgemeinen Wohlstandssteigerung der
Rentner(innen) nach wie vor mit Einkünften
unterhalb des Sozialhilfeniveaus leben müssen.

Bei der Interpretation dieser neuen Gesamtstruk­
tur ist zu bedenken, daß sich mit ihrer Herausbil­

dung für die Bevölkerungsmehrheit das Niveau des
Wohlstands und der Lebensbedingungen drastisch
erhöht hat. In Preisen von 1980 hatte im Jahre
1950 jeder Bewohner der Bundesrepublik einen
Nettorealverdienst von ca. 6140,00 DM. 1987 ver­
diente er ca. 21143,00 DM. Das reale Bruttoso­
zialprodukt hat in der gleichen Zeit noch stärker,
um das Vierfache, zugenommen. Es belief sich
1950 auf ca. 6820,00 DM, 1987 auf ca. 
26 900,00 DM pro ner14.

Ni
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cht die „nivellierte Mittelstandsgesellschaft“, die 
Helmut Schelsky in der Nachkriegszeit kommen
sah, hat sich also ergeben, sondern die „pluraldif­
ferenzierte und sozialstaatlich fundierte ­
standsgesellschaft“ 1
15

5 - freilich mit benachteiligten
Problemgruppen.

Deren Situation ist eher schlechter als die des In­
dustrieproletariats Ende des 19. Jahrhunderts.
Dieses war groß, vergleichsweise homogen und
mächtig: „Alle Räder stehen still, wenn Dein star­
ker Arm es will“. Die heutigen Problemgruppen
sind kleiner; sie zerfallen in ganz unterschiedliche
Gruppierungen; und sie sind schwach, weil sie
außerhalb des Wirtschaftslebens stehen und nicht
mit Leistungsverweigerung drohen können.

Schließlich hat sich das Ungleichheitsgefüge West­
deutschlands von dem einer „typischen Industrie­
gesellschaft“ auch in der Hinsicht entfernt, als
klassen- und schichtspezifische Lebensweisen zer­
fasern. Viele empirische Befunde weisen auf eine
Pluralisierung von Milieus und Lebensstilen hin. 
Pluralisierung heißt hierbei dreierlei: Das Gesamt­
spektrum wird erstens breiter, zweitens in sich viel­
gestaltiger, drittens unabhängiger von Beruf,
Klasse, Schicht und - damit zusammenhängend -
von Einkommenshöhe, Bildungsgrad und Prestige­
status.

Zwar haben unter den äußeren Lebensbedingun­
gen auch heute (noch?) der Bildungsgrad, das 
Alter und die Familienverhältnisse Einfluß auf
Milieuzugehörigkeit und nsstil16,16 aber diese
Einwirkungskräfte sind eher schwach. Auch unter
Menschen gleicher Bildung, gleichen Alters und/
oder gleicher familiärer Lebensform, erst recht
gleicher Klasse und Schicht, finden wir sehr unter­
schiedliche Lebenszuschnitte. Gesteigerter Wohl­
stand, kleinere Familien, mehr Bildung und In­
formationen, schwächere Alltagsnormen, bessere
soziale Sicherheit und wohlfahrtsstaatliche Aus­
stattung haben es vielen Menschen ermöglicht, ihr

14 Vgl. Wolfgang Glatzer und Richard Hauser, Von der
Überwindung der Not zur Wohlstandsgesellschaft, in: Nor­
bert Blüm und Hans F. Zacher (Hrsg.), 40 Jahre Sozialstaat
Bundesrepublik Deutschland, Baden-Baden 1989, S. 751 f.
15 Karl Martin Bolte, Strukturtypen sozialer Ungleichheit,
in: P. A. Berger/S. Hradil (Anm. 2), S. 45.
16 Vgl. Peter Gluchowski, Freizeit und Lebensstile,
Erkrath 1988, S. 89ff.; Gerhard Schulze, Die Erlebnisgesell­
schaft. Kultursoziologie der Gegenwart, Frankfurt 1992.



Leben mehr oder minder nach eigenen Präferen­
zen auszurichten .

S
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eit den achtziger Jahren wurde in einer Vielzahl
von Studien das Gesamtspektrum und die innere
Differenzierung von Wertgruppierungen, sozialen
Milieus, Lebensstilen, Lebensführungen und so­
zialen Bewegungen erforscht. Schon die Vielfalt
der verwendeten Begriffe ist bezeichnend dafür,
daß die Lebensweise vieler Menschen sich heute
nicht mehr als eindimensionaler Abdruck grober
„Gußformen“ (H. Esser) industriegesellschaftli­
cher Arbeits- und Lebensbedingungen darstellen
läßt. Vielmehr treten die allgemeinen Vorstellun­
gen vom Wünschenswerten (Werte), die Wahr­
nehmung und Nutzung der Umwelt (Milieu), die
alltäglichen Verhaltensmuster (Lebensstil) und
biographischen Prinzipien der Lebensgestaltung
(Lebensführung) und politischen Bestrebungen
(soziale Bewegung) nicht selten auseinander. Men­
schen gehören diesbezüglich unterschiedlichen,
oftmals recht kleinen Gruppierungen an.

Einige Befunde als Beispiele: Die Forschergruppe
um Helmut Klages unterteilt die Gesamtbevölke­
rung in acht Gruppen mit unterschiedlichen Wert­
haltungen und -kombinationen zwischen den Polen
„alter“ Pflicht- und „neuer“ Entfaltungswerte: die 
Konservativen (13 Prozent), die konservativen He-
donisten (11 Prozent), die integrierten Staatsbür­
ger (10 Prozent), die Pluralisten (20 Prozent), die 
Resignierten (10,5 Prozent), die hedonistischen
Materialisten (6,5 Prozent), die progressiven Idea­
listen (13 Prozent) und die Anhänger des New Age
(11 Prozent) .

I
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n der Konsum-, Wahl- und Jugendforschung einge­
setzt und besonders bekannt wurde die Typologie 
sozialer Milieus des SINUS-Instituts: Konservativ
gehobenes Milieu (9 Prozent), technokratisch-libe­
rales (10 Prozent), alternatives (3 Prozent), klein­
bürgerliches (26 Prozent), aufstiegsorientiertes
(24 Prozent), hedonistisches (10 Prozent), traditio­
nelles Arbeiter- (9 Prozent) und traditionsloses Ar­
beitermilieu (10 Prozent).

Um die Kleinräumigkeit sozio-kultureller Diffe­
renzierung deutlich zu machen, sei schließlich ein,
freilich extremes, Beispiel von Lebensstilvielfalt in
Berlin-Schöneberg angeführt  *19 : „Homosexuelle
Subkultur“, „das gutbürgerliche Schöneberg“,
„die Drogenszene“, „die Punks“, „die erste New-
Wave-Generation“, „die links-alternative Szene“,
„die Alternativszene“, „die sogenannten neuen

17 Vgl. Hartmut Lüdtke, Expressive Ungleichheit, Opla­
den 1989, S. 124.
18 Vgl. Willi Herbert, Wertwandel in den 80er Jahren. Ent­
wicklung eines neuen Wertmusters, in: Heinz Otto Luthe/
Heiner Meulemann (Hrsg.), Wertwandel - Faktum oder Fik­
tion, Frankfurt/M. 1988, S. 140-160.
19 Vgl. Helmut Berking und Sighard Neckel, Die Politik
der Lebensstile. Zu einigen Formen nachtraditionaler Verge­
meinschaftung in einem Berliner Bezirk, in: P. A. Berger/ S.
Hradil (Anm. 2), S. 481-500.

Mittelschichten“, „Altlinke“, „die intellektuelle
Szene, die Aufstandskultur, der ästhetische Flügel
der No-future-Generation“, „Söhne und Töchter
des exekutiven Kleinbürgertums, die hier Gele­
genheit hatten, den Bruch mit ihrem Herkunftsmi­
lieu zu leben und zu zelebrieren“, „existentiell ra-
dikalisierte Spätjugendliche“, „die Nischen der
Kulturszene“, „der Lebensstil des neu-existentiali-
stischen Post-Punk“, „das Bewegungsmilieu“, „die
Widerstandskultur“, „der aufgestylte Schicki- 
Micki aus dem City-Bereich“, „das proletarische
Milieu“, „die jüngeren, an Lebensstilen orientier­
ten Gruppen“ usw.

Die gezeigte Pluralisierung von Werten, Milieus,
Lebensstilen etc. hat enorme praktische Auswir­
kungen. Vieles spricht dafür, daß die Zugehörig­
keit zu dergleichen „subjektiven“ Gruppierungen
immer mehr - und die zu „objektiven“ Berufsgrup­
pen, Klassen und Schichten immer weniger - zur
Quelle des Alltagshandelns geworden ist. Wer
wissen will, wo in der westdeutschen Gesellschaft
und wieso gerade da bestimmte Erziehungsstile,
Sprachgewohnheiten, Konsumstile, Wahlentschei­
dungen, Partizipationsformen, Kontaktkreise,
Statussymbole u.v.a.m. zu finden sind, muß sich
zunehmend um sozio-kulturelle Differenzierungs­
linien kümmern. Dort findet immer öfter Verge­
sellschaftung statt, dort wachsen immer wichtigere
Stätten der Identitätsbildung heran, dort wird 
Zugehörigkeit empfunden und Abgrenzung be­
trieben.

Die Pluralisierung von Lebensweisen und Grup­
penzugehörigkeiten prägt nicht zuletzt auch die all­
tagsweltliche Bedeutung sozialer Ungleichheit.
Auch „objektiv“ gleiche Ressourcenausstattung
und Lebensbedingungen können heute, je nach
Werthaltungen, Milieuzugehörigkeit, Lebensstil
etc. der Menschen, sehr unterschiedliche bzw. un­
gleiche Auswirkungen haben. 2000 DM Monats­
einkommen pro Kopf bedeuten im „aufstiegsorien­
tierten“ und im „alternativen“ Milileu nicht das
gleiche. Damit entfällt heute viel von der Durch­
schlagskraft bis in den Alltag, die der Klassen- und
Schichtzugehörigkeit einst zukam.

Diese Ungleichheitsstruktur Westdeutschlands,
die seit den späten sechziger Jahren

- um zusätzliche Ansprüche und Dimensionen er­
weitert ist,

- durch politisch brisante „neue“ Ungleichheiten,
durch Statusinkonsistenzen innerhalb mittlerer
Statusgruppen, sowie durch benachteiligte
Rand- und Problemgruppen komplizierter ge­
worden ist, und

- durch die Pluralisierung von Lebensformen,
Milieus und Lebensstilen alltagsweltlich über­
formt worden ist und so teils unkenntlich, teils
verschärft, teils nur ausdifferenziert zutage
tritt,



wurde durch die Wiedervereinigung mit der Un­
gleichheitsstruktur der DDR konfrontiert. Diese
wirkt, obwohl weitgehend verschwunden, bis
heute kräftig nach - um so mehr, als sie große Un­
terschiede zur westdeutschen aufwies. Bildungsun­
gleichheiten waren ähnlich, Machtungleichheit
und Rentnerarmut krasser, Einkommensungleich­
heiten nivellierter als im Westen .20 Während in
Westdeutschland - trotz Anwachsens des differen­
zierten Mittelstandes - die Zunahme von Armut
und Randgruppen einerseits, von Reichtum ande­
rerseits, also zu viel finanzielle Ungleichheit zum 
Problem wurde, hatte die DDR zu wenig Einkom­
mensungleichheit, um z.B. für Führungspositio­
nen zu motivieren. Auch die Subventionierung vie­
ler Alltagsgüter und die mangelnde Verfügbarkeit
von Gütern wirkten nivellierend.
Dabei war der Zugang zu Gütern durchaus un­
gleich verteilt. Die Wirtschaft der DDR war ja im
Grunde keine Plan-, sondern eine Beziehungswirt­
schaft, in der Machtpositionen und Kontakte zähl­
ten. Dies schuf bei der Güterbeschaffung sehr spe­
zifische Ungleichheiten im Mikrobereich, aber,
von den immensen Vorteilen der mächtigen No­
menklatura einmal abgesehen, kaum eine auffäl­
lige soziale Schichtung im Makrobereich.

Insgesamt war das Ungleichheitsgefüge der DDR
also nicht in jeder Hinsicht geringer als im Westen.
Aber es war, berücksichtigt man den alltagsweltli­
chen Normalitätsdruck im „Land der kleinen
Leute“, den geringeren Wohlstand und die ver­
pönte Zurschaustellung, noch wenig sichtbar. Dies
ändert sich gerade. In Westdeutschland dagegen
ist die Ungleichheitsstruktur, abgesehen von blan­
ker Armut, infolge eines allgemein hohen Wohl­
standsniveaus und infolge der Vielfalt der Lebens­
stile und Lebensführungen schon wieder wenig 
sichtbar geworden.

6. Fazit

Sieht man die skizzierten Sozialstrukturbereiche
der Bevölkerungsweise, der Familie, der Erwerbs­
tätigkeit, der Bildung und der sozialen Ungleich­
heit im Überblick, so wird deutlich, daß der soziale 
Wandel in Westdeutschland an zahlreichen Stellen 
weg von den „Normalzuständen“ und von der rein
funktionalen Differenzierung typischer Industrie­
gesellschaften und hinein in weitreichender plurali-
sierte Strukturen führte. Ob es sich dabei um Fa­
milienformen, Lebensstile oder Beschäftigungsfor­
men handelt - häufig kamen diese pluralen Gefüge
und die Zugehörigkeit zu ihnen aufgrund individu­
eller Vorlieben und Problemlösungen zustande
und nicht aufgrund gesamtgesellschaftlicher Funk­
tionszusammenhänge .

Damit hatte sich zum Zeitpunkt der Wiederver­
einigung die Sozialstruktur der Bundesrepublik

20 Vgl. dazu den Beitrag von Rainer Geißler in diesem
Heft.

von der der DDR weit entfernt. Denn diese war
nach wie vor dem industriegesellschaftlichen
„Code“ (s.o.) entsprechend gebaut, in mancher
Hinsicht sogar noch weitergehender als viele „typi­
sche Industriegesellschaften“: Die Sozialstruktur
der DDR war zwar zum Teil unterspezialisiert,
aber extrem standardisiert, synchronisiert, kon­
zentriert, maximiert und zentralisiert. Dies zeigte 
sich u. a. in der Dominanz und Hochschätzung der
„Normalfamilie“, in langen und starren Arbeitszei­
ten, in der norm(alitäts)orientierten Mentalität
und Alltagskultur etc.

Im Westen entwickelte sich dagegen die Entstan-
dardisierung, die De-Institutionalisierung, die De­
zentralisierung und die Verkleinerung von sozia­
len Gebilden. Dies geschah vor allem auf jener
Ebene der Sozialstruktur, die dem Einwirken der
Menschen unmittelbar zugänglich ist, in den Hand­
lungsgeflechten der Bevölkerungsweise, der Haus­
halte, der Arbeitszeitwahl, der Lebensstile, bei der
Bildung von Selbsthilfegruppen etc. Diese Plurali-
sierungstendenzen gingen über funktionale Spezia­
lisierungen teils hinaus (Lebensstile), teils machten
sie diese rückgängig und mündeten in anderen Dif­
ferenzierungen (Geschlechtsrollen im Haushalt).
Im Grunde gefährdete jedoch die sozialstruktu­
relle Pluralisierung den harten Kern funktionaler
Differenzierung nicht. Denn von der individuell 
geprägten Pluralisierung der Sozialstruktur finden
wir sehr viel weniger auf der organisatorischen
Ebene (z.B. im Bildungswesen) und auf der Ebene
von Systembedingungen  *21 . Hier dominiert nach 
wie vor die funktionale Differenzierung von Insti­
tutionen und deren Verflechtung.

Es erscheint derzeit leichter, in Westdeutschland
bestimmte Entwicklungen weg von bestimmten in­
dustriegesellschaftlichen Strukturprinzipien zu er­
kennen, als zu (er)messen, auf welche Strukturen
hin sich dieser soziale Wandel zubewegt. Hierfür
fehlt bislang eine „Meßlatte“ von der Genauigkeit
des Konzepts der Industriegesellschaft.

Legt man die „längere“ der eingangs formulierten
„Meßlatten“ - die Prinzipien der Modernisierung -
an die genannten Tendenzen sozialstruktureller
Pluralisierung in Westdeutschland an, so wird 
deutlich, daß sie durchweg Modernisierungen, und
zwar sehr radikale Modernisierungen, darstellen.
Wie anders als individuelle Optionsmehrungen
und als individuelle, zweckrationale Lösungen las­
sen sich verringerte Kinderzahlen, „maßgeschnei­
derte“ Lebensformen, flexibilisierte Arbeitszeiten
und pluralisierte Lebensstile interpretieren?

Im Hinblick auf die Sozialstruktur Ostdeutsch­
lands stellen sich unter anderem die folgenden Fra­
gen:

21 Vgl. Stefan Hradil, Epochaler Umbruch oder ganz nor­
maler Wandel? Wie weit reichen die neueren Veränderungen
der Sozialstruktur in der Bundesrepublik, in: Bundeszentrale
für politische Bildung (Anm. 11), S. 73-100.



1. Wenn Westdeutschland Modernisierungsvor­
sprünge gegenüber Ostdeutschland aufweist,
stellen diese Vorsprünge eine neue Stufe der
Modernisierung dar?

2. Betrieb man in der DDR, die offenkundig auch
eine Gesellschaft auf dem Modernisierungspfad
war, eine andere, evtl, weniger erfolgreiche Art
der Modernisierung?

3. Läßt sich aus dieser Konfrontation Gewinn für
die gegenwärtige Diskussion um die gesell­
schaftliche Modernisierung ziehen?

III. Die „objektive“ und
die „subjektive“ Modernisierung

Erstens: Die Sozialstruktur Westdeutschlands ist,
wie die vieler anderer fortgeschrittener Gesell­
schaften, wesentlich weiter und in anderen Berei­
chen über die Strukturen einer herkömmlichen In­
dustriegesellschaft hinausgewachsen, als Daniel
Bell und Alain Touraine, die wichtigsten Theoreti­
ker der „Postindustriellen Gesellschaft“, diagnosti­
zierten. Diese - eine Dienstleistungs- und Wissens­
gesellschaft22 - stellt lediglich ein Anwachsen und
eine Ausdifferenzierung von Institutionen des Bil-
dungs- und Wirtschaftssystems dar. Westdeutsch­
land hat, wie andere fortgeschrittene Gesellschaf­
ten, Strukturveränderungen auch in anderen Be­
reichen hervorgebracht.

Es war der sozio-kulturelle Bereich, es waren die 
Werte und Normen, das Denken und Handeln der
einzelnen, wo sich in Westdeutschland sozialstruk­
turell besonders viel veränderte. Dieser Bereich,
vom Wertewandel über die Technologiediskussion
bis hin zur sozialstrukturell bedeutsamen Plurali-
sierung von ethnischen und sozio-kulturellen Mi­
lieus, Lebensformen, Beschäftigungsverhältnissen,
Lebensstilen und neuen sozialen Bewegungen, die
oben skizziert wurden, ist es auch, der die weitrei­
chendsten sozialstrukturellen Modernisierungsvor­
sprünge Westdeutschlands gegenüber der ostdeut­
schen Sozialstruktur aufweist. Diesen Wandel der
Sozialstruktur hin zu „subjektiven“ Freiräumen
und Pluralisierungen kann man in der Tat als eine
neue Stufe der Modernisierung bezeichnen. Aller­
dings, da sich an vielen organisatorischen und
systemischen Grundzügen der herkömmlichen In­
dustriegesellschaft nichts ändert, sollte diese Stufe 
vielleicht nur als die einer „entwickelten Industrie­
gesellschaft“ bezeichnet werden.

Zweitens: Der Wandel der westdeutschen Sozial­
struktur im sozio-kulturellen und im „subjektiven“

22 Vgl. Daniel Bell, Die nachindustrielle Gesellschaft,
Reinbek 1979; Alain Touraine, Die postindustrielle Gesell­
schaft, Frankfurt/M. 1972.

Bereich, der durch die Konfrontation und Vereini­
gung mit der Sozialstruktur der DDR erst vollends
sichtbar wurde, kommt nicht von ungefähr. Er be­
ruht auf einer anderen Modernisierungsstrategie,
die sich in Westdeutschland immer mehr in den
Vordergrund geschoben hat. Man kann sie „sub­
jektive“ Modernisierung nennen.

Wie Fortschritt und Modernisierung zu realisieren
seien, welche Ziel- und Programmplanungen maß­
gebend sein sollten, war in der Nachkriegszeit pri­
mär Sache des Marktes, wurde in den siebziger
Jahren auch dem Wohlfahrtsstaat überantwortet
und dann seit den achtziger Jahren immer mehr
den einzelnen und öffentlichen Diskursen überlas­
sen. Parallel lief der Wandel gesellschaftlicher und
politischer Zielsetzungen vom Wohlstandspara­
digma über das Wohlfahrtsparadigma zum Lebens­
weiseparadigma .23 Dieser Wandel beruhte weniger
auf überlegener Einsicht als auf schlechten Erfah­
rungen.

Die schlechten Erfahrungen bezogen sich zum
einen paradoxerweise auf die Erfolge der Moderni­
sierung: Die Steigerung des Wohlstandes und der
individuellen Ressourcen machte erst recht sicht­
bar, daß Modernisierung zwar erfolgreich diese
Mittel mehrte, aber die damit erreichbaren Ziele
schwinden und fragwürdig werden ließ. Die „Sub- 
jektivierung“ der Modernisierung beruhte zum an­
dern auf schlechten Erfahrungen im Hinblick auf
Modernisierungsmzßer/o/ge: Vom Verkehrswahn­
sinn bis hin zur alltäglichen Funktionalisierung des
Menschen brachte die Modernisierung so viele ne­
gativ bewertete Erscheinungen mit sich, daß weder
Markt noch Staat, sondern nur „subjektive“ Kon­
trolle darüber übrig blieb, welche individuellen
Optionen am Platz seien, welche rationalen Mittel
zum Erreichen welcher Zwecke einzusetzen seien
etc. Diese Subjektivität ersetzte keine Perspektive;
sie kalkulierte Scheitern und Irrtum ein; sie er­
schien aber im Privaten und im Öffentlichen geeig­
net, vor Schlimmerem zu bewahren; sie setzte da­
bei viel Kreativität und Initiative frei.

Demgegenüber wurde Modernisierung in Ost­
deutschland bis zuletzt „objektiv“ betrieben. Was 
Fortschritt hieß, wie individuelle Optionen ausse-
hen sollten, welche Mittel zu welchen Zwecken
einzusetzen seien, wurde nach „objektiven“ Maß­
stäben festgesetzt. Diese Art der Modernisierung
zielte auf umfassende Funktionalisierung, auf
Zweckmäßigkeit und auf Schutz vor Scheitern.
Diese Strategie scheiterte gerade deshalb. Sie
schadete der Ökonomie, Umwelt und persönlicher
Kreativität gleichermaßen.

Drittens: Die deutsche Vereinigung und das Auf­
einandertreffen so unterschiedlich (weit) moderni­
sierter Sozialstrukturen hat sicher erst einmal ne­

23 Frei nach: Joachim Raschke, Politik und Wertwandel in
westlichen Demokratien, in: Aus Politik und Zeitgeschichte,
B 36/80, S. 36-45.



gative Auswirkungen: Finanzierungslasten, ver­
schärfte Verteilungskämpfe, Mentalitätsbrüche,
das Zurückfallen ins Mittelfeld der europäischen
Wohlstandshierarchie, insgesamt eine gewisse
„Modernisierungspause“. Freilich gibt es auch Be­
reiche beschleunigter Modernisierung, vor allem,
was die Stellung von Frauen im Erwerbsleben und
die Freiräume von Frauen (z.B. bezüglich der Ab­
treibung) betrifft.

Für den sozialstrukturellen Wandel kann die Mo­
dernisierungsverzögerung nach der Wiedervereini­
gung aber auch positive Auswirkungen haben:
Drei sollen abschließend angedeutet werden:

- „Postmoderne“ Lebensstilparadigmata in West­
deutschland, seien sie privat oder öffentlich, die
auf der Suche nach Weg und Ziel von der Realität
abheben, können durch die Konfrontation mit den
sehr handfesten „frühmodernen“ Problemen in
Ostdeutschland auf den Boden von eindeutigen
Handlungsnotwendigkeiten und -möglichkeiten
zurückfinden. Regression auf der Modemitäts-
skala kann hilfreiche Denkpausen vermitteln.

- Dieses Moratorium kann auch dazu genutzt wer­
den, Formen „subjektiver“ Modernisierung wei­
terzuentwickeln und zu konsolidieren. Dies ist
nötig, um den „cultural lag“ der herkömmlichen
Industriegesellschaft, wo die technische, ökonomi­
sche und materielle Entwicklung den sozio-kultu-
rellen Strukturen, dem Denken und dem Handeln
der Menschen vorauseilte, dauerhaft in einen „in-

stitutional lag“ zu verwandeln. Dies ist nötig, um
dem Bewußtsein möglichst vieler Menschen, um
öffentlichen Diskursen, auch und gerade im Hin­
blick auf die Richtung der gesellschaftlichen Ent­
wicklung, einen Vorsprung vor den institutionei­
len, materiellen, technischen und ökonomischen
Gegebenheiten zu verschaffen. Dies ist nötig, um 
Modernisierung von einem technologisch und öko­
nomisch vorwärtsgetriebenen, wie auf einer ein­
spurigen Einbahnstraße selbstlaufenden Prozeß
dauerhaft in einen kulturell und reflexiv gesteuer­
ten Prozeß zu verwandeln. Die herkömmliche
moderne Industriegesellschaft mit ihrer Ressour­
cenmehrung, Bildungsexpansion und Perfektionie­
rung der sozialen Sicherung schuf die Möglichkei­
ten zu solch „subjektiver“ Selbststeuerung; sie
lieferte mit Umweltzerstörung, Verkehrsinfarkt,
Städtezerstörung, Randgruppen, Datenmiß­
brauch, neuer Armut etc. aber auch die Anlässe
dazu.

- Die „Modernisierungspause“ nach der Wieder­
vereinigung kann dabei helfen, Modernisierung als
Gestaltung des Gewollten zu begreifen, das sehr
unterschiedliche Entwicklungsrichtungen und -ge-
schwindigkeiten einschlagen kann. Wir müßten
uns dann an diese Bedeutung des Moder­
nisierungsbegriffs gewöhnen, mit dem wir heute
noch oft Geradlinigkeit und Altemativlosigkeit
verbinden. Das heißt, daß Gesellschaftsmitglieder
im Zuge der so verstandenen Modernisierung auch
Sozialstruktur und Lebensbedingungen selbst ver­
ändern.



Rainer Geißler

Die ostdeutsche Sozialstruktur unter
Modemisierungsdruck

I. Vorbemerkungen

Während vier Jahrzehnten deutscher Teilung ha­
ben sich in den Sozialstrukturen der Bundesrepu­
blik Deutschland und der DDR ähnliche, aber
auch unterschiedliche Entwicklungen vollzogen .1

In diesem Beitrag geht es in erster Linie um die
Unterschiede, denn durch diese entstehen die
Probleme bei dem Vorhaben, die beiden deut­
schen Teilgesellschaften wieder zusammenzu­
führen.

Ich werde in diesem Beitrag zwei Leitfragen nach­
gehen:

1. Welche sozialstrukturellen Besonderheiten hat­
ten sich im real existierenden Sozialismus der
DDR herausgebildet?

2. Was passiert mit diesen Besonderheiten im
Verlauf des „Zusammenwachsens“ der beiden
Gesellschaften?

Meine übergreifende These zu den derzeit ablau­
fenden sozialstrukturellen Transformationen lau­
tet: Die ostdeutsche Sozialstruktur steht unter Mo­
dernisierungsdruck.

Ich möchte diese These in zwei Schritten kon­
kretisieren. Im ersten Teil werde ich zeigen, daß
sich die realsozialistischen Spezifika der ostdeut­
schen Sozialstruktur (von zwei Ausnahmen abge­
sehen) als Modernisierungsdefizite deuten lassen -
als Abweichungen vom Modernisierungsprozeß
oder als Modernisierungsrückstände, die Lei­
stungsschwäche zur Folge hatten und schließlich
einen wichtigen Ursachenkomplex für den Zu­
sammenbruch des sozialistischen Systems bilde­
ten. Und im zweiten Teil werde ich darlegen, daß
sich die ostdeutsche Sozialstruktur unter dem
Leitziel der Herstellung gleicher Lebensverhält­
nisse in Ost und West aus Gründen der Effizienz
nach und nach - in sektoral unterschiedlichem
Tempo - an das westdeutsche Muster anpaßt bzw. 
anpassen wird.

1 Vgl. Rainer Geißler, Die Sozialstruktur Deutschlands.
Ein Studienbuch zur sozialstrukturellen Entwicklung im ge­
teilten und vereinten Deutschland, Opladen 1992.

II. Besonderheiten
der ostdeutschen Sozialstruktur:

Modernisierungsvorsprünge
und Modernisierungsdefizite

In der 40jährigen Geschichte der DDR haben sich
zehn Besonderheiten der ostdeutschen Sozial­
struktur herausgebildet, acht von ihnen lassen sich
als Modernisierungsdefizite und zwei als Moderni­
sierungsvorsprünge deuten.

Ich beginne den Überblick mit den Modernisie­
rungsvorsprüngen.

1. Gleichstellungsvorsprung der Frauen

Die von Männern initiierte und kontrollierte
„Emanzipation von oben“ hat den ostdeutschen
Frauen keine Gleichstellung gebracht, aber in vie­
len Bereichen einen Gleichstellungsvorsprung,
wenn man ihre Soziallage mit derjenigen der west­
deutschen Frauen vergleicht. In Abbildung 1 ist
eine kleine Auswahl aus einer Fülle von empiri­
schen Indikatoren zusammengestellt, die diesen
Sachverhalt belegen :2 Frauen in der DDR waren
besser qualifiziert, in der oberen Mitte der Berufs­
hierarchie besser vertreten und politisch aktiver
sowie in den unteren und mittleren Ebenen der
Herrschaftsstruktur stärker präsent. Die sozialen
Unterschiede zwischen den Geschlechtern waren
in der DDR nicht nur im Bildungssystem, in der
Berufswelt und in der Politik weiter abgebaut wor­
den als in der alten Bundesrepublik, sondern auch
die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in den
Familien hatte sich etwas weiter aufgelockert -
eine notwendige Voraussetzung für das stärkere
Engagement der Frauen in den drei anderen Sek­
toren des gesellschaftlichen Lebens.

Um den Stand der Frauenemanzipation im Sozia­
lismus nicht allzusehr durch quantitative Ver­
gleichsdaten zu glorifizieren, sollte man allerdings
zum Beispiel auch erwähnen, daß die westdeutsche* S.

2 Vgl. Rainer Geißler, Soziale Ungleichheiten zwischen
Männern und Frauen - Erfolge und Hindernisse auf dem
Weg zur Gleichstellung in den beiden deutschen Gesellschaf­
ten, in: Sozialwissenschaftliche Informationen, 19 (1990),
S. 181-196; ders., Soziale Ungleichheit zwischen Frauen und
Männern im geteilten und vereinten Deutschland, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte, B14-15/91, S. 13-24; ders.
(Anm. 1), Kap. 8.



Abb. 1: Gleichstellungsvorsprung der ostdeutschen Frauen
Frauenanteil in verschiedenen Sektoren von Bildung, Beruf und Politik (in Prozent)

Bildung
Studierende an
wiss. Hochschulen (1989)

Promotionen (1988)

Beruf
Habilitationen (1988)

Richterinnen (1989)

Schuldirektorinnen
(BRD 1988; DDR 1982)

Politik
Gewerkschaftsmtgl.
(BRD 1989; DDR 1988)
Betriebsrat/BGL-
Vorsitz (1986/1987)

Bundestag/Volks­
kammer (1988/89)

Quellen: Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft (Hrsg.), Grund- und Strukturdaten 1990/91, Bad Honnef
1990, S. 142, 221, 250; Informationsdienst des Instituts der deutschen Wirtschaft, 1987, Nr. 16, S.4; Autorenkollektiv
(Ltg. Rudi Weidig), Sozialstruktur der DDR, Berlin (Ost) 1988, S. 323; Statistische Jahrbücher der Bundesrepublik und
der DDR; Zweiwochendienst (Frauen und Politik), (1988)3, S. 5ff.

Frauenbewegung Diskussionen und „emanzipato-
rische“ Bewußtseinsveränderungen in Gang ge­
setzt hat - z.B. durch kritische Hinweise auf
sprachliche Sexismen oder auf das „Sexualobjekt
Frau“ die in der.DDR in dieser Form nicht statt­
fanden .3

2. Bessere Versorgung mit beruflichen
Grundqualifikationen

Bis in die sechziger Jahre hinein hatte die Mehrheit
der erwerbstätigen Bevölkerung in beiden Teilen
Deutschlands keine abgeschlossene berufliche
Ausbildung. Inzwischen ist der Typ des ungelern­
ten Arbeiters oder Angestellten im Zuge der Her­
ausbildung der „Wissensgesellschaft“ (Daniel Bell)
in Ost und West zu einer Minderheit geschrumpft.
In der DDR wurde allerdings die bessere Versor-

3 Erstaunlich ist auch der Befund, daß die Vorbehalte ge­
genüber Frauen in Männerberufen und in beruflichen Füh­
rungspositionen unter der ostdeutschen Bevölkerung - so­
wohl unter Männern als auch unter Frauen - weiter verbrei­
tet sind als unter der westdeutschen. Vgl. Bundesministerium
für Frauen und Jugend (Hrsg.), Gleichberechtigung von
Frauen und Männern. Wirklichkeit und Einstellungen in der
Bevölkerung, o. O. 1992, S. 71, 73, 87.

gung der Bevölkerung mit beruflichen Grundquali­
fikationen zielstrebiger, schneller und erfolg­
reicher angepackt als in der Bundesrepublik .4 Ab­
bildung 2 zeigt, daß kurz vor der Wende in der
Bundesrepublik noch fast jeder vierte, in der DDR
jedoch nur jeder zehnte zu den Ungelernten
gehörte .5

Die Daten in Abbildung 2 machen auch deutlich,
daß der Anstieg der Qualifikationsanforderungen
in der Berufswelt in beiden Gesellschaften nicht
mit der Bildungsexpansion und mit der Anhebung
des Ausbildungsniveaus Schritt halten konnte.
Viele Erwerbstätige müssen an ihren Arbeitsplät­
zen unterqualifiziert eingesetzt werden. Aber auch
die sog. „Einsatzqualifikationen“, die tatsächli-

4 Vgl. im einzelnen Rainer Geißler, Entwicklung der So­
zialstruktur und Bildungswesen, in: Bundesministerium für
innerdeutsche Beziehungen (Hrsg.), Vergleich von Bildung
und Erziehung in der Bundesrepublik Deutschland und in
der Deutschen Demokratischen Republik, Köln 1990,
S. 100 f.
5 Nach dem Sozio-ökonomischen Panel vom Juni 1990 liegt
der Anteil der Ungelernten mit 9% noch um einen Prozent­
punkt niedriger als nach der offiziellen DDR-Statistik für die
Jahre 1988 und 1989.



Abb. 2: Berufliche Grundqualifikation der Erwerbstätigen in BRD und DDR (in Prozent)

Ausbildungsqualifikation (BRD 1989, DDR 1988 (1))

Ungelernte
23

Einsatzqualifikation (2) (BRD 1989, DDR 1990)

keine abgeschl.
Berufsausbildung
erforderlich

keine bes. AusbV
nur kurze Einwei­
sung am Arbeits­
platz erforderlich

BRD dl DDR

(1) Erwerbstätige in der sozialistischen Wirtschaft (ohne PGH)
(2) abhängig Beschäftigte '
PGH= Produktionsgenossenschaft des Handwerks

Quellen: Ausbildungsqualifikation - Statistische Jahrbücher der Bundesrepublik und der DDR.
Einsatzqualifikation - Gert Wagner/Jürgen Schupp, Die Sozial- und Arbeitsmarktstruktur in der DDR und in Ost­
deutschland, in: Projektgruppe (Anm.7), S. 181 (Datenbasis: Sozio-ökonomisches Panel).

eben Qualifikationsanforderungen in der Arbeits­
welt, lagen in der DDR im unteren Bereich etwas
höher als in der Bundesrepublik.

Mit diesem Vergleich in einem Sektor der Quali­
fikationsstruktur soll kein Gesamturteil über die
Qualität des DDR-Bildungssystems gefällt wer­
den. Der große Umschulungs- und Weiter­
bildungsbedarf in den neuen Ländern macht
nachdrücklich auf „Rückständigkeiten“ in der
ostdeutschen Qualifikationsstruktur aufmerksam.
Dennoch kann das DDR-Bildungssystem im Ver­
gleich zu anderen gesellschaftlichen Teilberei­
chen Ostdeutschlands als relativ modern angese­
hen werden.

Erhebliche Modernisierungsdefizite lassen sich da­
gegen in den folgenden sozialstrukturellen Spezi­
fika Ostdeutschlands diagnostizieren.

3. Leistungsschwäche/Lebensstandarddefizit

Die Fakten zum West-Ost-Gefälle im Lebensstan­
dard - die sich öffnende Einkommensschere, die 
Unterschiede in den Konsumchancen, in der Ver­
sorgung mit Wohnungen, Gütern und Dienstlei­
stungen, im Gesundheitszustand und in den
Lebenserwartungen - sind inzwischen allgemein
bekannt, so daß ich mir hier die Präsentation von

empirischen Einzelheiten erspare .6 Die Leistungs­
schwäche des sozialistischen Systems, die in diesem
Gefälle zum Ausdruck kommt, ist auf einen viel­
schichtigen Ursachenkomplex zurückzuführen, zu
dem auch die folgenden sozialstrukturellen Beson­
derheiten gehören.

4. Übermäßige Nivellierung vertikaler
Ungleichheiten

Eine zentrale Ursache liegt in der übermäßigen
Nivellierung vertikaler (schichttypischer) Un­
gleichheiten. Die egalitäre Gesellschaftspolitik der
DDR-Führung, die u. a. an dem Prinzip der „An­
näherung aller Klassen und Schichten“ orientiert
war, hat die Einkommen wichtiger Leistungsträger
- hochqualifizierte Berufsgruppen, Selbständige -
erheblich näher an den Durchschnitt gedrückt als
in der Bundesrepublik (s. Abbildung 3) .7

Nutznießer dieser Einebnung waren die Arbei­
terinnen und Genossenschaftsbauern. In der DDR

6 Vgl. R. Geißler (Anm. 1), Kap. 3.
7 Vgl. auch Frank Adler, Einige Grundzüge der Sozial­
struktur der DDR, in: Projektgruppe „Das Sozio-ökono-
mische Panel“ (Hrsg.), Lebenslagen im Wandel, Frank-
furt-New York 1991, S. 169; Frank Adler, Ansätze zur Re­
konstruktion der Sozialstruktur des DDR-Realsozialismus,
in: Berliner Journal für Soziologie, 1 (1991), S. 163ff.



Abb. 3: Einkommensnivellierung in der DDR im Vergleich zur BRD (1988)
Abweichungen vom Durchschnittseinkommen

Selbstständige (1)

Hochschulingenieur-
Innen/Wissenschaft-
lerlnnen (2)

Arbeiterinnen (3)

Landwirte/LPG-Mit-
glieder (3)

Durchschnittseinkommen = 100

IBRD □ DDR

(1) verfügbares Haushaltseinkommen; ohne Landwirte; BRD: ohne Spitzenverdiener (mehr als 25 000 DM/Monat)
(2) Bruttoverdienst
(3) verfügbares Haushaltseinkommen je Haushaltsmitglied
Quellen: Statistisches Bundesamt (Selbständige); M. Gornig/J. Schwarze (Anm.44), S. 1622 (Hochschul­
ingenieurinnen, Wissenschaftlerlnnen); Klaus-Dietrich Bedau/Heinz Vortmann, Die Einkommensverteilung nach
Haushaltsgruppen in der ehemaligen DDR, in: DIW Wochenbericht, 57 (1990), Nr. 47, S. 659 (Arbeiter, Landwirte).

lagen die Pro-Kopf-Haushaltseinkommen dieser
Gruppen in etwa im Durchschnitt, in der Bundes­
republik dagegen deutlich unter dem Durch­
schnitt. Die DDR war also im Hinblick auf die
Verteilung der Einkommen durchaus ein „Ar­
beiter- und Bauernstaat“. Die relative Besserstel­
lung dieser Schichten wurde allerdings mit Ein­
bußen in der absoluten Höhe ihres Lebensstan­
dards erkauft.

Das in dieser Aussage enthaltene funktionalisti-
sche Argument, daß die Nivellierung vertikaler
Ungleichheiten eine zentrale Ursache für die Lei­
stungsschwache des sozialistischen Systems gewe­
sen ist, wurde im letzten Jahrzehnt in der DDR
insbesondere von dem Soziologen Manfred Lötsch
vertreten .8 Im Berliner Journal für Soziologie
schreibt Lötsch, die Nivellierungseffekte seien die

8 Vgl. u.a. Manfred Lötsch, Zur Triebkraftfunktion sozia­
ler Unterschiede, in: Informationen zur soziologischen For­
schung in der Deutschen Demokratischen Republik, 17
(1981), S. 14-19; ders., Sozialstruktur und Triebkräfte, in:
Informationen zur soziologischen Forschung in der Deut­
schen Demokratischen Repulik, 20 (1984), S. 3—16; Ingrid
Lötsch/Manfred Lötsch, Soziale Strukturen und Triebkräfte,
in: Jahrbuch für Soziologie und Sozialpolitik, Berlin (Ost)
1985, S. 195-177.

„causa finalis“ für das letztliche Scheitern des So­
zialismus .9

Ich kann dieser Argumentation zunächst durchaus
zustimmen, allerdings erscheint sie mir - selbst
wenn man die eingeschränkte Perspektive des So­
zialstrukturanalytikers einnimmt und wichtige
Faktoren aus dem ökonomischen Bereich im enge­
ren Sinne ausklammert - zu monokausal. Die So­
zialstrukturanalyse kann eine zweite causa finalis
sichtbar machen: die übermäßige Konzentration
der Macht.

5. Übermäßige Konzentration der Macht

Im Sozialismus waren vertikale Ungleichheiten in
vielen Lebensbereichen übermäßig nivelliert,
Macht dagegen war übermäßig konzentriert. Trotz
fortschreitender gesellschaftlicher Differenzierun­
gen blieb Macht ungeteilt und ohne wirksame
Kontrolle von unten in der Spitze des SED-Appa-<
rates zusammengeballt. Die zentrale Steuerung al­
ler wichtigen gesellschaftlichen Funktionsbereiche

9 Manfred Lötsch, Konturen einer Theorie der Sozialstruk­
tur, in: Berliner Journal für Soziologie, 1 (1991), S. 195-202.



- Politik, Wirtschaft, Justiz, Kommunikation, Wis­
senschaft, Kultur, öffentliche Erziehung - verhin­
derte die Ausbildung ausreichender relativer
Autonomie und funktionaler Eigendynamik bei
den gesellschaftlichen Subsystemen, die für die Ef­
fizienz komplexer Systeme erforderlich ist .

I
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ch möchte daher die These von Lötsch erweitern:
Übermäßige Nivellierungen in Kombination mit
übermäßiger Konzentration von Macht waren
letztlich die entscheidenden sozialstrukturellen Ur­
sachen für die Ineffizienz und schießlich den Zu­
sammenbruch des Sozialismus (nachdem der
Druck von außen zum Systemerhalt gewichen 
war).

In der Schichtstruktur schlug sich die Machtkon­
zentration in zwei Besonderheiten nieder:

In der DDR existierte eine monopolitische Macht­
elite - hierarchisch strukturiert, ideologisch relativ
homogen, überaltert und z.T. vergreist, mit großer
Machtfülle, aber, von wenigen Ausnahmen abge­
sehen, mit vergleichsweise bescheidenen materiel­
len Privilegien ausgestattet .

D
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ie Machtelite sicherte sich ihre Herrschaft u. a.
mit Hilfe einer loyalen, disziplinierten sozialisti­
schen Dienstklasse von höheren, mittleren und
subalternen Funktionären und Staatsangestellten.
Diese umfaßte ca. ein Fünftel der Erwerbstätigen
und war zahlenmäßig stark aufgebläht. So war
z. B. in den Funktionen des öffentlichen Dienstes
in der DDR ein Beschäftigter für schätzungsweise
sechs bis acht Einwohner tätig, in der Bundesrepu­
blik dagegen für 14 Einwohner .12 Ein übermäßig
großer Teil der sozialistischen Dienstklasse - ins­
besondere der stark ausgebaute Staatssicherheits­
dienst - war dabei ausschließlich mit der Überwa­
chung und Unterdrückung der Bevölkerung be­
schäftigt. Der hohe Bedarf an menschlicher
Arbeitskraft zur Stabilisierung des undemokrati­
schen zentralistischen Herrschaftssystems absor­
bierte also übermäßig viele Energien, die dann für
andere gesellschaftliche Aufgaben nicht mehr zur
Verfügung standen.

Mit der Herrschaftsstruktur hängt auch das vierte
Modemisierungsdefizit zusammen - die politisierte
Statuszuweisung.

10 Vgl. u. a. Detlef Pollack, Das Ende einer Organisations­
gesellschaft, in: Zeitschrift für Soziologie, 19 (1990),
S.292-307.
11 Vgl. im einzelnen R. Geißler (Anm. 1), Kap. 5.1; vgl.
auch Gerd Meyer, Die DDR-Machtelite in der Ära Honek-
ker, Tübingen 1991.
12 Vgl. Rainer Geißler, Transformationsprozesse in der
Sozialstruktur der neuen Bundesländer, in : Berliner Journal
für Soziologie, 1 (1991), S. 183 f.

6. Politisierte Statuszuweisung

In der DDR war politische Loyalität, insbesondere
SED-Loyalität, eine Voraussetzung für sozialen
Aufstieg, manchmal war sie bei der Besetzung von
Führungspositionen wichtiger als fachliche Qualifi­
kation. Dazu zwei Beispiele:

- Der Präsident der Leopoldina - der Deutschen
Akademie für Naturforscher in Halle - schätzt,
daß mindestens 80 Prozent der Professoren
SED-Mitglieder waren und viele davon „Partei­
buchkarrieren“ ohne ausreichende fachliche
Eignung hinter sich hatten.

- Dieser leistungshemmende Mechanismus war
auch auf der mittleren Ebene der Sozialstruktur
wirksam: So meinten 60 Prozent von ca. 1000
befragten Montagearbeitern, es sei in erster Li­
nie politische Aktivität nötig, „wenn man hier
vorankommen will“, nur 22 Prozent führten
„berufliches Können“ an

Di
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e politisierte Statuszuweisung war notwendig für
die Erhaltung des zentralistischen Herrschaftssy­
stems, gleichzeitig behinderte sie jedoch die opti­
male Zuordnung und Nutzung der sachlich-funk­
tionalen Qualifikationen und schwächte damit die 
sozioökonomische Leistungskraft der Sozialstruk­
tur.

7. Erstarrungstendenzen

Abbildung 4 zeigt, daß die Arbeiterkinder an den
Universitäten der DDR in den letzten drei Jahr­
zehnten zunehmend von den Kindern der Intelli­
genz verdrängt wurden. Nach einer dramatischen
sozialen Öffnung in der revolutionären Umbruch­
phase des ersten Nachkriegsjahrzehnts, die durch
ein Bündel bildungspolitischer Maßnahmen und
durch Verstöße gegen das Leistungsprinzip
(„Arbeiter-und-Bauern-Bonus“) ausgelöst wurde,
schlossen sich die Hochschulen seit Ende der fünf­
ziger Jahre wieder zunehmend für die Kinder der
Arbeiterschaft14. Als Folge dieser sozialen Schlie­
ßung waren 1989 die Studienchancen für Arbeiter­
kinder in Ostdeutschland erheblich schlechter als
in Westdeutschland, obwohl auch hier die Phase
der zunehmenden sozialen Öffnung der Universi­
täten seit längerem beendet ist und Schließungs­
tendenzen erkennbar werden.

Die soziale Schließung der Hochschulen läßt sich
als Verstoß gegen das Prinzip der leistungsbezoge­
nen Chancengleichheit und damit als Abweichung
vom Modemisierungsprozeß deuten.

13 Dieter Voigt, Montagearbeiter in der DDR, Darm­
stadt-Neuwied 1973, S. 109.
14 Vgl. Rainer Geißler, Bildungschancen und Statusverer­
bung in der DDR, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und
Sozialpsychologie, (1983) 35, S. 755-770, und ders.
(Anm. 4).

m



Abb. 4: Sozialprofil der Studierenden an Wissenschaftlichen Hochschulen

in Prozent

---------Arbeiterkinder DDRArbeiterkinder BRD

Intelligenzkinder DDR

1945/46 1954 1958/59 1966/67

Quellen: DDR 1954-1967: nach Statistische Jahrbücher der DDR; DDR 1979-1989: eigene Berechnungen nach
Gustav-Wilhelm Bathke, Herkunftsbedingungen von Studienanfängern, in: Uta Starke/Uta Bruhm-Schlegel (Hrsg.),
Leistungsstreben von Studienanfängern, Leipzig 1984, S. 74, und Gustav-Wilhelm Bathke, Soziale Reproduktion und
Sozialisation von Hochschulstudenten in der DDR, in: Günter Burkart (Hrsg.), Sozialisation im Sozialismus, Weinheim
1990, S. 120; Bundesrepublik: Peter Lundgreen, Sozialgeschichte der deutschen Schule im Überblick, Teil 2:
1918-1980, Göttingen 1981, S. 153 (1954-1967); 11. und 12. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks
(1979, 1988).
Da die Untersuchungen des Leipziger Zentralinstituts für Jugendforschung die westdeutsche Kategorie des „Arbei­
ters“ nicht enthalten, beruhen die Angaben zur DDR für die Jahre 1979 und 1989 auf Schätzungen. Dabei wurde die
soziale Herkunft der Studierenden, die nicht aus der Intelligenz stammen, nach den Proportionen des Sozialprofils
dieser Gruppen berechnet, die bei den Studierenden des Jahres 1967 Vorlagen.

8. Tertiärisierungsrückstand und aufgeblähte
Dienstleistungssegmente

Die niedrige Produktivität sowie die Ideologie und
Praxis der Planwirtschaft hatten einen erheblichen
Tertiärisierungsrückstand zur Folge. Handel, Ver­
kehr, Kreditgewerbe, Versicherungen, sonstige
Dienstleistungsunternehmen usw. waren in der
DDR nur schwach entwickelte Bereiche. Nach
1970 erfolgte in der Bundesrepublik ein Tertiäri-
sierungsschub, ein starker Ausbau des Dienstlei­
stungssektors, der in der DDR weitgehend aus­
blieb. In der Bundesrepublik arbeiteten 1989
55 Prozent der Erwerbstätigen im tertiären,
41 Prozent im sekundären (warenproduzierenden
Gewerbe) und nur noch 3,7 Prozent im primären
Bereich (Land- und Forstwirtschaft, Fischerei). In
der DDR waren im selben Jahr nur 40 Prozent im 
tertiären Sektor beschäftigt, aber noch 50 Prozent

im sekundären und 11 Prozent im primären. Die
Folge für die DDR waren eine überdimensionierte
Arbeiter- und Bauernschaft sowie unterentwik-
kelte Dienstleistungsschichten, insbesondere im
privaten Bereich .

D
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ie Deformation der ostdeutschen Dienstlei­
stungsstruktur wird in ihrer Wirkung verschärft
durch eine Besonderheit, die fast paradox anmu­
tet: Es gab in der DDR zu wenige Dienstleister,
aber wo es sie gab, waren es ihrer zu viele. So ar­
beiteten die volkseigenen Betriebe der Planwirt­
schaft mit aufgeblähten Verwaltungsapparaten,
die u. a. nötig waren, um Pläne zu begründen und
die Zentrale über die Planerfüllung zu informie­

15 Vgl. Rainer Geißler, Sozialer Umbruch als Modernisie­
rung, in: Rainer Geißler (Hrsg.), Sozialer Umbruch in Ost­
deutschland, Opladen 1992 (im Druck).



ren .16 Der Personalbestand pro Einwohner in den
Kommunen der neuen Bundesländer war zu Be­
ginn dieses Jahres fast doppelt so hoch wie in west­
deutschen Städten und Gemeinden .
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. Quasi-Vernichtung des alten Mittelstandes

Zu einer effizienten modernen Sozialstruktur ge­
hört ein Mittelstand von Selbständigen. Er bildet
ein sozialstrukturelles Zentrum von Leistungsmo­
tivation und kann in einigen Bereichen flexibler
und effizienter auf Kundenwünsche eingehen als
Großorganisationen.

In der Bundesrepublik wurde der Mittelstand - der
düsteren Marx-Engels-Prognose entsprechend -
zwischen 1950 und 1970 zahlenmäßig erheblich re­
duziert. Seitdem hat sich jedoch sein Umfang - ab­
gesehen vom primären Sektor - einigermaßen sta­
bilisiert; 1989 waren 11 Prozent der westdeutschen
Erwerbstätigen selbständig bzw. halfen im eigenen
Familienbetrieb mit. In der DDR dagegen wurde
der Marx-Engels-Prophezeiung zum Durchbruch
verholten: Die Gruppe der Selbständigen wurde
fast vernichtet - aber nicht durch die Marktkräfte,
sondern durch die Sozialisierungs- und Kollektivie­
rungspolitik der sozialistischen Machtelite. Dem
kümmerlichen Rest Selbständiger von 2,2 Prozent
der Erwerbsbevölkerung (einschl. mithelfende Fa­
milienangehörige) waren in der DDR durch gesell­
schaftspolitische und planwirtschaftliche Vorgaben
weitere Fesseln angelegt, so daß er sein Leistungs­
potential nicht voll entfalten konnte

10
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. Abwanderungsdruck

Eine Folge der skizzierten Mängel waren Abwan­
derungsdruck und Bevölkerungsverluste. Wäh­
rend Westdeutschland eine Sogwirkung auf An­
gehörige aus weniger modernen Gesellschaften
ausübte, stand die DDR von Anbeginn an unter
Abwanderungsdruck. Sie war das einzige Land der
Welt, dessen Bevölkerung in den letzten vier Jahr­
zehnten kontinuierlich schrumpfte. Zwischen 1947
und 1974 - im Jahr 1973 dämmte die Bundesrepu­
blik den Einwanderungszustrom durch den An-
werbestop für ausländische Arbeitskräfte ein -
wuchs die westdeutsche Bevölkerung um 15 Mio. 
oder 32 Prozent an; die Bevölkerung der DDR da­
gegen ging im gleichen Zeitraum um 2 Mio. oder
11 Prozent zurück.

Die Flüchtlinge und Auswanderer aus der DDR
waren - das gilt sowohl für die Zeit vor dem Mau­
erbau als auch für die beiden letzten Übersiedler­

16 Vgl. Fred Klingen, Soziale Probleme des wirtschaft­
lichen Umbruchs in der DDR, in: Die DDR auf dem Weg
zur deutschen Einheit, Köln 1990, S. 78; zum Personalbe­
stand in Bildung und Wissenschaft, der pro Schüler bzw. Stu­
dent erheblich höher ist als in Westdeutschland, vgl. auch
S.ll

17 Vgl. Informationsdienst des Instituts der deutschen
Wirtschaft, (1992) 13, S.2.
18 Vgl. R. Geißler (Anm. 1), S. 104ff.

wellen vor der Öffnung der Mauer - in der Regel
relativ junge, überdurchschnittlich qualifizierte
Arbeitskräfte; sie gelten zudem als überdurch­
schnittlich motiviert, wagemutig, beweglich und
umstellungsfähig S19 ie hinterließen häufig
schmerzhafte Lücken in der Arbeitswelt, und ihr
plötzliches Verschwinden störte die Arbeitsabläufe
und die Versorgung mit Diensten. Der Abwande­
rungsdruck trieb also überdurchschnittlich lei­
stungsfähige Menschen aus dem Land und ver­
stärkte die Leistungsschwäche der Gesellschaft zu­
sätzlich.

III. Die Modernisierung
der ostdeutschen Sozialstruktur

Was passiert nun mit den sozialistischen Besonder­
heiten der ostdeutschen Sozialstruktur im Zuge
des sozialen Umbruchs?

Hinter der euphemistischen Metapher des „Zu­
sammenwachsens“ der beiden Teile Deutschlands,
die von Politikern gern benutzt wird und die „Ver­
schmelzung“ oder auch „Synthese“ suggerieren
kann, verbirgt sich in der Realität die weitgehende
Anpassung der ostdeutschen Sozialstruktur an das
westdeutsche Muster - ein Anpassungsprozeß, der
in erster Linie gleichbedeutend ist mit Modernisie­
rung und der funktionalen Erfordernissen folgt.

Die Politiker haben die Angleichung der Lebens­
verhältnisse in den beiden Teilen Deutschlands
und die Anhebung des ostdeutschen Lebensstan­
dards auf westdeutsches Niveau zum vorrangigen
Ziel für die Politik der nächsten Jahre prokla­
miert - ein Ziel, das wohl auch den Bedürfnissen
der überwiegenden Mehrheit der ostdeutschen Be­
völkerung entspricht. Dieser Abbau des West-Ost-
Gefälles im Lebensstandard setzt voraus, daß die
genannten leistungshemmenden Modernisierungs­
defizite der ostdeutschen Sozialstruktur nach und
nach verschwinden, wenn die Angleichung nicht
auf Dauer über Leistungstransfers von West nach
Ost hergestellt werden soll. Erforderlich sind also

- der Abbau leistungshemmender Nivellierun­
gen,

- die Dezentralisierung der Macht,

- die Entpolitisierung der Statuszuweisung und
die Beseitigung der Folgen politisierter Zuord­
nung (Allokation) von Qualifikationen,

19 Vgl. Paul Lüttinger, Der Mythos der schnellen Integra­
tion, in: Zeitschrift für Soziologie, 15 (1986), S. 30, sowie
Volker Ronge, Die soziale Integration von DDR-Übersied-
lern in der Bundesrepublik Deutschland, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 1-2/90, S. 39-47.



- die Wiederbelebung vertikaler Mobilität,

- die Schließung der Tertiärisierungslücke und
der Abbau von personellen Überhängen,

- der Wiederaufbau eines leistungsfähigen Mit­
telstandes sowie

- die Beseitung des Abwanderungsdrucks.

Erste Trends in dieser Richtung sind bereits empi­
risch zu beobachten. Sie vollziehen sich mit unter­
schiedlicher Geschwindigkeit. Am schnellsten
wandelt sich die Sozialstruktur dort, wo sie direkt
mit dem bereits erfolgten Austausch des politi­
schen Institutionensystems verknüpft ist.

1. Dezentralisierung der Machtstruktur:
Pluralisierung der Machtelite und Auflösung
der sozialistischen Dienstklasse

Die Machtstruktur wurde dezentralisiert und z.T.
demokratisiert. Damit sind gesellschaftliche Diffe­
renzierungsprozesse nachgeholt, Teilsysteme in re­
lative Autonomie entlassen worden. Diese können
ihre funktionale Eigendynamik und ihre Effizienz 
steigern.

Die monopolistische Machtelite wurde in eine plu­
ralistische verwandelt, deren Struktur sich dem
westdeutschen Muster annähert. Bei dieser Trans­
formation erfolgt weitgehend personeller Aus­
tausch: in den Bereichen Politik, Justiz, Militär
und Gewerkschaften nahezu vollständig; in den
Massenmedien weitgehend; in Verwaltung, Wirt­
schaft, Wissenschaft und Kultur teilweise. Dabei
wurde bzw. wird die neue Machtelite mit West­
deutschen durchmischt; Ostdeutschland wird z.T.
westdeutsch überschichtet.

Auch die sozialistische Dienstklasse hat sich inzwi­
schen aufgelöst. Der Staatssicherheitsdienst ist
vollständig, die großen Apparate der Parteien und
Massenorganisationen sind weitgehend ver­
schwunden. Andere Segmente der ehemaligen
Dienstklasse - in Bildung und Wissenschaft, in den
Massenmedien, im Militär - werden auf „west­
deutsche Normalgröße“ zurechtgestutzt. Die Justiz
wird dagegen zahlenmäßig ausgebaut, da sie we­
gen der DDR-Defizite an Rechtsstaatlichkeit vom 
üblichen Muster der Dienstklasse abweicht - sie
war nicht aufgebläht, sondern im Vergleich zur
Bundesrepublik erheblich unterbesetzt. Der ver­
bleibende Rest der alten Dienstklasse verwandelt
sich in pluralisierte Dienstleistungsschichten, die 
teils als private, teils als öffentliche Angestellte in
den verschiedenen Funktionsbereichen unter­
schiedlichen Herren dienen. Ein Teil wird in ab­
sehbarer Zeit in den privilegierten Beamtenstatus
erhoben.

Quantitativ läßt sich die Transformation der
Dienstklasse nur bruchstückhaft nachzeichnen:

- Ein Teil der gut 85500 hauptamtlichen Mitar­
beiter des Ministeriums für Staatssicherheit
wurde nach der Auflösung des Apparates in
den Ruhestand versetzt; ein Teil kam im Han­
del und Dienstleistungsgewerbe, häufig in neu
gegründeten „MfS-Betrieben“ unter („Stasi-
Mafia“ in der Wirtschaft), ein Teil war 1990
noch im öffentlichen Dienst tätig .

-
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Der einst 44000 hauptamtliche Funktionäre
umfassende Apparat der SED wurde fast voll­
ständig aufgelöst; seit 1.1.1992 arbeiten bei der
Nachfolgepartei PDS nur noch 200 hauptamtli­
che Parteiangestellte .

-
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Die Nationale Volksarmee beschäftigte 1984
172000 Berufs- oder Zeitsoldaten .22 Am 3. Ok­
tober 1990 wurden davon 50000 in die Bundes­
wehr übernommen. Darunter waren 32 000 Of­
fiziere, von denen 20000 in den folgenden fünf
Monaten entlassen wurden, davon 13000 auf
eigenen Antrag. Zielvorgabe der Bundeswehr­
führung ist es, 1994 noch 4000 Zeit- und Be­
rufsoffiziere der ehemaligen NVA zu beschäfti­
gen, d. h. nur rund 12 Prozent der im Oktober
1990 übernommenen .

-
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1989 gab es in der DDR lediglich 2720 Richte­
rinnen und Staatsanwältlnnen .24 (Zum Ver­
gleich: In der Bundesrepublik arbeiteten 1989
fast 21500 Richterinnen und Staatsanwältln-
nen, das waren pro Kopf der Bevölkerung mehr
als das 25.) In25 den fünf neuen Ländern
(ohne Berlin) wurden - die Übernahmequoten
variieren von Land zu Land - zwischen etwa
einem Drittel (Mecklenburg-Vorpommern)
und etwa der Hälfte (Sachsen) von ihnen ­
nommen26
26

.

- Die Zahl der 179000 Lehrerinnen, die Mitte
1991 in den fünf neuen Ländern (ohne Berlin)
tätig waren, soll um 34000 (oder 19 Prozent)
reduziert werden. Viele sind bereits aus dem
Schuldienst ausgeschieden, der Rest soll in ab­
sehbarer Zeit entlassen werden. Bei etwa 8000
von ihnen erfolgt(e) die Entlassung aus politi­
schen Gründen .

2
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0 Vgl. Karl Wilhelm Fricke, Entmachtung und Erblast des
MfS, in: Deutschland Archiv, 23 (1990), S. 1883, 1889f.
21 Vgl. F.A.Z. vom 8. Oktober 1991.
22 Vgl. Gunter Holzweißig, Militärwesen in der DDR,
Berlin 1985, S. 57.
23 Vgl. Peter J. Lapp, Vereinter Staat - noch keine ver­
einte Armee?, in: Das Parlament vom 21. Februar 1992,
S. 11.
24 Vgl. Statistisches Jahrbuch der Deutschen Demokrati­
schen Republik 1990, S. 484.
25 Statistisches Jahrbuch der Bundesrepublik Deutschland
1990, S. 336.
26 Nach verschiedenen Berichten in der F.A.Z.
27 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung, Forum Deutsche Einheit,
(1991) 7; F.A.Z. vom 11. Januar 1992.



- Pro Student waren an den Hochschulen der
DDR fast dreimal so viele hauptberuflich tätige
Wissenschaftler beschäftigt wie an den west­
deutschen Universitäten, im Jahre 1989 insge­
samt ca. 32 28. S28 teigende Studentenzahlen in
Ostdeutschland, wo der Anteil der Universi­
tätsstudentinnen an den jeweiligen Geburts­
jahrgängen 1989 mit 14 Prozent erheblich nied­
riger lag als in Westdeutschland mit 20 Prozent,
mindern den Umfang der personellen Überka­
pazitäten. Die Zielzahlen der Bildungspolitiker
über die Verringerung des Hochschulpersonals
bewegen sich z.Zt. zwischen 33 und 60 Pro­
zent .

-
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Von ca. 30000 Wissenschaftlern, die an drei
DDR-Akademien beschäftigt waren, müssen
mehr als die Hälfte aus dem öffentlichen Wis­
senschaftsbetrieb ausscheiden. Ca. 11000 wer­
den in außeruniversitären Forschungseinrich­
tungen weiter beschäftigt, und ca. 2000 von
Hochschulen übernommen .

-
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Nur ca. ein Drittel der etwa 14000 Mitarbeiter
des Fernsehens und Hörfunks der DDR wurden
von den neuen öffentlich-rechtlichen oder pri­
vaten Medien in den neuen Ländern übernom­
men .

-
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In einer Studie zur ostdeutschen Wirtschaft
wurden 1990 930000 Personen den Führungs­
kräften zugerechnet, davon 180000 der ober­
sten Ebene der Direktoren und Abteilungslei­
ter. Im ersten Jahr nach der Wende war nur
jede achte Führungsposition neu besetzt wor­
den, davon die Hälfte im eher untergeordneten
Bereich32. In den Treuhandbetrieben wurden
zwischen September 1990 und August 1991
1400 Geschäftsführer und Vorstandsmitglieder
gegen 1000 Führungskräfte aus dem Westen
ausgetauscht. Nach Ansicht des Treuhand-Per­
sonalchefs sollen weitere 12 000 ostdeutsche
Geschäftsführer die Vorstandsetagen der ehe­
maligen volkseigenen Betriebe (VEB) wegen 
fachlicher Inkompetenz oder politischer Bela­
stung räumen33. In den privatisierten Betrieben
dürfte der Austausch des Führungspersonals
höher liegen.

Welche Belebungen von der Transformation der
Dienstklasse auf die sozioökonomische Dynamik
ausgehen, wird in hohem Maße davon abhängen,
ob der zahlenmäßigen Reduktion und dem Wandel

28 Vgl. R. Geißler (Anm. 12), S. 184.
29 Vgl. Informationen Bildung Wissenschaft, (1992) 2,
S. 14.
30 Vgl. Der Vorsitzende des Wissenschaftsrates nach
F.A.Z. vom 11. Januar 1992.
31 Vgl. Lukas Weber, Wie man einen Staats-Rundfunk
liquidiert, in: F.A.Z. vom 31. Dezember 1991, S.4.
32 Vgl. Informationsdienst des Instituts der deutschen
Wirtschaft, (1991) 6, S. 6.
33 Vgl. Hans Luft, Die Treuhandanstalt, in: Deutschland
Archiv, 24 (1991), S. 1276.

ihres äußeren Sozialstatus eine Veränderung ihrer
Sozialmentalität folgt, ob die einst vorherrschende
„Orientierung nach oben“ (Disziplin, Kritiklosig­
keit, Abwarten) durch mehr Bereitschaft zu Selb­
ständigkeit, Eigeninitiative und Kritik abgelöst
wird; ob - um die Typologie von Helmut Klages zu
verwenden - entwicklungshemmender Attentis­
mus durch dynamischen „aktiven Realismus“ er­
setzt wird .

2
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. Entpolitisierung der Statuszuweisung

Auch die Statuszuweisung ist mit dem Austausch
des politischen Institutionensystems von politi­
schen Kriterien unabhängiger geworden. SED-
Loyalität hat als Aufstiegskriterium ausgedient,
bei einigen ist sie heute eher Ursache für (meist
sanften) sozialen Abstieg. Hohes politisches Enga­
gement im sozialistischen System - die Übernahme
von Ämtern in den Parteien und Massenorganisa­
tionen, insbesondere in der SED - sowie moralisch
verwerfliches Verhalten, z.B. Spitzeldienste für
die Stasi, werden bei vielen mit Stagnation oder
einem Knick in der beruflichen Karriere „be­
straft“. Bildungs- und Berufslaufbahnen orientie­
ren sich wieder stärker an funktional-sachlichen
Leistungen.

Allerdings wird es schwierig sein, die leistungs­
hemmenden Fehlbesetzungen im beruflichen Posi­
tionsgefüge zu korrigieren, die sich in viereinhalb
Jahrzehnten politisierter Statusordnung angehäuft
haben. In diesem Zusammenhang muß man es fast
als Glücksfall ansehen, daß die sozialistische 
Dienstklasse so stark überbesetzt war. Der ökono­
mische Zwang, ihren Umfang zu verringern, er­
höht die Chance, diejenigen aus wichtigen Positio­
nen zu entfernen, die im sozialistischen System aus 
politischen Gründen die „Stufe der Inkompetenz“
erklettern konnten.

3. Schließung der Tertiärisierungslücke

Auch diejenigen Sektoren der Sozialstruktur, die
eng mit dem wirtschaftlichen Wandel verknüpft
sind, passen sich vergleichsweise schnell an. Es
gibt eine Reihe von empirischen Hinweisen dar­
auf, daß sich die Tertiärisierungslücke in den
neuen Ländern relativ rasch schließt:

34 Helmut Klages, Der Wertewandel in den westlichen
Bundesländern, in: BISS Public, (1991) 2, S. 99-118; ders.,
Es fehlt die Bereitschaft zum bedingungslosen „Ärmelauf-
krempeln“, in: F.A.Z vom 16. Februar 1991, S. 7; vgl. auch
Katharina Belwe, Innere Einigung schwieriger als erwartet,
in: Das Parlament vom 29. November 1991, S. 11.



- Bis Ende 1991 waren bereits 59-62 Prozent 353
der Beschäftigten aus der Landwirtschaft ausge­
schieden. Von den verbliebenen zwei Fünfteln
verrichtet die Hälfte Kurzarbeit.

- Auch in der Industrie sank die Zahl der Be­
schäftigten überdurchschnittlich stark .

- D
36

er Dienstleistungssektor verzeichnete dagegen
1990 unterdurchschnittliche Rückgänge und im
ersten Quartal 1991 bereits wieder einen leich­
ten Anstieg der Beschäftigtenzahl. So meldeten
auch ca. 85 Prozent der neuen Selbständigen
Betriebe im tertiären Bereich an .

-

37

Während die Bruttowertschöpfung von Mitte
1990 bis Mitte 1991 im Industriesektor um
65 Prozent und in der Landwirtschaft um 
10 Prozent zurückging, stieg sie im Dienstlei­
stungssektor in demselben Zeitraum um 30 Pro­
zent an .

4
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. Wiederbelebung des Mittelstandes

Die (Wieder-)Entstehung des alten Mittelstandes
ist mit einer Fülle von Problemen verknüpft. Nach 
der Wende haben sich viele Arbeitnehmer selb­
ständig gemacht: 1990 und 1991 (bis einschl. Okto­
ber) wurden 465 000 neue Betriebe gegründet - gut 
85 Prozent davon im Dienstleistungssektor. Die
Zahl der Selbständigen und mithelfenden Fami­
lienangehörigen hat sich mehr als verdreifacht -
von 199 000 im Jahr 1989 auf 661000 im Oktober
1991. Viele der Neugründungen erfolgten im
Klein- und Kleinstgewerbe (Imbißbuden, Videolä­
den, Sex-Shops, Gebrauchtwagenhandel u. ä.), ein
Bereich, der relativ wenig Startkapital und Fach­
wissen voraussetzt. Eine große Zahl der neuen Be­
triebe ist jedoch nicht überlebensfähig. Die Fluk­
tuationsrate - das Verhältnis von Gewerbeabme/-
dungen zu den Gev/erbeanmeldungen - stieg von 
neun Prozent im dritten Quartal 1990 auf 43 Pro­
zent im Oktober 39. Ka39 pitalmangel, fehlende

35 1989 waren in der DDR 889 000 Personen in den Land­
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG) oder
Volkseigenen Gütern (VEG) beschäftigt (Statistisches Jahr­
buch der DDR 1990, S.36). Schätzungsweise 100000 bis
150000 von ihnen arbeiteten nicht direkt in der Landwirt­
schaft, sondern z. B. als Mechaniker, Bauarbeiter oder in den
Sozialeinrichtungen oder Verwaltungen der Betriebe, so daß
man von ca. 740000-790000 Beschäftigten im primären Sek­
tor ausgehen muß. Deren Zahl war bis zum 31. Dez. 1991 auf
300000 gesunken (Agrarbericht der Bundesregierung 1992,
Bonn 1992, S. 19).
36 Vgl. Martin Gomig, Der Industriesektor in den Ländern
Ostdeutschlands im Jahr 1990, in: DIW Wochenbericht, 58
(1991), Nr. 31, S. 443.
37 Vgl. ebenda, S. 443; Informationsdienst des Instituts der
deutschen Wirtschaft, 1991, Nr. 35, S.8.
38 Informationsdienst (Anm.37), S.8; vgl. auch Nr. 43,
S.8.
39 Zahlen nach Dieter Lindig/Gabriele Valerius, Neue
Selbständige in Ostdeutschland, in: R. Geißler (Hrsg.)
(Anm. 15); vgl. auch Hans Dietrich, Beruflich Selbständige
in den neuen Bundesländern, in: R. Geißler (Hrsg.)
(Anm. 15); R. Geißler (Anm. 1), S. 107f.

Erfahrungen mit der Marktwirtschaft, ungesi­
cherte Rechts- und Eigentumsverhältnisse, hohe
Gewerberaummieten sowie Unsicherheiten im
Hinblick auf die Entwicklung von Nachfrage und
Preisen sind Stichworte beim Aufbau eines lei­
stungsfähigen Mittelstandes. Auch der noch weiter
verkleinerte Einkommensvorsprung - in der DDR
(1988) lag das Nettoeinkommen bei Selbständigen
um 43 Prozent über dem Durchschnitt, in den
neuen Ländern (1. Quartal 1991) nur noch um 19
Prozent (s. Abbildung 5) - ist ein Hinweis auf die
Anlaufschwierigkeiten.

In der Landwirtschaft bestehen offenbar die größ­
ten Probleme, die Kollektivierung und Sozialisie­
rung der Produktionsweise zurückzudrehen. Nur
eine verschwindend kleine Zahl von ehemaligen
Angehörigen der Landwirtschaftlichen Produk­
tionsgenossenschaften (LPG) und Volkseigenen
Güter (VEG) wagt den Sprung in die Selbständig­
keit. Bis Juni 1991 waren erst ca. 3500 einzel­
bäuerliche Betriebe neu entstanden; sie bestellten
lediglich drei Prozent der landwirtschaftlichen
Nutzfläche .40 Darunter befinden sich auch neue
westdeutsche oder holländische Pächter, die nach 
der Wende im Stil von Großagrariern große Flä­
chen von Pachtland - z.T. über 1000 ha - mit
fremden Arbeitskräften und einem immensen Ein­
satz von Kapital und Technologie bestellen .41 Fast
alle ostdeutschen Landarbeiter und Landangestell­
ten, die gut in die sozialistische Gesellschaft inte­
griert waren, scheuen vor einer neuen Selbständig­
keit zurück, denn sie sehen sich einer doppelten
Schwierigkeit gegenüber: Über die üblichen Pro­
bleme beim Selbständigwerden hinaus sind sie mit
der allgemeinen Strukturkrise der Landwirtschaft
konfrontiert, die auch viele westdeutsche Land­
wirte in eine prekäre sozioökonomische Lage 
bringt .

Z

42

ögerlicher und diffuser als in den erwähnten Be­
reichen vollziehen sich die Veränderungen in der
Struktur der sozialen Ungleichheit, bei der vertika­
len Mobilität und bei den Wanderungen.

5. Vertikale Differenzierungen mit
vorübergehenden Verwerfungen

Es ist absehbar, daß der Abbau der vertikalen Un­
terschiede langfristig in einen (Wieder-)Aufbau
umschlägt und soziale Ungleichheiten entstehen,
die dem westdeutschen Muster ähneln. Nivellie­
rungen verkehren sich in vertikale Differenzierun-

40 Vgl. Informationsdienst des Instituts der deutschen
Wirtschaft, (1991) 25, S.7; vgl. auch Agrarbericht der Bun­
desregierung 1992, Bonn 1992, S. 19f.
41 Vgl. Der Spiegel, Nr. 19 vom 6. Mai 1991, S.70ff;
Agrarbericht (Anm. 40), S. 19.
42 Vgl. Thomas Meyer/Pavel Uttitz, Nachholende Margi-
nalisierung - oder der agrarwirtschaftliche Wandel in der
ehemaligen DDR, in: R. Geißler (Hrsg.) (Anm. 15), sowie
R. Geißler (Anm. 1), Kap. 5.2.3.



Abb. 5: Verfügbares Durchschnittseinkommen je Haushaltsmitglied
Abweichungen vom Durchschnittseinkommen

Arbeiterinnen

Angestellte/Beamte

Landwirtinnen (1)

Selbstständige (2)
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Arbeitslose
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270
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(1) Ostdeutschland: LPG-Mtgl. (2) Westdeutschland: ohne Landwirte

Quelle: Berechnet nach Daten der DIW Wochenberichte (1990) 47, S. 659, (1991) 27, S. 405.

gen .43 Bei den Einkommensunterschieden sind al­
lerdings Übergangserscheinungen sichtbar, die 
vom langfristigen Differenzierungstrend abwei­
chen. Zwischen den verschiedenen Bildungs­
schichten (1990) wurden die Einkommensunter­
schiede nach der Währungsunion zunächst weiter
eingeebnet; dasselbe gilt, wenn man die Bevölke­
rung in Fünftel unterteilt: Auch zwischen diesen
statistischen Gruppen sind die Einkommensdiffe­
renzen von 1989 auf 1990 kleiner geworden, zwi­
schen 1990 und 1991 blieben die Unterschiede
stabil .44 Die Ursachen der (vorübergehenden) wei­
teren Nivellierung waren starke Rentenerhöhun­
gen sowie pauschale Einkommenszuschläge, die 
plötzlich auftretende Veränderungen im Preisge­
füge und im System der Steuern und Sozialabga­
ben auffangen sollten.

Die grobe Einteilung nach Berufsgruppen in Ab­
bildung 5 macht weitere Verlagerungen im Jahr
1990 sichtbar, die teils nivellierend, teils differen-

43 Eine Studie über die Einkommen (Mitte 1991) der Füh­
rungskräfte in ostdeutschen Industrieunternehmen belegt
eine zunehmende Differenzierung zwischen erster und zwei­
ter Führungsebene, wenn auch die Abstände noch erheblich
geringer sind als zwischen den entsprechenden Gruppen in
Westdeutschland. Vgl. Karina Momm, Viel Idealismus und
wenig Gehalt: Führungskräfte in Ostdeutschland, in: F.A.Z.
vom 8. Februar 1992, S. 45.

zierend wirken. Die Arbeiterschaft hat bereits
einen Teil ihrer relativen Privilegien eingebüßt.
Gewinner der Umschichtungen sind die von der
sozialistischen Einkommenspolitik vernachlässig­
ten Angestellten, die sich nach der Wende in ihrem
Einkommensniveau von den Arbeitern absetzen
konnten. Bereits die Einführung der westdeut­
schen Besteuerung und Sozialversicherung wirkte
sich zugunsten der Angestellten und zu Lasten der
Arbeiter aus .

Z
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u den Gewinnern gehören auch die Rentner; ein
Teil von ihnen wurde aus der Randlage befreit, in

44 • Vgl. Martin Gomig/Johannes Schwarze, Hohe pau­
schale Lohnsteigerungen in der DDR gefährden die Wettbe­
werbsfähigkeit, in: Deutschland Archiv, 22 (1990),
S. 1619-1624; Johannes Schwarze, Erwerbseinkommen in
den Monaten Mai 1989 bis Mai 1990, in: Gert Wagner/Bern­
hard von Rosenbladt/Dieter Blaschke (Hrsg.), An der
Schwelle zur sozialen Marktwirtschaft, Bayreuth 1991, S. 53;
Johannes Schwarze/Birgit Parakenings, Entwicklung der
Haushaltseinkommen Ostdeutschlands, in: DIW Wochenbe­
richt, 58 (1991) 17, S. 216; Peter Krause/Bruce Headey/Ro-
land Habich, Einkommensentwicklung der privaten Haus­
halte in Ostdeutschland, in: Deutschland Archiv, 25 (1992),
S. 298-303.
45 Vgl. Helga Stephan/Eberhard Wiedemann, Ergebnisse
der Lohndatenerfassung vom September 1988, in: Mitteilun­
gen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 23 (1990),
S. 561.



Abb. 6: Übersiedlerinnen

1/89 2/89 3/89 4/89 1/90 2/90 3/90 4/90 1/91

Quelle: bis 2/90 Statistisches Bundesamt; ab 3/90 Schätzungen.
Die Wanderungsstatistik des Statistischen Bundesamtes wurde am 1. Juli 1990 eingestellt. Die Schätzungen ab 3/90
beruhen auf Daten des Zentralen Einwohneramtes Berlin. Diese lagen vor dem 1. Juli 1990 niedriger als die des
Statistischen Bundesamtes und wurden für 3/90 bis 4/91 um die durchschnittliche Differenz (jeweils ca. ein Fünftel
pro Quartal) erhöht.

die sie eine produktionsorientierte sozialistische 
Sozialpolitik gebracht hatte D46 abei darf nicht
übersehen werden, daß die Rentenerhöhungen
nicht in allen Fällen mit dem Anstieg der Lebens­
haltungskosten (Preise, Mieten u.a.), der z.T.
marktwirtschaftlichen Bedingungen unterliegt,
abgestimmt werden konnten, so daß es gerade un­
ter den Rentnerlnnen Gruppen gibt, die zumindest
vorübergehend in prekäre ökonomische Situatio­
nen geraten.

Eine weitere vorübergehende Verwerfung der Ein­
kommensstruktur besteht darin, daß sich verschie­
dene Sektoren und Gruppen dem westdeutschen
Einkommensniveau in unterschiedlichem Tempo
nähern. So konnte das boomende Baugewerbe sei­
nen Arbeitern im April 1991 bereits 62 Prozent der
westlichen Bruttoverdienste zahlen, die Angestell­
ten der krisengeschüttelten Industrie mußten sich
dagegen mit 40 Prozent begnügen .

4
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6 Vgl. R. Geißler (Anm. 1), Kap. 5.6.6.
47 Vgl. Informationsdienst des Instituts der deutschen
Wirtschaft, 1991, Nr. 37, S. 5.

6. Fortbestehender Abwanderungsdruck

Wie schnell sich der Abwandenmgsdruck lockern
wird, ist z.Zt. noch nicht zu erkennen.

Die Migrationswelle nach der Maueröffnung ist
abgeflaut, aber auch 1990 und 1991 gab es starke
Wanderungsströme aus den neuen in die alten
Bundesländer, die von ihrem Umfang her in etwa
mit der Ost-West-Migration in den fünfziger Jah­
ren vor der Abriegelung der deutsch-deutschen
Grenze vergleichbar sind (s. Abbildung 6).

7. Modernisierungsopfer und Demodernisierung

Wie ich eingangs erwähnte, ist die Anpassung an
die westdeutsche Sozialstruktur nur überwiegend,
aber nicht ausschließlich gleichbedeutend mit Mo­
dernisierung. Die Modernisierungsprozesse for­
dern ihren Tribut. Zu ihren Opfern gehören neben
den Arbeitslosen

- die Ungelernten: Sie verlieren bei der rasanten
Beschleunigung der Arbeitsmarktdynamik be­
sonders häufig ihre Arbeitsplätze .

4
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8 Vgl. H. Dietrich (Anm. 39) und Stefan Bender/Wolf­
gang Meyer, Individuelle Arbeitsmarktchancen und berufli­
che Anforderungen im Transformationsprozeß, in: R. Geiß­
ler (Hrsg.) (Anm. 15).



Abb.7: Rückgang des Gleichstellungsvorsprungs (Frauenanteile in Prozent)

Volkskammer (1988)/
Bundestag (1990)

32

Bezirkstage (1988)/
Landtage (1991)

Studienanfängerinnen an
Wiss. Hochschulen (DDR
1989, neue/alte Länder 1991)

dH neue Länder dH alte Länder

Quellen: Statistisches Taschenbuch der DDR 89, Berlin (Ost) 1989, S. 18f. (Volkskammer, Bezirkstage); Bundestag
und Landtage berechnet nach Informationen von den Verwaltungen der Parlamente; Statistisches Jahrbuch der DDR
1990, S. 342 (Studienanfängerinnen DDR 1989); Studienanfängerinnen 1991 nach Informationen des Bundesmini­
steriums für Bildung und Wissenschaft. i
Die Frauenanteile im Bundestag 1990 wurden getrennt für die Abgeordneten der neuen und alten Bundesländer
berechnet.

- die Kinderreichen und Alleinerziehenden: Sie
gehören in Westdeutschland zu den Risiko­
gruppen, die besonders häufig in die Armuts­
zone abgleiten; dieses Schicksal wird ihnen
durch die Einführung des westdeutschen Sy­
stems der sozialen Sicherheit mit seinen Vorzü­
gen und Schwächen auch in der Ex-DDR be-
schieden sein .

-
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die Generation des „späten Mittelalters“: Im
Arbeitsleben stehende Menschen, die z.Zt. der
Wende etwa 45-50 Jahre oder älter waren, sind
aus Altersgründen der Dynamik des Arbeits­
marktes schlechter gewachsen als jüngere Men­
schen.

Zu den Opfern der Anpassung gehören auch die 
Frauen. Das historische Rad der zunehmenden
Gleichstellung dreht sich in einigen Bereichen zu­
rück. Auch diese Demodernisierung ist bereits in 
drastischen Zahlen greifbar.

Die Arbeitsmarktkrise trifft die Frauen besonders
hart. In der ostdeutschen Berufswelt tauchen mit

49 Vgl. R. Geißler (Anm. 1), Kap. 5.6.1 und 5.6.6.

der Arbeitslosigkeit neue geschlechtstypische
Ungleichheiten auf, die es im Sozialismus nicht
gab. Ende Mai 1992 lag der Anteil der arbeitslo­
sen Frauen an allen Arbeitslosen mit 63,2 Prozent
(Männer: 36,8 Prozent) weit über der westdeut­
schen Quote (46,1 Prozent) .50 Männer werden in
den neuen Ländern - so wie auch in den alten -
häufiger durch Kurzarbeit und arbeitsmarktpoliti­
sche Maßnahmen aufgefangen. So machen Frauen
nur etwa ein Drittel der ABM-Beschäftigten
aus .

I
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n den Volksvertretungen sind die Frauenanteile in
den neuen Ländern sprunghaft auf das niedrigere
westdeutsche Niveau zurückgefallen, und auch bei
den Studienanfängerinnen haben die ostdeutschen
Frauen bereits einen Teil ihres Vorsprungs einge­
büßt (s. Abbildung?).

50 Vgl. F.A.Z. vom 5. Juni 1992.
51 Vgl. WZB-Mitteilungen, 1991, Nr. 52, S.7.



IV. Schlußbemerkung:
Paßt sich auch die westdeutsche

Sozialstruktur an?

Ich möchte abschließend kurz auf die Frage einge-
hen, ob es auch gegenläufige Einflüsse von Ost
nach West gibt - wie es die Metapher des „Zusam­
menwachsens“ suggeriert.

Einige minimale Abweichungen von den skizzier­
ten Anpassungsprozessen lassen sich feststellen;
man muß sie allerdings schon fast mit der Lupe su­
chen - im Gegensatz zu den dominierenden An­
passungstendenzen in den neuen Ländern, die dem
Beobachter geradezu „ins Auge springen“. Hin­
weise auf gegenläufige Einflüsse sind:

- die Verlängerung und Erweiterung des Pflege­
urlaubs sowie die Verlängerung des Erzie­
hungsgeldes und des Erziehungsurlaubs mit
Beschäftigungsgarantie;

- die Einrichtung einiger Kinderhorte in Baden-
Württemberg;

- die geplante rechtliche Garantie eines Kinder­
gartenplatzes;

- die Verlängerung der Bafög-Förderung für
studierende Mütter;

- weitere Überlegungen der Frauenministerin
über eine besondere Förderung studierender
Mütter.

Es ist nicht zufällig, daß Osteinflüsse dort zu orten
sind, wo der Anpassungsdruck auf die neuen Län­
der gegen den historischen Trend verläuft. Auch
die westdeutsche Sozialstruktur hat Modernisie­
rungsbedarf.



Detlef Landua

„Magere Zeiten“
Eine Bilanz der Wohlfahrtsentwicklung in Ostdeutschland

aus der Sicht der Betroffenen

I. Vorbemerkungen zum Thema

Die deutsche Wiedervereinigung ist rechtlich und
institutionell vollzogen worden, aber das eigent­
liche Zusammenwachsen der beiden deutschen Ge­
sellschaftssysteme wird noch lange andauern.
Ebenso deutlich zeichnet sich ab, daß viele sozial­
strukturelle Entwicklungen in der früheren DDR
westdeutschen Mustern folgen werden. Keineswegs 
alle der infolge des ostdeutschen Transformations­
prozesses eingetretenen Ereignisse waren also un­
vorhersehbar. Weniger als die allgemeine Richtung
überraschten in den zurückliegenden Monaten oft
die Geschwindigkeit und die Intensität, mit der sich
die Entwicklung in vielen Teilbereichen vollzog. 
Die Steuerbarkeit der anhaltenden Veränderungen
gesellschaftlicher Ordnungen im Ostteil Deutsch­
lands wurde nicht zuletzt auch durch das hohe Ent­
wicklungstempo und durch den Tiefgang des sozia­
len Wandels nachhaltig gestört.

Eine umfassende Bestandsaufnahme des bisherigen
Verlaufs der Veränderungen im Osten fällt nicht
leicht. Sicher ist, die Lebensverhältnisse in der ehe­
maligen DDR waren und sind - verglichen mit den
westdeutschen - durch erhebliche Defizite gekenn­
zeichnet. Informationen zu den meisten dieser Pro­
bleme sind mittlerweile vorhanden. Zahlreiche Da­
tenquellen in Ostdeutschland über die Einkom­
mensverhältnisse, die Arbeitslosenquote, die Woh­
nungsmisere, den Grad der Umweltzerstörung, die
Kriminalitätsrate und andere Informationen über
„objektive“, im Prinzip meßbare Lebensbedingun­
gen legten das Ausmaß an ökologischen, sozialen
und wirtschaftlichen Ungleichheiten zwischen Ost-
und Westdeutschland offen.

Wie aber reagieren die betroffenen Menschen in
Ostdeutschland auf die sich rapide verändernden
Lebensumstände, wie bewerten sie ihre - ver­
gleichsweise - schlechten Lebensbedingungen, wie
finden sie sich in den neuen und ungewohnten ge­
sellschaftlichen Rahmenbedingungen zurecht? Für
eine Bestandsaufnahme der Wohlfahrtsentwick­
lung im deutsch-deutschen Transformationsprozeß
kommt, neben Daten über „objektive“ Lebensver­
hältnisse, auch Informationen über diese „subjekti­
ven“ Aspekte eine hohe Bedeutung zu .1

Ziel dieses Beitrags ist es, anhand von subjektiven
Indikatoren und damit aus der Sicht der Betroffe­
nen eine vorläufige, bilanzierende Bewertung zum 
Verlauf des Umwälzungsprozesses in Ostdeutsch­
land zu geben :2

- Wie wichtig sind die einzelnen Lebensbereiche
für das subjektive Wohlbefinden der Ostdeut­
schen? »

- Wie bewerten die Ostdeutschen ihre Lebensbe­
dingungen zwischen 1990 und 1991 im einzel­
nen?

- Welche wirtschaftlichen Sorgen und beruflichen
Erwartungen verbinden die Deutschen mit ihrer
Lebenslage?

- Wie bewerten die Ostdeutschen ihre momenta­
nen Lebensverhältnisse insgesamt?

1 Das Gewicht dieser Zusatzinformationen ergibt sich nicht
zuletzt durch die unterschiedlichen Erwartungs- und An­
spruchshaltungen einzelner Bevölkerungsgruppen in Ost-
und Westdeutschland. Zufriedenheitsangaben geben Auf­
schluß darüber, wie Personen vor dem Hintergrund ihrer
jeweiligen Erwartungen und Ansprüche bestimmte Lebens­
bedingungen bewerten, und beziehen sich damit auf das Ver­
hältnis zwischen objektiver Lage und ihrer subjektiven Refle­
xion. Sie repräsentieren darüber hinaus das Ergebnis von
sozialen Vergleichsprozessen, etwa mit Freunden und Be­
kannten, und sie weisen, vor allem im Falle von massiv geäu­
ßerter Unzufriedenheit, auf Handlungspotentiale hin, die sie
verursachende Situation zu verändern. Vgl. Wolfgang Zapf,
Individuelle Wohlfahrt: Lebensbedingungen und wahrge­
nommene Lebensqualität, in: Wolfgang Glatzer/Wolfgang
Zapf (Hrsg.), Lebensqualität in der Bundesrepublik, Frank-
furt/M.-New York, 1984, S. 13-26.
2 Die Datenbasis bildet das Sozio-ökonomische Panel
(SOEP). Das SOEP ist eine repräsentative Längsschnittun­
tersuchung privater Haushalte in Deutschland und wird im
jährlichen Rhythmus seit 1984 in der Bundesrepublik durch­
geführt (SOEP-West). 1984 hatte die erste Datenerhebung
einen Umfang von rund 6000 Haushalten bzw. mehr als
12200 Personen. 1990, unmittelbar vor der Wirtschafts-,
Währungs- und Sozialunion, wurde die Umfrage auf das Ge­
biet der ehemaligen DDR ausgeweitet (SOEP-Ost). Im Juni
1991 nahmen ca. 4200 Personen in 2030 Haushalten an der
zweiten Ost-Befragung teil. Nähere Angaben finden sich bei
Jürgen Schupp/Gerd Wagner, Die Ost-Stichprobe des Sozio-
ökonomischen Panels, in: Projektgruppe Das Sozio-ökono­
mische Panel (Hrsg.), Lebenslagen im Wandel: Basisdaten
und -analysen zur Entwicklung in den neuen Bundesländern,
Frankfurt/M.-New York 1991, S. 25-41. Für das West-Panel
vgl. Ute Hanefeld, Das Sozio-ökonomische Panel. Grundla­
gen und Konzeption, Frankfurt/M.-New York 1987.



- Wie sehen die Ostdeutschen ihre weitere per­
sönliche Zukunft?

- Wie ist der allgemeine Stimmungseinbruch in
Ostdeutschland zu erklären?

Es ist schwer möglich, Verständnis für Verände­
rungen subjektiver Befindlichkeiten in Ost­
deutschland zu entwickeln, ohne sich das Ausmaß
und das Tempo des sozialen Wandels in der ehe­
maligen DDR seit 1990 in Erinnerung zu rufen .3

Nur wenige Monate nach der „Wirtschafts-, Wäh-
rungs- und Sozialunion“ am 1. Juli 1990 waren,
trotz umfangreicher westlicher Transferleistungen
zur Stützung des ostdeutschen Arbeitsmarktes,
über eine Million Männer und Frauen im Ostteil
Deutschlands arbeitslos gemeldet. Der Anteil er­
werbsloser Personen stieg sogar erheblich mehr,
denn gleichzeitig schieden rund drei Prozent aller
erwachsenen Ostdeutschen über die „Vorruhe­
standsregelung“ aus dem Erwerbsleben aus. Die
vor allem in den Arbeiterpositionen hohen
Anteile an Kurzarbeiterinnen ließen mit dem
Auslaufen der Kurzarbeiterregelung einen zusätz­
lichen, enormen Freisetzungsschub von Arbeits­
kräften erwarten. Aber auch zwischen den Be­
rufspositionen deijenigen Ostdeutschen, die kon­
tinuierlich erwerbstätig blieben, zeichneten sich
umfangreiche Mobilitätsprozesse ab und viele die­
ser Übergänge sind - insbesondere für weibliche
Beschäftigte - als berufliche Abstiege zu kenn­
zeichnen .4 Dabei ist zu betonen, daß lange und
kontinuierliche Phasen der Erwerbstätigkeit für
den überwiegenden Teil der erwachsenen Bevöl­
kerung in der DDR zur Normalbiographie zählten
und die eigene Berufstätigkeit im Bewußtsein der
Menschen bis heute einen entsprechend hohen
Stellenwert einnimmt .5

Wie also reagieren die neuen Bundesbürger auf
den partiellen Zusammenbruch des ostdeutschen
Arbeitsmarktes und auf andere Veränderungen

3 Die folgenden Angaben beziehen sich auf die Ergebnisse
von Vergleichsanalysen zentraler Veränderungen der sozial­
strukturellen Grundgliederung in Ost- und Westdeutschland.
Vgl. hierzu Wolfgang Zapf, Sozialstruktur und gesellschaftli­
cher Wandel in der Bundesrepublik Deutschland, in: Werner
Weidenfeld/Hartmut Zimmermann (Hrsg.), Deutschland-
Handbuch. Eine doppelte Bilanz 1949-1989, Bonn 1989,
S. 99-124; Detlef Landua/Wolfgang Zapf, Deutschland nach
der Wiedervereinigung: Zwei Gesellschaften, eine Nation,
in: Informationsdienst Soziale Indikatoren, Nr. 6, Mannheim
1991, S. 10-13; Detlef Landua, Das Jahr danach. Zum
Transformationsprozeß Ostdeutschlands und seiner Bewer­
tung aus der Sicht der Betroffenen, Arbeitspapier P 92-102,
Arbeitsgruppe Sozialberichterstattung, Wissenschaftszen­
trum Berlin für Sozialforschung, Berlin 1992a, Kapitel 1.
4 Eine überblicksartige Darstellung dieser Prozesse zwi­
schen 1990 und 1991 findet sich in: D. Landua (Anm.3),
S. 10 f.
5 Vgl. hierzu die entsprechenden Ausführungen in:
Arbeitsgruppe Sozialberichterstattung, Sozialreport 1990,
Daten und Fakten zur sozialen Lage in der DDR, Dokumen­
tation eines Workshops am Wissenschaftszentrum Berlin für
Sozialforschung (WZB), Arbeitspapier P 90-102, Berlin
1990.

gewohnter Alltagsstrukturen und Lebensverhält­
nisse? Diese Veränderungen sind in ihrer Gesamt­
heit der „sachlich-objektive“ Hintergrund der
„subjektiven“ Bewertungen der Betroffenen, die
den Inhalt der folgenden Kapitel bilden.

II. Wie wichtig sind einzelne
Lebensbereiche für das subjektive
Wohlbefinden der Ostdeutschen?

Nicht alle Lebensbereiche sind für das subjektive
Wohlbefinden der Menschen in Ostdeutschland
gleichermaßen von Bedeutung. Abbildung 1 zeigt,
daß die privaten Bereiche Familie und Gesundheit
1990 an der Spitze der Rangfolge stehen, während
der politische Einfluß für das individuelle Wohler­
gehen relativ bedeutungslos ist. Auch der öffentli­
che Bereich „Umweltschutz“ wird 1990 mehrheit­
lich als sehr wichtig angesehen. Die hohe Sensibili­
sierung und der große Problemdruck in diesem
Bereich dürften zu diesem Zeitpunkt für seinen
hohen Stellenwert ausschlaggebend sein. Die
Rangfolge dieser Wichtigkeiten weist in den alten
und neuen Bundesländern eine erstaunliche Ähn­
lichkeit auf, aber hinsichtlich des absoluten Stel­
lenwerts schreiben die Ostdeutschen vielen Le­
bensbereichen eine höhere Bedeutung für ihr sub­
jektives Wohlbefinden zu .6 Angesichts der großen
Bedeutung der Erwerbsarbeit in der früheren
DDR und der aktuellen ökonomischen Krise in
den neuen Ländern ist es wenig überraschend, daß
vor allem Arbeit und Einkommen in der ostdeut­
schen Bevölkerung wesentlich höher eingestuft
werden als im Westen.

Im Zuge der Umstrukturierung in Ostdeutschland
hat sich die Bedeutung einzelner Lebensbereiche
verändert, die Rangfolge der Bereiche blieb hier­
von allerdings weitgehend unberührt. Auffällig ist,
daß auf der einen Seite vor allem der Umwelt­
schutz 1991 von vielen Befragten als weniger wich­
tig für das eigene Wohlbefinden eingestuft wird.
Neben einer regional günstigeren Wahrnehmung
des Umweltzustandes dürften hierbei auch verän­
derte Prioritäten eine Rolle spielen. So ist auf der
anderen Seite der hohe Stellenwert von Arbeit und
Einkommen noch weiter gestiegen. Die Zustände
und Entwicklungen in diesen Bereichen kenn­
zeichnen den Kern jener Problemfelder, die Mitte
1991 das individuelle Wohlbefinden weiter Teile
der ostdeutschen Bevölkerung bestimmen (Ta­
belle 1).

6 Zu den entsprechenden Verteilungen vgl. Roland Ha­
bich/Detlef Landua/Wolfgang Seifert/Annette Spellerberg,
„Ein unbekanntes Land“ - Objektive Lebensbedingungen
und subjektives Wohlbefinden in Ostdeutschland, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte, B32/91, S. 13-33, (hier S. 28-29).



Abb. 1: Bedeutung einzelner Lebensbereiche für das subjektive Wohlbefinden
der neuen Bundesbürger

Gesundheit

Familie

Einkommen

Umweltschutz

Arbeit’

Freizeit
Anteil: „sehr wichtig'

1990

□ 1991

Erfolg im Beruf

Freunde

Politischer
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Wohnung _

in Prozent

* Nur Befragte bis 60 Jahre
Datenbasis: SOEP-Ost (1990-1991).

Tabelle 1: Wichtigkeit von Lebensbereichen für das subjektive Wohlbefinden in Ostdeutschland
Anteile in Prozent

Wichtigkeit1
Insgesamt

Geschlecht Altergruppen

Männer Frauen bis 30 J. 31 bis 60 J. über 60 J.

0-90 0-91 0-90 0-91 0-90 0-91 0-90 0-91 0-90 0-91 0-90 0-91

- Gesundheit 91 88 90 86 93 90 87 85 92 86 94 93
- Familie 82 83 80 80 83 85 81 83 87 88 72 70
- Einkommen 65 69 66 71 65 68 64 72 66 70 65 65
- Umweltschutz 64 52 63 50 64 54 56 46 65 53 71 57
- Arbeit2 53 58 55 63 52 53 50 56 55 60 25 15
- Freizeit 37 31 40 32 35 29 48 40 38 30 23 23
- Beruf!. Erfolg 31 30 36 35 27 25 36 36 36 35 14 6
- Freundeskreis 26 20 26 19 26 22 40 32 23 16 16 16
- Pol. Einfluß 10 6 11 7 10 5 6 5 13 5 10 7

1 Anteil „Sehr wichtig“. Frage: „Welche der nachfolgenden Bereiche sind für ihr Wohlbefinden und ihre Zufriedenheit sehr
wichtig, wichtig, weniger wichtig oder unwichtig?“
2 Für die Spalten „Insgesamt“ sowie für Männer und Frauen nur Befragte bis zum 60. Lebensjahr.
Datenbasis: SOEP-Ost (1990-1991).

Die jeweilige Bedeutung einzelner Lebensbereiche
für das persönliche Wohlergehen ist erwartungsge­
mäß nicht für alle Bevölkerungsgruppen gleicher­
maßen ausgeprägt, sondern variiert nach dem Ge­
schlecht und dem Alter der Befragten (Tabelle 1).
Es ist bemerkenswert, daß der vergleichbar hohe
Stellenwert, den der Arbeitsbereich für ostdeut­
sche Männer und Frauen (bis 60 Jahre) noch 1990
einnahm, 1991 ein geschlechtsspezifisches Gefälle

aufweist: Männer schreiben der Arbeit zu diesem
Zeitpunkt eine höhere Bedeutung für ihr persönli­
ches Wohlbefinden zu, Frauen bewerten diesen
Bereich hingegen fast unverändert. Es wäre vorei­
lig, hieraus bereits auf einen relativen „Bedeu­
tungsverlust“ der Erwerbsarbeit für Frauen zu
schließen, denn nach wie vor stuft eine Mehrheit
der ostdeutschen Frauen Arbeit als „sehr wichtig“
für ihr Wohlbefinden ein. Eine vergleichbar stark



Abb. 2: Wichtigkeit von Arbeit und Einkommen im Rahmen verschiedener Statuspassagen
Anteile in Prozent

Status 1990 und 1991:

Kontinuierlich erwerbstätig

Erwerbstätig -> Kurzarbeit

Erwerbstätig -> Arbeitslos

Erwerbstätig -> Vorruhestand

Rentner

60 40 20 20 40 60

Anteil: „sehr wichtig“ 1990 I I 1991

Datenbasis: SOEP-Ost (1990-1991).

ausgeprägte Arbeitsorientierung ist bei westdeut­
schen Frauen nicht zu finden .7

Mit zunehmendem Alter gewinnt, nicht zuletzt
aufgrund der altersbedingt wachsenden Probleme
in diesem Bereich, die Gesundheit an Bedeutung;
andere Lebensbereiche wie Arbeit, Familie und
Freizeit treten in fortgeschrittenen Lebensphasen
hingegen erwartungsgemäß zurück. Die Wichtig­
keit des Einkommens ist lediglich für Befragte der
beiden ersten Altersgruppen gestiegen, für ältere
Ostdeutsche hat sich der Stellenwert dieses Be­
reichs nicht verändert.

Werden die Wichtigkeitseinschätzungen im Sinne 
von Ansprüchen an einzelne Lebensbereiche inter­
pretiert, so enthalten diese Angaben auch Infor­
mationen über die Reaktionsweisen der Betroffe­
nen auf Veränderungen ihrer Lebensverhältnisse.
Prinzipiell ist es möglich, auf bestimmte, nicht
erwünschte Veränderungen in den eigenen Le­
bensumständen entweder mit veränderten Verhal­
tensmustern (Protestverhalten, Aktivitäten zur
Beseitigung des ungewollten Zustands etc.) oder
mit neuen Einstellungsmustern zu reagieren. Eine
Möglichkeit, mit der Sorge um den drohenden
oder tatsächlichen Verlust des eigenen Arbeits­
platzes „umzugehen“, liegt deshalb auch darin, die
Bedeutung der Erwerbsarbeit für das eigene Wohl­

7 Zur Bedeutung von Arbeit und Freizeit s. ausführlicher
bei R. Habich u. a. (Anm. 6), S. 30.

befinden - im Sinne reduzierter Anspruchshaltun­
gen - zu vermindern. Diese Möglichkeit erscheint
jedoch nur unter den Voraussetzungen realistisch,
daß sowohl gesellschaftlich akzeptierte Rollenal-
temativen zur Berufstätigkeit vorhanden sind (in 
westlichen Gesellschaften bspw. in der „Hausfrau­
enrolle“) als auch der finanzielle Bedarf des be­
troffenen Haushalts durch die Erwerbslosigkeit
einzelner Mitglieder nicht gefährdet ist. Beide
Voraussetzungen sind z.Zt. in Ostdeutschland
kaum gegeben.

Abbildung 2 zeigt für Personen mit unverändertem
Erwerbsstatus und für Personen, die bis 1991
arbeitslos wurden bzw. von einem „regulären“ Be­
schäftigungsverhältnis in Kurzarbeit oder in „Vor­
ruhestand“ wechselten, und schließlich für die 
Vergleichsgruppe der Rentner, die bereits vor
1990 aus dem Erwerbsleben ausschieden, die An­
teile der Befragten, die angaben, Arbeit bzw. Ein­
kommen seien „sehr wichtig“ für ihr Wohlbefin­
den. Diesen Ergebnissen ist zu entnehmen, daß le­
diglich die altersgeprägten Erwerbsübergänge der
Personen, die die Vorruhestandsregelung in An­
spruch nahmen, einen verminderten Stellenwert
von Arbeit erkennen lassen. Sowohl Kurzarbeiter
als auch Arbeitslose in Ostdeutschland heben im
Zusammenhang mit den Veränderungen ihres Er­
werbsstatus die Bedeutung von „Arbeit“ sogar
noch weiter hervor. Einstellungsänderungen dieser
Gruppen lassen sich also eher in Form von ver­
stärkten Anspruchshaltungen erkennen. Dies gilt



für Männer und Frauen gleichermaßen. Infolge
der angeführten Statuspassagen bzw. -Veränderun­
gen steigt auch die Bedeutung der Einkommens­
verhältnisse, die sowohl für die kontinuierlich Er­
werbstätigen als auch für Rentner bis 1991 fast un­
verändert bleibt.

Angesichts der anhaltenden ökonomischen Krise 
in Ostdeutschland und der dadurch hervorgehobe­
nen Bedeutung der Erwerbsarbeit für die Existenz­
sicherung, aber auch vor dem Hintergrund des re­
lativ hohen subjektiven Stellenwertes, den die Be­
rufsarbeit für Männer und Frauen in der früheren
DDR einnahm, ist davon auszugehen, daß redu­
zierte Anspruchshaltungen von Erwerbslosen vor­
erst und weiterhin nicht zu erwarten sind. Die
sichtbaren Reaktionen auf die Bedrohungen oder
den direkten Verlust des eigenen Arbeitsplatzes
werden vor allem auf der Verhaltensebene zu fin­
den sein: Migrationen von Ost- nach Westdeutsch­
land, „Arbeitspendler“, Protestverhalten in Form
von Demonstrationen oder an der Wahlurne sowie
zunehmende soziale Devianz. Weiterhin ist anzu­
nehmen, daß die nicht-sichtbaren Reaktionen auf
die Verschlechterungen in den Arbeits- und Ein­
kommensverhältnissen, in Verbindung mit den ho­
hen Ansprüchen in diesen Bereichen, nicht zuletzt
auch in massiver Unzufriedenheit zum Ausdruck
kommen werden.

III. Wie bewerten die Ostdeutschen
ihre Lebensbedingungen zwischen

1990 und 1991 im einzelnen?

Aus zahlreichen Untersuchungen zur subjektiven
Wohlfahrtsforschung ist bekannt, daß in West­
deutschland ein insgesamt hohes Zufriedenheitsni­
veau besteht .8 Durch den Vergleich der Daten des 
„Wohlfahrtssurveys 1988“ mit denen des „Wohl-
fahrtssurveys 1990-Ost“ (beides sind repräsen­
tative Bevölkerungsumfragen zur Messung objek­
tiver Lebensbedingungen und des subjektiven
Wohlbefindens )9 konnte gezeigt werden, daß sich
innerhalb einer Bewertungshierarchie von Be­
reichszufriedenheiten in Ost- und Westdeutsch-

8 Es gibt kaum Teilbereiche, in denen der Anteil der
„Unzufriedenen“ über dem der „Zufriedenen“ liegt. Die
niedrigsten Zufriedenheiten finden sich bei der Bewertung
öffentlicher Bereiche wie dem Umweltschutz und der Krimi­
nalitätsbekämpfung, am besten bewerten die Westdeutschen
ihr privates Umfeld, wie das Familienleben und die Ehe bzw.
die Partnerschaft. Trotz eines insgesamt hohen subjektiven
Wohlfahrtsniveaus streuen die Bewertungen mehrerer Le­
bensbereiche also beträchtlich und einzelne Bevölkerungs­
gruppen bewerten ein und denselben Lebensbereich teil­
weise sehr unterschiedlich; vgl. Statistisches Bundesamt
(Hrsg.), Datenreport 1989. Zahlen und Fakten über die Bun­
desrepublik Deutschland, Stuttgart 1989, Teil II, insbes.
Kap. 3.

land kaum nennenswerte Unterschiede finden las­
sen: Auch in Ostdeutschland stehen Familie und
Partnerbeziehungen an der Spitze einer Rangord­
nung der Zufriedenheiten; die öffentliche Sicher­
heit und der Umweltschutz werden 1990 auch in
den neuen Bundesländern am niedrigsten einge­
stuft. Als Hauptunterscheidungsmerkmal zwischen
Ost- und Westdeutschen zeichnete sich ein allge­
mein niedrigeres Niveau fast aller Zufriedenheits­
werte im Osten ab .10 Wie aber hat sich dieses Zu­
friedenheitsgefälle im Laufe eines Jahres entwik-
kelt?

Auch im Sozio-ökonomischen Panel werden jähr­
lich eine Reihe von Zufriedenheitsfragen gestellt,
deren Skalenbereiche sich einheitlich von den
Werten „0“ (ganz und gar unzufrieden) bis „10“
(ganz und gar zufrieden) erstrecken .11 Die Ten­
denz in der Entwicklung der ostdeutschen Zufrie­
denheiten bis zum Sommer 1991 wird dabei durch
die kontrastierende Gegenüberstellung mit den
vorhandenen westdeutschen Vergleichswerten von 
1989 besonders augenfällig (Abbildung 3). Erwar­
tungsgemäß verbessert hat sich die Bewertung der
Ostdeutschen hinsichtlich des Angebots an Waren
und Dienstleistungen. Allerdings ist noch mehr als
ein Drittel der Befragten mit dem bestehenden
Angebot „eher unzufrieden“ und auch der niedrige
Durchschnittswert von 5,7 weist auf ein nach wie
vor bestehendes Versorgungsdefizit in diesem Be­
reich hin. Die Bewertung des Umweltzustandes
hat sich ebenfalls deutlich verbessert. Es sollte
aber berücksichtigt werden, daß einerseits die 
Mehrheit aller Ostdeutschen hier immer noch Un­
zufriedenheit äußert und andererseits die Ursa­
chen dieser tendenziell positiveren Bewertung
nicht nur in den praktizierten Maßnahmen zur
Umweltsanierung, sondern auch in den Nebenfol­
gen zahlreicher Betriebsstillegungen zu suchen
sein dürften.

Über 70 Prozent der Westdeutschen waren 1989
mit dem Einkommen ihres Haushaltes „eher zu­
frieden“, in Ostdeutschland war dies 1990 nur bei
weniger als der Hälfte aller Befragten der Fall. Die

9 Ein zusammenfassender Überblick über die Daten und
über den zugrundeliegenden theoretischen Ansatz der empi­
rischen Wohlfahrtsforschung findet sich bei Roland Habich/
Wolfgang Zapf, Gesellschaftliche Dauerbeobachtung mit
Surveydaten. Die Wohlfahrtssurveys: Instrument der Sozial­
berichterstattung, in: Gerd Wagner u. a. (Hrsg.), Fortschritte
der Wirtschafts- und Sozialberichterstattung, Weinheim
1991.
10 Zu einer differenzierten Darstellung und Interpretation
entsprechender Ergebnisse vgl. Detlef Landua, Social
aspects of german unification, in: A. Ghanie Ghaussy/Wolf
Schäfer (Hrsg.), Economic issues on german unification,
1992b, in Vorbereitung; Detlef Landua/Annette Spellerberg/
Roland Habich, Der lange Weg zur Einheit - Unterschiedli­
che Lebensqualität in den „alten“ und „neuen“ Bundeslän­
dern, Arbeitspapier P 91-101, Arbeitsgruppe Sozialbericht­
erstattung, WZB, 1991; R. Habich u.a. (Anm.6), S.27.
11 Zu Vergleichszwecken zwischen der ost- und westdeut­
schen Bevölkerung werden in diesem Beitrag die Angaben
ausländischer Mitbürgerinnen nicht angeführt.



Abb. 3: Zufriedenheit mit Lebensbereichen in Ost-und Westdeutschland
Anteile in Prozent
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Zufriedenheit mit dem Haushaltseinkommen der
früheren DDR lag damit bereits zu diesem Zeit­
punkt auf einem niedrigen Niveau. Angesichts des 
bereits ungewöhnlich hohen Ausmaßes an Unzu­
friedenheit ist hervorzuheben, daß die eigene Ein­
kommensentwicklung - im Rahmen der Maßnah­
men zur „Wirtschafts-, Währungs- und Sozial­
union“ - bis Juni 1991 von vielen Ostdeutschen
noch schlechter bewertet wird: 1991 liegt der An­
teil der „eher Unzufriedenen“ mit rund 40 Prozent
deutlich über dem der „eher Zufriedenen“. Ein
Großteil der ostdeutschen Bevölkerung äußert da­
mit gerade in einem der Bereiche Unzufriedenheit,
der für ihr individuelles Wohlbefinden zugleich als
einer der wichtigsten anzusehen ist. Das ebenfalls
sinkende Niveau der Bewertung des eigenen Le­
bensstandards ergänzt das Bild eines wachsenden
Gefälles zwischen Ost und West hinsichtlich der
Zufriedenheit mit zentralen materiellen Lebensbe­
dingungen.

Das Niveau der Arbeitszufriedenheit wies 1990
noch keine nennenswerten Ost-West-Unterschiede
auf: Mehr als drei Viertel aller Ostdeutschen bzw.
über 80 Prozent aller Westdeutschen waren mit ih­
rer Arbeit „eher zufrieden“. Auch in diesem Teil­
bereich zeichnet sich innerhalb eines Jahres im
Osten ein deutlicher Bewertungseinbruch ab, des­
sen Ursachen vor allem in der Zunahme „irregulä­
rer“ Beschäftigungsverhältnisse - wie Kurzarbeit -
zu suchen sind16.

Die Antwort auf die Frage nach den Ursachen für
den teilweise drastischen Rückgang der Zufrieden­
heit mit den Einkommensverhältnissen, dem eige­
nen Lebensstandard - aber auch für die sinkende
Arbeitszufriedenheit - in Ostdeutschland steht in
unmittelbarem Zusammenhang mit den Verände­
rungen des Erwerbsstatus, von denen viele Ost­
deutsche bis 1991 betroffen sind. Infolge dieser
Statuspassagen sind die bedeutendsten Zufrieden­
heitsveränderungen zu erkennen (Abbildung 4). 
Eine durchgängige Erwerbstätigkeit zwischen 1988
und 1989 führt bei westdeutschen Berufstätigen er­
wartungsgemäß zu konstanten und hohen Werten
der Einkommens- und Arbeitszufriedenheit. Das
Niveau der Arbeitszufriedenheit der konstant er­
werbstätigen Ostdeutschen geht von 1990 bis 1991
hingegen leicht zurück. Möglicherweise spielen
hier, neben den vorhandenen Ängsten und Sorgen 

1

12

2 Das Zufriedenheitsgefälle zwischen Ost und West bleibt
auch dann bestehen, wenn man die Bewertungen einzelner
Bevölkerungsgruppen betrachtet: Sowohl für Männer und
Frauen als auch für einzelne Altersgruppen liegt das Zufrie­
denheitsniveau der Ostdeutschen unter dem entsprechenden
Niveau westdeutscher Gruppen. Die Entwicklung der
Lebensverhältnisse im OstteU Deutschlands wird im Laufe
eines Jahres von den einzelnen Gruppen allerdings nicht völ­
lig gleichförmig bewertet. Während bspw. ältere Befragte im
Alter von über 60 Jahren keine nennenswerte Verschlechte­
rung ihrer Einkommenssituation wahrnehmen, wird gerade
der Einkommensaspekt von jüngeren Altersgruppen deutlich
schlechter bewertet. Vgl. hierzu ausführlicher D. Landua
(Anm. 3), Kap. 4.



Abb. 4: Veränderung von Zufriedenheiten infolge einzelner Statuspassagen
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um die Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes, auch
die in ihrem Ausmaß nicht unbedeutenden berufli­
chen Abstiegsprozesse eine gewisse Rolle. Trotz
anhaltender Berufstätigkeit sind die betreffenden
Personen auch mit der Höhe ihres Haushaltsein­
kommens unzufriedener als ein Jahr zuvor. Dabei
sollte betont werden, daß auch die Einkommens­
zufriedenheit dieser Gruppe bereits 1990 weit un­
ter dem westdeutschen Niveau lag.

Dieser Rückgang kann insofern erstaunen, als die 
Arbeitseinkommen der Ostdeutschen bis 1991 (im
Durchschnitt) stärker gestiegen sind als die Infla­
tionsrate ,13 real also ein Einkommenszuwachs zu
verzeichnen war. Es ist allerdings zu berücksichti­
gen, daß, anders als in Westdeutschland, in der
DDR die Ehefrau im Normalfall erwerbstätig war.
In der Mehrzahl der ostdeutschen Haushalte tru­
gen also mindestens zwei Erwerbspersonen zum
Haushaltseinkommen bei. Gerade im Hinblick auf
die Bedeutung der Berufstätigkeit zur Sicherung 
des Lebensunterhalts und als Determinante des
Lebensstandards ist deshalb neben der individuel­
len Erwerbsbeteiligung auch die Verteilung vor
Erwerbstätigen und Nichterwerbstätigen innerhalb
der ostdeutschen Haushalte ausschlaggebend. Ein
Teil der gestiegenen Unzufriedenheit berufstätiger
Personen mit dem Haushaltseinkommen könnte

13 Vgl. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung
(Hrsg.), Einkommensentwicklung der privaten Haushalte in
Ostdeutschland, Wochenbericht, (1992) 4, S. 36-40.

demnach durchaus auf die Arbeitslosigkeit eines
anderen Haushaltsmitglieds, also auf haushaltsin­
terne Veränderungen von Erwerbskonstellationen
zurückzuführen sein.

Im ostdeutschen Maßstab günstig stellt sich, aus 
der Perspektive der Betroffenen, die Entwicklung
der Renteneinkommen in den neuen Bundeslän­
dern dar. Die Bewertungsangaben dieser Gruppe
zu ihren materiellen Lebensverhältnissen liegen
zwar noch deutlich unter dem westdeutschen Ni­
veau, sind aber - entgegen dem allgemeineren
Trend - Anzeichen eines Zufriedenheitsanstiegs.
Hinsichtlich der Einschätzungen bezüglich der
Höhe des eigenen Haushaltseinkommens und dem
damit verbundenen Lebensstandard unterscheiden
sich die Rentner im Osten 1991 kaum von den Er­
werbstätigen. Die neuorganisierten und -strukturi­
erten Versorgungsleistungen im Zuge der „Wirt­
schafts-, Währungs- und Sozialunion“ werden von
den meisten älteren Nichterwerbstätigen also kei­
neswegs negativ beurteilt.

Insgesamt erweisen sich die angeführten Zufrie­
denheitswerte der Rentner und deijenigen Ost­
deutschen, die sich bis 1991 auf dem Arbeitsmarkt
halten konnten, als stabil; d. h. im Vergleich zu de­
nen jener Bevölkerungsgruppen, deren Arbeits­
verhältnis einschneidenden und bis dahin weitge­
hend unbekannten Veränderungen unterlag. Der
Umfang der Zufriedenheitseinbußen im Osten, die 
durch Arbeitslosigkeit ausgelöst werden, über-



Abb. 5: Erwartungen und Sorgen in Ost- und Westdeutschland
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steigt bei weitem das Ausmaß in der westdeut­
schen Vergleichsgruppe. Der Verlust der Erwerbs­
arbeit zieht zwar auch im Westen schwere Wohl­
fahrtsdefizite nach sich, aber zum einen ist
Arbeitslosigkeit hier bereits seit langem eine be­
kannte Form der Nichterwerbstätigkeit, zum ande­
ren kumulieren ihre Folgen nicht mit den persönli­
chen Belastungen und Unsicherheiten im Rahmen
des gesamtgesellschaftlichen Umbruchprozesses,
mit dem die Menschen in den neuen Bundeslän­
dern zur Zeit konfrontiert sind.

Kurzarbeiter unterscheiden sich hinsichtlich ihres
arbeitsrechtlichen Status von der Gruppe der
Arbeitslosen; die mit dem Übergang in diese Be­
schäftigungsform einhergehenden schlechteren
Bewertungen der eigenen Lebensverhältnisse
ähneln hingegen in ihrem Muster weitgehend de­
nen der arbeitslos gemeldeten Personen. Die
durchschnittliche Arbeitszufriedenheit der Kurzar­
beiter sinkt infolge dieses Statuswechsels von 6,9
auf 4,0. Auch dieses Ergebnis kann dahingehend
interpretiert werden, daß die Betroffenen der
praktizierten Kurzarbeiterregelung eher negativ 
gegenüberstehen und nur eine Minderheit mög­
liche Vorteile, die sich aus diesem Beschäftigungs­
verhältnis ergeben können, auch wahrnimmt. Eine
Alternative zum allgemein akzeptierten Status der
vollzeiterwerbstätigen Arbeitskraft in Ostdeutsch­
land zeichnet sich in diesem Modell nicht ab.

Auch der Übergang in die Nichterwerbstätigkeit
durch die Inanspruchnahme der Vorruhestandsre­
gelung führt zu sichtbar schlechteren Bewertungen 
des Haushaltseinkommens und des Lebensstan­
dards. Die Zufriedenheitseinbußen enthalten in ih­
rem Umfang jedoch nicht die Bedeutung, wie sie bei 
Arbeitslosen und Kurzarbeitern zu erkennen ist.

IV. Welche wirtschaftlichen Sorgen
und beruflichen Erwartungen

verbinden die Deutschen mit ihrer
Lebenslage?

Einen geeigneten Arbeitsplatz zu finden, wenn 
man einen sucht, ist keine leichte Aufgabe. Dies
gibt 1989 auch die Mehrheit der westdeutschen Er­
werbslosen an (Abbildung 5). Nicht einmal jeder
vierte glaubt, eine solche Suche „leicht“ zum Er­
folg bringen zu können. Auch die Erwerbstätigen
in Westdeutschland erwarten mehrheitlich Schwie­
rigkeiten, oder sie befürchten sogar, vor einer
praktisch unlösbaren Aufgabe zu stehen, sollten
sie nach einem denkbaren Arbeitsplatzverlust ge­
zwungen sein, sich eine neue und gleichwertige 
Arbeitsstelle suchen zu müssen (72 Prozent). An­
dererseits sind jedoch die meisten Erwerbstätigen



im Westen zugleich sicher, nie mit dieser Situation
konfrontiert zu werden. Nur rund sieben Prozent
halten den Verlust ihres Arbeitsplatzes für „wahr­
scheinlich“ oder „sicher“; dies entspricht dem An­
teil aller Erwerbstätigen, die sich „große Sorgen“
um die Sicherheit ihres Arbeitsplatzes machen.
Das Ausmaß an Sorgen über die allgemeine wirt­
schaftliche Entwicklung unterliegt - konjunkturab­
hängig - auch in der „alten“ Bundesrepublik er­
heblichen Schwankungen. 1989 machten sich nur
etwa 17 Prozent der Westdeutschen über dieses 
Problem „große Sorgen“. Noch weniger (11 Pro­
zent) sahen zu diesem Zeitpunkt ernsthafte
Schwierigkeiten in bezug auf ihre eigene wirt­
schaftliche Situation. Erheblich schlechtere sub­
jektive Arbeitsmarktchancen und größere Sorgen
bezüglich der Sicherung des eigenen Arbeitsplat­
zes äußerten die Befragten in Ostdeutschland be­
reits im Sommer 1990. Noch bevor Kurzarbeit und
Arbeitslosigkeit zu einem politischen und sozialen 
Hauptproblem im wiedervereinten Deutschland
wurden, erwarteten 86 Prozent aller Nichterwerbs­
tätigen im Osten Schwierigkeiten bei einer
Arbeitssuche; 81 Prozent der Erwerbstätigen ver­
muteten erhebliche Probleme, nach einem
Arbeitsplatzverlust wieder eine gleichwertige 
Stelle finden zu können. Anders als im Westteil
Deutschlands schlossen aber bereits ca. 40 Prozent
gleichzeitig einen Verlust ihrer Arbeitsstelle nicht
mehr aus. Mehr als ein Drittel der Erwerbstätigen
machte sich entsprechend „große Sorgen“ um die 
Sicherheit ihres Arbeitsplatzes. Dies sind Hinweise
einer frühzeitig skeptischen Einschätzung der Ent­
wicklung auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt.

Bis 1991 hat sich dieses pessimistische Stimmungs­
bild weiter verschlechtert. Nur noch sieben Pro­
zent der Nichterwerbstätigen erwarten eine leichte
Stellensuche (93 Prozent rechnen mit Schwierig­
keiten) und nur noch zehn Prozent der Erwerbstä­
tigen schätzen ihre weiteren Arbeitsmarktchancen
im Falle der eigenen Erwerbslosigkeit als günstig 
ein (90 Prozent geben sich wenig Chancen). Dieses
Ergebnis erhält durch den Umstand zusätzliches
Gewicht, daß nunmehr fast die Hälfte der
Erwerbstätigen fürchtet, „sicher“ oder „wahr­
scheinlich“ mit der schweren Aufgabe einer Stel­
lensuche konfrontiert zu werden. Das Ausmaß an
Sorgen über die allgemeine Wirtschaftsentwick­
lung, aber auch die persönliche Zukunft ist eben­
falls erheblich angewachsen. Ungewißheit, Ängste
lind Sorgen um den Erhalt des eigenen Arbeits­
platzes und damit um die Existenzgrundlagen sind 
damit zu einem übergreifenden Massenphänomen
in den neuen Bundesländern geworden .
W
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iederum sind die Ursachen für diesen allgemei­
nen Stimmungstrend vor allem in Zusammenhang
mit Veränderungen des Erwerbsstatus zu sehen
(Abbildung 6). So schätzen zwar auch die Ostdeut­
schen, die sich bis 1991 in einem regulären Be­
schäftigungsverhältnis halten konnten, ihre eige­
nen Arbeitsmarktchancen im Falle eines mög­

lichen Arbeitsplatzverlustes alles andere als gut ein
(78 Prozent gaben 1990 an, eine gleichwertige
Stelle wäre für sie nicht leicht zu finden, 1991 stieg 
dieser Anteil sogar auf fast 90 Prozent), aber die 
Hoffnung dieser Personen, ihren jetzigen Arbeits­
platz zu behalten, hat sich, wenn auch auf einem
niedrigen Niveau, im Laufe des Jahres stabilisiert.
Für Kurzarbeiter und Arbeitslose zeichnet sich ein 
hiervon deutlich abweichendes Muster ab. Auffäl­
lig ist zunächst, daß sich die Angaben dieser Per­
sonen - sowohl zu den subjektiven Arbeitsmarkt­
chancen als auch zur Sicherheit des Arbeitsplatzes
bereits 1990, also noch bevor sie von den entspre­
chenden Veränderungen betroffen waren - in ne­
gativer Weise von den kontinuierlich erwerbstäti­
gen Personen unterscheiden. Offensichtlich gingen 
viele von ihnen bereits zu diesem Zeitpunkt davon
aus, daß ihr Arbeitsplatz unter den kommenden,
neuen Wirtschaftsstrukturen kaum zu halten sein 
würde und daß auch sie persönlich im Falle eines
Arbeitsplatzverlustes unter den veränderten Rah­
menbedingungen und mit ihrer beruflichen Quali­
fikation keine guten Chancen haben würden.
Ein Jahr später hat sich die Einschätzung der nun­
mehr konkret von Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit
betroffenen Personen hinsichtlich ihrer beruflichen
Zukunft noch weiter verschlechtert. Nahezu jeder
Kurzarbeiter in Ostdeutschland hält es 1991 für
„schwierig“ oder sogar für „praktisch unmöglich“,
nach Verlust des eigenen Arbeitsplatzes eine neue,
gleichwertige Stelle finden zu können; ebenso voll­
ständig haben Arbeitslose die Hoffnung aufgege­
ben, „leicht“ eine neue Stelle finden zu können.
Hinzu kommt, daß mehr als drei Viertel aller
Kurzarbeiter es für „sicher“ bzw. für „wahrschein­
lich“ halten, demnächst auch noch diese Beschäfti­
gung zu verlieren.
Die genannten Erwerbsübergänge wirken sich wei­
terhin auf das Ausmaß an wirtschaftlichen Sorgen 
aus. Auch kontinuierlich erwerbstätige Personen
im Vorruhestand und Rentner, die bereits vor 1990
aus dem Erwerbsleben ausschieden, machen sich
infolge der fortdauernden und instabilen Um­
bruchsituation Ostdeutschlands erwartungsgemäß

14 Die Wahrnehmung der eigenen Arbeitsmarktchancen
und das Ausmaß an wirtschaftlichen Sorgen variiert zwar er­
heblich zwischen einzelnen Bevölkerungsgruppen, der Ein­
druck eines - im gesamtdeutschen Vergleich - generell
schlechteren Stimmungsbildes im Osten bleibt jedoch für ein­
zelne Gruppen erhalten. Männliche Nichterwerbstätige beur­
teilen ihre Chancen, eine geeignete Stelle finden zu können,
deutlich günstiger als Frauen. Dies gilt für Ost- und West­
deutsche gleichermaßen. Wenig Unterschiede sehen
erwerbstätige Männer und Frauen im Westen hinsichtlich ih­
rer subjektiven Arbeitsmarktchancen, in Ostdeutschland
fürchten weibliche Erwerbstätige hingegen deutlich öfter als
Männer, im Falle eines Arbeitsplatzverlustes keine gleich­
wertige Stelle mehr finden zu können. Angesichts des über­
proportionalen Anteils an Frauen unter den ostdeutschen
Arbeitslosen dürfte sich in diesen Angaben eine recht reali­
stische Einschätzung der besonders prekären Arbeitsmarkt­
lage arbeitssuchender Frauen bis 1991 widerspiegeln. Vgl.
hierzu D. Landua (Anm. 3), S. 22ff.



Abb 6: Erwartungen und Sorgen im Rahmen einzelner Statuspassagen in Ostdeutschland
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mehr Sorgen über die allgemeine wirtschaftliche
Entwicklung und z.T. auch über die eigene Situa­
tion, doch sowohl Arbeitslose als auch Kurzarbei­
ter sind von diesen Sorgen überproportional häufig
betroffen. Jeweils rund 60 Prozent machen sich
1991 „große Sorgen“ um die eigenen wirtschaft­
lichen Existenzgrundlagen. Positiv ist anzumer­
ken, daß das Ausmaß dieser Besorgnisse bei ost­
deutschen Rentnern auf niedrigem Niveau nahezu
stabil geblieben ist.

V. Wie bewerten die Ostdeutschen
ihre momentanen Lebensverhältnisse

insgesamt?

Um Auskunft über die zusammenfassende Bewer­
tung aller persönlichen Lebensbedingungen zu er­
halten, wird in der Wohlfahrtsforschung unter an­
derem nach der allgemeinen Lebenszufriedenheit
gefragt. Für die Angaben zu diesem Indikator
sind, neben den eigenen Erwartungen und An­
sprüchen an bestimmte Lebensbedingungen, auch 
soziale Vergleichsprozesse von Bedeutung, etwa
mit bekannten Personen oder - im Falle der ehe­
maligen DDR-Bürger - mit den Westdeutschen.
Auf die Frage: „Wie zufrieden sind Sie gegenwär­
tig, alles in allem, mit Ihrem Leben?“ antworteten

Ost- und Westdeutsche sehr unterschiedlich (Ab­
bildung 7). Auf einer Skala von 0 („ganz und gar
unzufrieden“) bis 10 („ganz und gar zufrieden“)
äußerten sich die westdeutschen Befragten 1989
mehrheitlich eher zufrieden (79 Prozent). Nur
sechs Prozent gaben an, mit den eigenen Lebens­
umständen - alles in allem - eher unzufrieden zu
sein. Dieses hohe Niveau ist in Westdeutschland
über die letzten zehn Jahre weitgehend stabil ge­
blieben .15 In der ehemaligen DDR lag die allge­
meine Lebenszufriedenheit mit einem Durch­
schnittswert von 6,6 bereits 1990 deutlich niedri­
ger. Die Gesamtbevölkerung im Osten wies damit
zu diesem Zeitpunkt in der globalen Bilanzierung
ihrer Lebensverhältnisse ein Zufriedenheitsniveau
auf, wie es im Westen überwiegend bei typischen 
Problemgruppen (Arbeitslose; alleinlebende, ein­
same Ältere; dauerhaft gesundheitlich Beeinträch­
tigte) anzutreffen ist. Die Ursache für dieses Wohl­
fahrtsdefizit lagen zum einen sicherlich in den
schlechten materiellen Lebensumständen, die als
„Erbe“ zentralistischer Planwirtschaft in der DDR
hinterblieben waren. Aber auch das hohe Ausmaß
an psychischen und emotionalen Beeinträchtigun­
gen, Unsicherheiten und Sorgen über die eigene
Zukunft, die nach dem schnellen Zusammenbruch
des mehrheitlich abgelehnten, aber mit seinen
Ordnungsmustem und „Arrangements“ doch ge­
wohnten und vertrauten DDR-Staates weit ver-

15 Vgl. hierzu: Statistisches Bundesamt (Anm. 8), Teil II.



Abb. 7: Allgemeine Indikatoren der Bewertung von Lebensverhältnissen
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breitet waren, drückte sich in den niedrigen Zu­
friedenheiten aus.

Die in den vorangegangenen Abschnitten aufge­
zeigte negative Entwicklung der Bewertungen ein­
zelner Lebensbereiche führt in ihrer Konsequenz
zu entsprechend verschlechterten Gesamtbilanzie­
rungen seitens der neuen Bundesbürger. Das Ni­
veau der allgemeinen Lebenszufriedenheit ist bis
Juni 1991 weiter gesunken. Nur noch etwa die 
Hälfte der Ostdeutschen ist mit den eigenen Le­
bensumständen - alles in allem - eher zufrieden.
Das in dem Durchschnittswert von 6,0 enthaltene
Ausmaß an Unzufriedenheit in den neuen Bun­
desländern kann vom Standpunkt der Wohlfahrts­
forschung als alarmierend bezeichnet werden.
Dem entspricht, daß mehr als die Hälfte aller Be­
fragten 1991 angibt, die Lebensverhältnisse im
Osten seien „eher schlecht“; nur etwa jeder
zehnte beurteilt die vorhandenen Bedingungen
noch positiv. Ein vergleichbares Ausmaß an Un­
zufriedenheit mit der Gesamtbilanz aller Lebens­
umstände wurde in der zurückliegenden Dekade
in Westdeutschland nie beobachtet.

Das Niveau der Gesamtbewertung aller relevan­
ten Lebensumstände hat sich im Osten insgesamt
verschlechtert. Von dieser Tendenz heben sich
nur Befragte über 60 Jahren bzw. Rentner, die
bereits vor 1990 aus dem Erwerbsleben ausschie­
den, positiv ab (Tabelle 2). Die - im gesamtdeut­
schen Maßstab - nach wie vor relativ niedrige

Lebenszufriedenheit älterer Nichterwerbstätiger
im Osten der Bundesrepublik ist zumindest in ih­
rem Niveau nicht weiter rückläufig. Die größten
Einbußen in der Bewertung aller persönlichen Le­
bensumstände verzeichnen erwartungsgemäß Per­
sonen, die in Kurzarbeit wechselten oder arbeits­
los wurden. Einschränkungen oder der Verlust
des Erwerbsstatus führen bei den Betroffenen
nicht nur zu drastisch verschlechterten Bewertun­
gen ihrer gegenwärtigen Lebenslage, sondern wir­
ken sich auch negativ auf die Einschätzung ihrer
weiteren Zukunftsperspektiven aus: Auch die ho­
hen Durchschnittswerte hinsichtlich ihrer erwarte­
ten Lebenszufriedenheit in fünf Jahren sind bei 
Arbeitslosen und Kurzarbeitern 1991 deutlich zu­
rückgegangen.

Als aufschlußreich für die Einschätzung der mo­
mentanen Stimmungslage in Ostdeutschland er­
weisen sich auch die Angaben zur Bewertung der
jeweiligen Lebensverhältnisse in Ost- und West­
deutschland sowie innerhalb der Region, in der
die Befragten wohnen. Selbstverständlich werden
von den Ostdeutschen die Lebensverhältnisse im
Westen erheblich besser eingeschätzt als in der
früheren DDR. Bemerkenswert ist aber, daß na­
hezu alle Befragten die ihnen bekannten regiona­
len Probleme günstiger bewerten als die Verhält­
nisse im östlichen Teil Deutschlands insgesamt. In
diesem Ergebnis könnte demnach eine gewisse
„Überbetonung“ landesweiter Probleme gegen­
über lokal begrenzten Einschränkungen in den



Tabelle 2: Gegenwärtige und erwartete Lebenszufriedenheit einzelner Bevölkerungsgruppen
in Ost- und Westdeutschland

Lebenszufriedenheit1 Bewertung der
Lebensverhältnisse2

gegenwärtig in 5 Jahren
West Ost Region

W-89 0-90 0-91 0-90 0-91

Mittelwerte

Geschlecht
- Männer 7.1 6.6 6.1 7.5 7.3 8.0 4.4 5.3
- Frauen 7.2 6.6 6.0 7.4 7.1 8.0 4.4 5.1
Altersgruppen
- Bis 30 Jahre 7.3 6.6 6.1 7.7 7.6 7.8 4.4 5.2
- 31 bis 60 Jahre 7.1 6.5 5.8 7.5 7.0 8.0 4.3 5.2
- Über 60 Jahre 7.1 6.6 6.5 7.2 7.1 8.2 4.5 5.3
Erwerbsübergänge
- Konstant erberbstätig 7.2 6.7 6.2 7.6 7.5 7.9 4.5 5.3
- Erwerbst.-Kurzarbeit - 6.4 5.3 7.5 6.8 7.9 4.2 4.8
- Erwerbst.-arbeitslos 5.8 6.3 4.8 7.4 6.8 7.9 4.1 4.9
- Erwerbst.-Vorruhestand - 6.7 6.2 6.9 7.2 8.1 4.6 5.4
- Rentner 7.1 6.6 6.5 7.1 7.0 8.3 4.6 5.4

Insgesamt 7.2 6.6 6.0 7.5 7.2 8.0 4.4 5.2
J_________

1 Mittelwerte einer Zufriedenheitsskala von 0 bis 10 (0 „ganz und gar unzufrieden“; 10 „ganz und gar zufrieden“). Frage:
„Was meinen Sie, wie zufrieden sind Sie gegenwärtig - alles in allem - heute mit Ihrem Leben?; „Und was glauben Sie, wie
wird es wohl in 5 Jahren sein?“. *
2 Mittelwerte einer Bewertungsskala von 1 bis 10 (1 „sehr schlecht“; 10 „sehr gut“). Frage: „Die Lebensverhältnisse für die
Bürger sind in verschiedenen Teilen Deutschlands unterschiedlich. Wie gut kann man Ihrer Meinung nach in den folgenden
Teilen Deutschlands leben? A: Hier in der Region, in der Sie wohnen; B: Im westlichen Teil Deutschlands (alte BRD)
insgesamt gesehen; C: Im östlichen Teil Deutschlands (frühere DDR) insgesamt gesehen.“ Ergebnisse des SOEP-Ost (91).
Datenbasis: SOEP-West (1989); SOEP-Ost (1990-1991).

eigenen Lebensverhältnissen zum Ausdruck
kommen

VI
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. Wie sehen die Ostdeutschen
ihre weitere persönliche Zukunft?

Trotz der insgesamt schlechten Lebensbedingun­
gen und der psychischen Belastungen durch Um­
orientierungsprobleme und Unsicherheiten nach
dem Zusammenbruch des DDR-Staates sahen
über 60 Prozent der ostdeutschen Bevölkerung
1990 insgesamt sehr zuversichtlich in die Zukunft

16 Die insgesamt schlechtere Bewertung der Lebensver­
hältnisse in Ostdeutschland spiegelt sich auch in den Verän­
derungen individueller Zufriedenheitswerte von einem Jahr
auf das andere wider. Kennzeichnend für die Zufriedenheits­
entwicklung im Osten ist, daß sich die allgemeine Lebenszu­
friedenheit von nahezu der Hälfte aller Ostdeutschen im
Laufe eines Jahres verschlechtert hat. Bei Kurzarbeitern und
Arbeitslosen trifft diese Entwicklung sogar für nahezu zwei
Drittel aller Betroffenen zu und darüber hinaus sind gerade
bei diesen Gruppen die Anteile an schwerwiegenden Zufrie­
denheitseinbrüchen überproportional häufig zu finden. Vgl.
hierzu Detlef Landua, (Anm. 3), Kapitel 8.

(Abbildung 8). Als ein positives Signal im ostdeut­
schen Transformationsprozeß zeichnete sich damit
ein hohes Maß an Optimismus bei den neuen Bun­
desbürgern ab. Für viele war dies Ausdruck der
Hoffnung auf eine umfassende Verbesserung der
Lebensverhältnisse. Offensichtlich überwog die 
Einschätzung, daß man sich in einer Talsohle be­
finde und „nur“ eine gewisse Durststrecke zu
durchlaufen habe. Zweifellos lag in diesem hohen
Ausmaß an Optimismus auch ein gewisser 
Kompensationseffekt für die bestehenden Defizite
in den äußeren Lebensumständen, aber auch für
die (damit verbundenen) Beeinträchtigungen des
subjektiven Wohlbefindens. Viele dieser Hoffnun­
gen wurden durch Themenschwerpunkte des 
Wahlkampfs zur ersten gesamtdeutschen Bundes­
tagswahl im Herbst 1990 zusätzlich aufgebaut. Um 
so größer mußte für manche Betroffenen die Kluft
zwischen den realen Entwicklungen in vielen ge­
sellschaftlichen Teilbereichen und den in sie ge­
setzten Erwartungen erscheinen.
Tatsächlich hat die Zukunftszuversicht in der ost­
deutschen Bevölkerung insgesamt deutlich nachge­
lassen. Der Anteil der Befragten, die „sehr zuver­
sichtlich“ in die Zukunft blicken, ist von 64 (1990)
auf 54 (1991) Prozent gesunken. Frauen sind dabei
pessimistischer als Männer, jüngere Befragte etwas



Abb. 8: Zukunftszuversicht und Orientierungslosigkeit in Ostdeutschland
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optimistischer als ältere. Die größten Unterschiede
in der Wahrnehmung der eigenen Zukunftschan­
cen stehen jedoch wiederum im Zusammenhang
mit bestimmten Erwerbsübergängen. Während
kontinuierlich Berufstätige ihre hohe Zuversicht in
die weitere Entwicklung bis 1991 weitgehend bei­
behalten, setzt eine Mehrheit aller Arbeitslosen
und Kurzarbeiter zu diesem Zeitpunkt bereits
keine größeren Hoffnungen mehr in ihre eigene
Zukunft. Gleichzeitig stimmen rund 40 Prozent
dieser Gruppe der Aussage „die Verhältnisse sind
so kompliziert geworden, daß ich mich fast nicht 
mehr zurechtfinde“ zu. Ein vergleichbares Aus­
maß an Gefühlen der Orientierungslosigkeit ist nur
bei alleinstehenden, alten Menschen in West­
deutschland zu finden. Die in diesen Werten zum 
Ausdruck kommenden Beeinträchtigungen des 
subjektiven Wohlbefindens kumulieren in Verbin­
dung mit der hohen Unzufriedenheit bei vielen 
Arbeitslosen und Kurzarbeitern in Ostdeutschland
zu ausgeprägten Problemlagen.

Anders als bei westdeutschen Erwerbslosen ist hier
damit zu rechnen, daß größere Bevölkerungsgrup­
pen auf Dauer ohne Beschäftigung bleiben wer­
den, denn selbst im Rahmen eines umfassenden
Wirtschaftsaufschwungs im Osten würde es län­
gere Zeit in Anspruch nehmen, um eine ausrei­
chende Anzahl neuer und „marktfähiger“ Arbeits­
plätze zu schaffen. Die Lage ist besonders prekär,

da - wie sich anhand der vorgestellten Ergebnisse
bereits nachweisen läßt - die meisten Erwerbslo­
sen im Osten subjektiv mit der für sie neuen und
belastenden Situation kaum fertig werden. Gesell­
schaftlich anerkannte Alternativen zur Erwerbstä­
tigenrolle existieren bislang kaum, der Stellenwert
der eigenen Berufsarbeit für das persönliche Wohl­
befinden der Betroffenen wird deshalb weiterhin
hoch bleiben. Staatlich eingeleitete Hilfs- und Stüt­
zungsprogramme wie Vorruhestand, Kurzarbeit
und wohl auch ABM-Stellen sind unter den gege­
benen Umständen wenig geeignet, die subjektiven
Belastungen der betroffenen Personen abzubauen.
Damit besteht die Gefahr einer Marginalisierung
und Ausgrenzung weiter Bevölkerungsteile in den
neuen Bundesländern.

VII. Zu den Ursachen
des Stimmungseinbruchs

in Ostdeutschland

Es lassen sich wenig befriedigende Anhaltspunkte
für die These finden, daß für die rückläufigen
Zufriedenheitswerte im Osten ausschließlich
schlechte objektive Lebenslagen von 1991 bzw.



Verschlechterungen bestimmter Lebensbedingun­
gen ausschlaggebend waren V17 ielmehr weisen die
Ausprägungen mehrerer subjektiver Indikatoren
darauf hin, daß sich bei weiten Bevölkerungsteilen
in Ostdeutschland - und keineswegs nur bei Kurz­
arbeitern und Arbeitslosen - zunehmend Sorgen,
Ängste, Anomiesymptome und Zukunftspessimis­
mus verbreiten, die nicht unmittelbar auf die eige­
nen, gegenwärtigen Lebensumstände zurückzufüh­
ren sind, sondern als Ausdruck einer generell
schlechteren Grundstimmung verstanden werden
können. Offensichtlich sehen viele Ostdeutsche
schwerwiegende Probleme in der zukünftigen Ent­
wicklung und befürchten, in absehbarer Zeit von
diesen Veränderungen mitbetroffen zu werden.
Der Rückgang der allgemeinen Lebenszufrieden­
heit wäre demnach nicht nur im Zusammenhang
mit den schlechten „objektiven“ Lebensumstän­
den, sondern auch mit enttäuschten Erwartungen
und in Verbindung mit der wachsenden Bedeutung
„subjektiver“ Beeinträchtigungen des Wohlbefin­
dens durch Zukunftsängste und Orientierungspro­
bleme zu sehen.

VIII. Schlußbemerkungen und
Zusammenfassung der Ergebnisse

Die 40 Jahre anhaltende Teilung der beiden deut­
schen Staaten hinterließ ein hohes Ausmaß an Un­
kenntnis über die konkreten Lebensumstände im
jeweils anderen Teil Deutschlands. Tiefgreifende
Unterschiede hinsichtlich der Einstellungen, An­
sprüche und Erwartungen in Ost und West prallten
infolge der schnellen staatlichen Vereinigung sehr
unvermittelt aufeinander. Zwar begrüßten die
meisten DDR-Bürgerinnen den Umsturz. Späte­
stens mit der Massenflucht über osteuropäische
Nachbarländer und dem Massenprotest derjeni­
gen, die blieben und ihre Angst bzw. ihren Re­
spekt vor dem alten Regime endgültig verloren
hatten, wurde die Ausweglosigkeit des „realsozia­
listischen“ Entwicklungsweges für jeden offen­
sichtlich. Aber dieser Zusammenbruch bedeutete
für die Menschen in Ostdeutschland in mancherlei
Hinsicht eine Zäsur. Nach vier Jahrzehnten DDR-
Geschichte und der Sozialisation in dieser Gesell­
schaft ist der Blick zurück mit unangenehmen Fra­
gen und mit Konsequenzen verbunden. Kleine Ge­
wohnheiten in der eigenen Alltagsorganisation,
aber auch ganze Weltbilder haben ihre Gültigkeit
verloren; Brüche in den Lebens- und Arbeitsbio­
graphien scheinen der Normalfall zu sein. Der Bei­
tritt zur Bundesrepublik ging mit verbreiteten
Selbstzweifeln, Bitterkeiten und Orientierungsver-

17 Zu einer ausführlichen Darstellung dieser Ergebnisse
auch im Rahmen von entsprechenden multivariaten Zusam­
menhangsanalysen , vgl. D. Landua (Anm.3), Kapitel 10.

lüsten einher; dem politischen folgte der psychi­
sche Umbruch in Ostdeutschland.

Der Inhalt dieses Beitrages dokumentiert einen
begrenzten Ausschnitt aus dem deutsch-deutschen
Transformationsprozeß. Er befaßt sich mit der Be­
wertung und Einschätzung bestimmter Entwick­
lungen zwischen 1990 und 1991 aus der Sicht der
Betroffenen. Einige zentrale Ergebnisse sollen ab­
schließend nochmals hervorgehoben werden:

1. Die hohe Bedeutung von „Arbeit“ für das 
eigene Wohlbefinden wurde von den ostdeutschen
Arbeitslosen und Kurzarbeitern 1991 noch stärker
betont. Ein verminderter Stellenwert der eigenen
Erwerbstätigkeit zeichnet sich für diese Gruppen
bis heute nicht ab und ist auf absehbare Zeit nicht 
zu erwarten. Reaktionen auf die Bedrohung oder
den Verlust des eigenen Arbeitsplatzes werden sei­
tens der Betroffenen deshalb zunächst vor allem
auf der Verhaltensebene sichtbar werden und sich
in massiver Unzufriedenheit äußern.

2. Die Ostdeutschen waren bereits 1990 mit den
Zuständen in vielen Lebensbereichen unzufrieden.
Sichtbar verbesserte Bewertungen zeichnen sich
nach einem Jahr vor allem für den Umweltbereich
sowie beim Waren- und Dienstleistungsangebot
ab. Das Ausmaß an Unzufriedenheit mit den Ein­
kommensverhältnissen, dem eigenen Lebensstan­
dard und auch mit der Arbeit ist bis 1991 noch wei­
ter gestiegen. Damit nehmen viele Ostdeutsche ge­
rade hinsichtlich jener Bereiche Verschlechterun­
gen wahr, die für ihr persönliches Wohlbefinden
besonders wichtig sind. Vergleichsweise stabil er­
weisen sich die Zufriedenheitsangaben von konti­
nuierlich Erwerbstätigen und von Rentnern, die
größten Bewertungseinbrüche sind erwartungsge­
mäß bei den neuen Gruppen der Kurzarbeiter und 
der Arbeitslosen zu finden.

3. Die neuen Bundesbürger schätzen ihre subjek­
tiven Arbeitsmarktchancen erheblich schlechter
ein als die Westdeutschen, und diese Einschätzung
hat sich bis 1991 weiter verstärkt. Während nur
eine Minderheit der Erwerbstätigen in West­
deutschland um ihren Arbeitsplatz fürchtet, macht
sich im Osten mittlerweile fast die Hälfte aller
Erwerbstätigen „große Sorgen“ um die Sicherheit
ihres Arbeitsplatzes. Gleichzeitig stieg auch der
Anteil derjenigen, die um ihre eigenen wirtschaft­
lichen Existenzgrundlagen sehr besorgt sind. Be­
sonders gravierende Veränderungen zeichnen sich
zwar für Kurzarbeiter und Arbeitslose ab, aber
steigende Existenzsorgen, Arbeitsplatzunsicher­
heiten und zunehmend schlechtere Einschätzun­
gen der eigenen Arbeitsmarktchancen sind tenden­
ziell auch für kontinuierlich Erwerbstätige kenn­
zeichnend geworden.

4. Das Niveau der Zufriedenheit mit dem Leben
im allgemeinen war bereits 1990 in einem negati­
ven Sinne beeindruckend. Die Gesamtbevölke-



rung im Osten Deutschlands wies zu diesem Zeit­
punkt in der globalen Bilanzierung ihrer Lebens­
verhältnisse ein Niveau auf, das im Westen ledig­
lich bei typischen Problemgruppen anzutreffen ist. 
Die durchschnittliche allgemeine Lebenszufrieden­
heit ist bis 1991 weiter gesunken. Ein auch nur an­
nähernd vergleichbar hohes Ausmaß an Unzufrie­
denheit wurde während der zurückliegenden De­
kade in Westdeutschland nie beobachtet.

5. Obwohl nach wie vor mehr als die Hälfte der
neuen Bundesbürger ihrer persönlichen Zukunft
zuversichtlich entgegensieht, hat der ausgeprägte
Optimismus vieler Ostdeutschen bis 1991 deutlich
nachgelassen. Während kontinuierlich Erwerbs­
tätige fast unverändert zuversichtlich bleiben, set­
zen vor allem Arbeitslose und Kurzarbeiter mehr­

heitlich nur noch wenig Hoffnung in die weitere
Entwicklung. Die Gefahr der sozialen Ausgren­
zung und Marginalisierung größerer Bevölke­
rungsteile in den neuen Bundesländern hat sich er­
höht.

6. Die Ursachen für den umfassenden Stimmungs­
einbruch scheinen nicht nur im Zusammenhang
mit Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit zu stehen.
Auch kontinuierlich erwerbstätige Personen be­
richten zunehmend über Beeinträchtigungen ihres
subjektiven Wohlbefindens. Enttäuschte Erwar­
tungen in bezug auf den bisherigen Verlauf des ost­
deutschen Transformationsprozesses, aber auch
allgemein zunehmende Ängste und Sorgen hin­
sichtlich der weiteren Entwicklung dürften dabei
von Bedeutung sein.



Klaus-Peter Schwitzer

Ältere Menschen in den neuen Bundesländern

I. Konturen des Problems

„In dem einen kleinen Intervall, seit mir der Bart
zu sprossen begann und seit er zu ergrauen be­
ginnt, in diesem einen halben Jahrhundert hat sich
mehr ereignet an radikalen Verwandlungen und
Veränderungen als sonst in zehn Menschenge­
schlechtern, und jeder von uns fühlt: zu vieles fast!
So verschieden ist mein Heute von jedem meiner
Gestern, meine Aufstiege und meine Abstürze,
daß mich manchmal dünkt, ich hätte nicht bloß
eine, sondern mehrere, völlig voneinander ver­
schiedene Existenzen gelebt... Wer immer durch
diese Zeit ging oder vielmehr gejagt und gehetzt
wurde - wir haben wenig Atempausen gekannt
hat mehr Geschichte miterlebt als irgendeiner sei­
ner Ahnen. Auch heute stehen wir abermals an 
einer Wende, an einem Abschluß und einem
neuen Beginn.“ Dieses Schicksal „einer ganzen 
Generation“, das Stefan Zweig in seinen Erinne­
rungen „Die Welt von Gestern“ als Europäer
Ende der dreißiger Jahre beschrieb, sollte das 
Schicksal weiterer Generationen werden.

Gemessen an seinen historischen Erfahrungen
fand der Zusammenbruch der DDR, die friedliche 
Vereinigung und der Neubeginn in Gesamt­
deutschland unter denkbar günstigen Umständen
und Voraussetzungen statt. Die Besonderheit für
die Menschen im Osten besteht darin, daß die mit
der Einheit Deutschlands einhergehenden Sozial­
umstellungen für alle gleichbedeutend mit einem
Bruch der bisherigen Lebensperspektive sind. Das
gesamte Institutionen- und Rechtssystem wurde
mit dem staatlichen Vereinigungsprozeß schlagar­
tig ausgewechselt und es begann die Zusammen­
führung zweier völlig unterschiedlicher ökonomi­
scher, rechtlicher und sozialer Systeme, die in den
zurückliegenden Jahrzehnten zu verschiedenen
Lebenslagen sowie Mentalitäten, Wertorientierun­
gen und Verhaltensweisen der Menschen geführt
haben. Die neuen rechtlichen und institutioneilen
Gegebenheiten konstituieren oder beeinflussen die 
individuellen Lebensverläufe aller Altersgruppen,
Erwerbsbiographien, Einkommensverläufe, Mög­
lichkeiten der Persönlichkeitsentfaltung u. a. m.

Für viele ältere Menschen, insbesondere im höhe­
ren Lebensalter, die nach dem Zweiten Weltkrieg,
z.T. nach zwei Weltkriegen, an den Sozialismus als
Hoffnung auf das Andere und Bessere geglaubt
und unter schwierigsten Bedingungen den Neuan­
fang begonnen hatten, ist eine Welt zusammenge­
brochen, entfallen bisherige Leitbilder, stellt sich

die Frage nach dem Sinn des Lebens neu. Zum
zweiten Mal in einem Leben gescheitert zu sein -
wie es jetzt z. T. die heutige Rentnergeneration er­
leben muß - ist kaum zu verkraften. „Ich kann
doch nicht mein ganzes Leben wegwerfen“, sagte
kürzlich Stefan Heym in einem Interview und
drückte damit aus, was viele empfinden .1 „Von
Richtungs- und Orientierungsverlust sind auch 
jene betroffen, die sich nicht als Befürworter des 
Sozialismus verstanden hatten. Zwar stellt sich für
sie der Zusammenbruch des alten System als Be­
freiung, Aufgabe politischer Unmündigkeit, Hoff­
nung auf ein besseres, weil stärker selbstbestimm­
tes Leben dar, aber ihre Entwicklungs- und Auf­
stiegschancen hängen letztlich davon ab, wie
schnell sie sich in der freien Marktwirtschaft zu­
rechtfinden, wie sie mit den jeweiligen Bezugs­
gruppen im Westen mithalten können. Fehlende
Erfahrungen einerseits und erlernte, jetzt nicht sel­
ten hinderliche Verhaltensweisen andererseits, er­
schweren den notwendigen Lernprozeß außeror­
dentlich.“2 Vergleicht man die Beninerinnen in
den alten und neuen Bundesländern, ihre Lebens­
lagen, ihre Denk- und Wahrnehmungsstereotypen
und Handlungslogiken, ihre Probleme und Hoff­
nungen, Zuversichten, Ängste und Befürchtun­
gen, so ist absehbar, daß es in Deutschland auf
Jahre hinaus zwei „deutsche Alter“ geben wird.

Wer sich in kürzester Zeit mit einer über Nacht
eingeführten neuen Rechts- und Sozialordnung
vertraut machen und sich im Wirrwarr neuer Insti­
tutionen und Zuständigkeiten zurechtfinden muß,
monatelang keine Rente erhalten hat oder zuste­
hende Leistungen wie Sozialhilfe nicht beantragen
kann, weil die Vordrucke ausgegangen sind oder
eine von den vielen jetzt erforderlichen Unterlagen
nicht beizubringen ist, wer es mit überforderten
Mitarbeitern zu tun bekommt, die z.T. nicht aus­
reichend qualifiziert sind ,3 wird eher klagen, als
über die potentiellen Möglichkeiten und real exi­
stierenden Chancen der Demokratie und der er­
worbenen Freiheiten im vereinten Deutschland
nachdenken. Die Sorge um die berufliche Zukunft
der Kinder und Enkelkinder, die arbeitslos gewor­

1 Fritz J. Raddatz, Ich kann doch nicht mein Leben weg­
werfen. Ein ZEIT-Gespräch mit Stefan Heym, in: DIE ZEIT
vom 6. Dezember 1991, S. 65.
2 Katharina Belwe, Psycho-soziale Befindlichkeit der Men­
schen in den neuen Bundesländern nach der Wende im
Herbst 1989. Analysen und Berichte des Gesamtdeutschen
Instituts Bonn, (1991) 1, S. 15.
3 Vgl. Holger Backhaus-Maul/Thomas Olk, Die Konstitu­
tion kommunaler Sozialpolitik. Probleme des Aufbaus sozia­
ler Versorgungsstrukturen in den Bundesländern, in: Chri­
stof Rühl (Hrsg.), Probleme der Einheit 5, Institutionelle
Reorganisation in den neuen Ländern, Marburg 1992.



den sind oder ungewollt als Vorruheständler
Altersübergangsgeld in Anspruch nehmen (müs­
sen) oder die sich der Abwanderungsbewegung
„Go West“ anschließen, wodurch stabile soziale 
Beziehungen zwischen den Generationen und Fa­
milien abnehmen oder zerbrechen, sind weitere
Ursachen für das allseits erfahrbare Klagen-Cre-
scendo.

Um zu verstehen, daß für viele Ältere die Tages­
sorgen überwiegen und daß, was die Zukunft an­
belangt, Befürchtungen stärker als Hoffnungen
ausgeprägt sind, muß berücksichtigt werden, daß
sie kaum noch die Möglichkeit der eigenen Ein­
flußnahme auf ihre soziale Lebenslage (private
Vorsorge und Vermögensbildung, Erwerbstätig­
keit u.a.) haben. Außerdem beurteilen auch die 
älteren Menschen ihre soziale Lage zunehmend
nicht mehr im Vergleich zur Situation vor der
Währungsunion, sondern messen diese am aktuel­
len Lebens- und Leistungsniveau in den alten Bun­
desländern; aus einem Systemvergleich ist ein re­
gionaler Vergleich geworden.

Insgesamt bietet die Vereinigung Deutschlands als
ein beispielloser und exemplarischer Systemwan­
del einmalige Voraussetzungen dafür,

- die Konstituierung neuer wirtschaftlicher und
sozialer Strukturen durch die Transformation
politischer, wohlfahrtsstaatlicher und interme­
diärer Institutionen als soziales „Life-Experi-
ment“4 zu beobachten,

- die Veränderung von Lebenslagen und -weisen 
zu analysieren und mitzugestalten, und damit
zugleich

- das theoretische Wissen über die Gestaltbarkeit
der Gesellschaft durch sozialpolitische Inter­
ventionen und das vorhandene praktische In­
strumentarium an der neuen gesamtdeutschen
Wirklichkeit auf seine Eignung hin zu überprü­
fen.

II. Sozio-demographische Trends

Die Verschiebung der Altersstruktur, das soge­
nannte Altern der Bevölkerung, hat in den neuen
Ländern an Dynamik gewonnen. Der Rückgang
der Kinder- und (künftigen) Jugendgenerationen
hat sich beschleunigt, der Anteil der Bevölkerung
im Rentenalter steigt schneller an, als noch vor
drei Jahren prognostiziert worden war. Das ist auf
den rapide sinkenden Geburtenrückgang und auf
die Übersiedlung jüngerer Einwohner in die alten
Länder zurückzuführen. Nach Angaben des Stati-

4 Vgl. Bernd Gießen/Claus Leggewie (Hrsg.), Experiment
Vereinigung - ein sozialer Großversuch, Berlin 1991.

stischen Bundesamtes wurden 1991 im Gebiet der
ehemaligen DDR rund 107000 Kinder geboren
(1989 waren es noch 199000 und 1990 rund
175000). Das bedeutet im Vergleich zu 1990 einen
Rückgang um 38,9 Prozent (0,3 Prozent im alten
Bundesgebiet). Zugleich halbierte sich die Zahl
der Eheschließungen in den neuen Bundesländern
(-50,3 Prozent), während in den alten Bundeslän­
dern 2,8 Prozent weniger Paare den Weg zum
Standesamt fanden.

Eine von Berliner Medizinstudentinnen erstellte
Studie zu den Gründen von Schwangerschaftsab-
brüchen verweist auf sozial determinierte Ursa­
chen. Danach entschlossen sich Frauen zum
Schwangerschaftsabbruch wegen sozialer Unsi­
cherheit (55 Prozent), wegen unklarer Zukunfts­
aussichten (49 Prozent), wegen zu hoher finan­
zieller Belastungen durch ein Kind (48 Prozent),
wegen Wohnungsproblemen (37 Prozent) und we­
gen eigener Arbeitslosigkeit oder der des Partners
(15 Prozent) .5 Zugleich hält die massenhafte Ab­
wanderung von Osten nach Westen in Deutschland
an. 1991 sind schätzungsweise 250000 Menschen
umgezogen, die in ihren heimatlichen Regionen
keine Zukunft mehr sahen; innerhalb von nur drei
Jahren waren dies rund eine Million. Es gehen die
gesündesten, qualifiziertesten, leistungsfähigsten
jungen Leute und vor allem Männer, wobei meist
die Frau oder Freundin und die Kinder an den
neuen Arbeitsort nachgeholt werden6 *. Da sich
diese demographischen Prozesse zudem regional
sehr differenziert vollziehen, sind Visionen von
Landstrichen im Osten ohne junge Menschen, in
denen Alte, Kranke und moralisch Gebrochene
Zurückbleiben, durchaus realistisch, auch wenn
sich die Zahl der Abwanderer auf Grund der be­
grenzten Aufnahmefähigkeit des Wohnungs- und
Arbeitsmarkts in den alten Bundesländern künftig
verringern wird.

Andererseits muß dieses Schreckenszenario nicht 
unbedingt eintreten. Sollte sich der ersehnte Auf­
schwung mittelfristig einstellen, wer kann ihn 
bewerkstelligen, wenn die qualifizierten und dispo­
niblen Jungen nicht mehr da sind? Für die heute
50- bis 65jährigen könnte sich dann durchaus noch
einmal die Chance bieten, von der überflüssigen,
ausgemusterten zur Aufbaugeneration zu mutie­
ren, die gebraucht wird. Hält der seit 1990 zu be­
obachtende Geburtenrückgang im Osten Deutsch­
lands an, wird der Weg der deutschen Bevölkerung
in den neuen Bundesländern etwas schneller in die 
„ergraute“ Gesellschaft führen; die Gesamtten­
denz des Alterns der Bevölkerung in Deutschland
wird davon jedoch nicht wesentlich beeinflußt.
Zwar hat die DDR durch den höheren Anteil jün-

5 Ärzte prognostizieren Geburtenrückgang, in: Berliner
Zeitung vom 14. Mai 1991, S. 19.
6 Vgl. Ingo Preißler, Kein Ende bei „Go West“ abzusehen,
in: Berliner Zeitung vom 31. Dezember 1991, S. 6.



Tabelle 1: Über 65jährige in der ehemaligen BRD und der ehemaligen DDR
sowie im vereinten Deutschland

Gebietsstand 1990 1995 2000 2005 2010 2015 2020 2025

Anzahl der über 65jährigen in N illionen
Ehemalige BRD 9,4 8,9 9,3 9,3 9,2 10,1 10,9 11,4
Ehemalige DDR 2,1 2,2 2,3 2,6 2,8 2,7 2,9 3,2
Deutschland 11,5 11,1 11,6 12,0 12,0 12,8 13,8 14,6

Prozentualer Anteil an der Gesamt >evölkerung
Ehemalige BRD 15,4 14,7 15,5 15,9 16,1 18,2 20,3 22,2
Ehemalige DDR 13,1 13,5 14,5 16,7 17,9 17,7 19,6 21,7
Deutschland 14,9 14,4 15,3 16,1 16,5 18,1 20,1 22,1

Quelle: UN Population Prospects 1990.

gerer Altersgruppen eine „jüngere“ Bevölkerung
in die Einheit eingebracht, doch wirkt sich dies
in der Gesamtentwicklung nur unerheblich aus,
da die Bevölkerung der ehemaligen DDR ledig­
lich ein Fünftel der Bevölkerung des vereinten
Deutschlands ausmacht (vgl. Tabelle 1).

III. Zur sozialen Lage
älterer Menschen

Die Lebenslage bzw. Lebensbedingungen der
Menschen in den neuen Ländern sind das Resul­
tat der politischen Verhältnisse der vormaligen
DDR und des dort erreichten Produktivitäts- und
Effektivitätsniveaus der Wirtschaft, d.h., für die
ostdeutsche Bevölkerung war und ist (noch) ein 
weitgehend nivelliertes Lebensniveau charakteri­
stisch. Gemessen an altbundesdeutschen sozialen 
Lagen war es deutlich niedriger. Dies läßt sich
beispielsweise an den Einkommensverhältnissen
(Rentenhöhe, Spareinlagen, Vermögen), an den
Wohnverhältnissen (Wohnungsgröße und -aus-
stattung), an der Qualität der gesundheitlichen
Betreuung (Hauskrankenpflege, Versorgung mit
Medikamenten und Sachleistungen), aber auch 
an den Bildungs-, Kultur- und Freizeitangeboten
nachweisen. Daher werden sich die Lebensbedin­
gungen, Mentalitäten, Erwartungen, Zufrieden­
heitsbewertungen und Verhaltensweisen von na­
hezu drei Millionen Rentnerlnnen Ost noch über
einen längerfristigen Zeitraum wesentlich von de­
nen der Rentnergenerationen der alten Bundes­
länder unterscheiden. Dazu tragen neben den
Differenzierungen, die aus dem Ausgangsniveau
resultieren, Divergenzen bei, die sich aus den
neuen sozialen Bedingungen der Marktwirtschaft

7 Karla Gärtner/Charlotte Höhn/Bernd Störtzbach, Per­
spektiven für die sozio-demographische Entwicklung im ver­
einten Deutschland, Manuskript, S. 40, erscheint in: A. E.
Imhof (Hrsg.), Leben wir zu lange? Die Zunahme unserer
Lebensspanne seit 300 Jahren und die Folgen, Köln 1992.

sowie aus (sozialpolitischen Entscheidungen er­
geben.

1. Einkommen

Mit der im Rahmen der Sozialunion am 1. Juli 
1990 in Kraft getretenen Rentenniveauanpassung
und den Rentenerhöhungen 1991 ist das Renten­
einkommen für die Mehrheit der älteren Men­
schen in den neuen Bundesländern deutlich ge­
stiegen (vgl. Tabelle 2).
Durch die Rentenerhöhungen vergrößerte sich
aber auch die Differenz im Renteneinkommen
zwischen Männern und Frauen von durchschnitt­
lich rund 141 Mark vor der Rentenumstellung auf
285 DM im Juli 1991, wodurch sich die finan­
zielle Situation der Rentnerinnen weiter ver­
schlechterte. Zudem ist anzumerken, daß in den
neuen Ländern allein die Höhe der Renten be­
stimmend für das materielle Lebensniveau der äl­
teren Menschen ist. Die gegenwärtigen Rentner-
und Vorrentnerlnnengenerationen sind nur in ge­
ringem Maße Inhaber von zusätzlichen Arbeits-,
Lebens- und Krankenversicherungen. Während
im früheren Bundesgebiet Rentner- und Pensio­
närshaushalte 1987 über 30 Mrd. DM an Vermö­
genseinkommen verfügten8 konnte in der DDR
Vermögen kaum gebildet werden; Aktien, hoch­
verzinsliche Geldanlagen, u. ä. waren dort unbe­
kannt. Die Sparguthaben bei Geld- und Kreditin­
stituten (1989: 9 700 M/Einwohner), die zum 
Stichtag der Währungsunion etwa ein Viertel des 
Niveaus in den alten Bundesländern ausmachten,
wurden auf 7 850 DM umbewertet, die Guthaben
in sparwirksamen Personenversicherungen (1989:
1081 M/Einwohner9) halbiert. Zusätzliche Mittel
für Not- und Wechselfälle des Lebens sind in der
Regel nicht vorhanden, d.h., die finanzielle Si­
tuation der Altersrentnerlnnen gestattet es
kaum, soziale Notlagen längerfristig zu überbrük-
ken.

8 Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Im Blickpunkt: Ältere
Menschen, Stuttgart 1992, S. 128.
9 Statistisches Jahrbuch der DDR 1990, Berlin 1990,
S. 302 f.



Tabelle 2: Die Anzahl und die durchschnittliche Höhe der laufenden Renten (Pflichtrente und FZR)*)
am 30. Juni 1990,1. Juli 1990,1. Januar 1991 und 1. Juli 1991
in der gesetzlichen Rentenversicherung im neuen Bundesgebiet

-Vollrenten -

Stichtag Anzahl der Renten Durchschnittliche Höhe
der Renten in M/DM/Monat**1

Versicherten­
renten an
Männer

und/oder
Frauen

Hinterbliebenenrenten Versicherten­
renten an
Männer

und/oder
Frauen

Hinterbliebenenrenten

Witwen-
und/oder

Witwerrenten

Waisenrenten Witwen-
und/oder

Witwerrenten

Waisenrenten

a) Männer
30.6.90 885004 83 - 572,32 375,61 —

1.7.90 885004 83 - 739,04 437,14 -

1.1.91 889489 82 — 870,30 485,26 -

1.7.91 897215 84 - 1001,20 551,70 -

b) Frauen
30.6.90 1995923 79239 — 431,59 370,71 —

1.7.90 1995923 79239 - 524,00 476,96 -

1.1.91 1987146 92720 - 619,86 565,12 -

1.7.91 1991227 97695 - 716,44 652,63 -

c) Männer und Frauen
30.6.90 2880927 79322 83467 474,82 370,72 190,5
1.7.90 2880927 79322 83467 590,06 476,92 233,9
1.1.91 2876635 92802 77746 697,30 565,05 267,9
1.7.91 2888442 97779 80233 804,89 652,54 313,1

*) Zu den Stichtagen 30. Juni 1990 und 1. Juli 1990 Rentenhöhen abgeschätzt aus Angaben zur Höhe der Renten aus
der Sozialpflichtversicherung und der freiwilligen Zusatzrentenversicherung (FZR), am 1. Januar 1991 und 1. Juli
1991: Quelle: Rentenbestandsaufnahme Verband Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR)10.
**) Zum 1.7. 1992 wird die Rente eines Durchschnittsverdieners in den neuen Bundesländern nach 45 Arbeitsjahren
1119,73 DM nach Abzug des Beitragsanteils des Rentners zu seiner Krankenversicherung betragen.

Ferner muß davon ausgegangen werden, daß bei 
dem hohen Anteil von Arbeitslosen, Vorruhe­
ständlern bzw. Beziehern von Altersübergangsgeld
die Erwerbstätigkeit im Rentenalter als Quelle für
eine Einkommenserhöhung künftig kaum eine
Rolle spielen wird. Insgesamt konnten Anfang
1991 in den neuen Bundesländern 45 Prozent der
Rentnerhaushalte monatlich weniger als DM10

ausgeben, lediglich 1,5 Prozent der Haushalte ver­
fügten über ein Einkommen von mehr als 3000
DM. Im Westen Deutschlands standen 1990 rund
drei Prozent aller Rentnerhaushalte monatlich we­
niger als 1000 DM zur Verfügung, während
41 Prozent über ein Einkommen von mehr als
3 000 DM verfügten, darunter 17,3 Prozent über
4000 DM oder mehr .11 Das Durchschnittseinkom­
men der ostdeutschen Rentnerhaushalte entspricht

10 Deutscher Bundestag, 12. Wahlperiode, Drucksache 12/
1841, S. 16; vgl. auch Sozialpolitische Rundschau vom 15.6.
1992, S.3.

etwa dem der entsprechenden westdeutschen
Haushalte im Jahr 1974, wobei der Rückstand der
ostdeutschen Realeinkommen größer ist, als der
der Nominaleinkommen; die ostdeutschen Haus­
halte müssen für ihren Verbrauch - mit Ausnahme
der noch subventionierten Mieten, Waren und
Dienstleistungen - höhere Preise zahlen, als die
westdeutschen Haushalte vor reichlich einem Jahr­
zehnt .

D

12

a die subventionierten Preise schrittweise abge­
baut werden - so erhöhten sich vom Juli 1990 bis
Oktober 1991 die Preise und Tarife für Bildung,
Unterhaltung und Freizeit um 31,4 Prozent, für

11 Vgl. die Erhebungen des Deutschen Instituts für Wirt­
schaftsforschung (DIW) und des Instituts für Angewandte
Wirtschaftsforschung (IAW), Einkommen und Verbrauch
der privaten Haushalte in den neuen und alten Bundeslän­
dern, in: DIW-Wochenbericht, 58 (1991) 29, S. 407.
12 Vgl. Klaus-Dieter Bedau, Ostdeutscher Einkommens­
rückstand schrumpft, in: DIW-Wochenbericht, 58 (1991) 48,
S. 682.



Tabelle 3: Ermöglicht Ihr monatliches Haushaltseinkommen
im großen und ganzen die Befriedigung Ihrer Bedürfnisse? (in Prozent)

ja
ja, mit bestimmten
Einschränkungen

nein,
es ist ziemlich knapp

alle Befragten 18,2 53,3 28,5
Rentner 34,5 48,3 17,2
Rentnerinnen 25,5 43,1 31,4

Quelle: Institut für Soziologie und Sozialpolitik (ISS), Datensatz „Frauenreport Brandenburg ’91“ (Februar/März
1991).

Wohnungsmieten um 313 Prozent, für Energie
(ohne Kraftstoffe) um 227 Prozent, für Verkehr
und Nachrichtenübermittlung um 29 Prozent, für
die Umlagen für Heizung und Warmwasser um
469 Prozent13 -, hat sich die effektive Einkom­
menslage der ostdeutschen Haushalte sogar ver­
schlechtert. Tabelle 3 zeigt, wie im Februar/März
1991 945 von Mitarbeitern des ehemaligen Insti­
tuts für Soziologie und Sozialpolitik (ISS) befragte
Brandenburgerinnen, darunter 85 Rentnerinnen,
ihre Situation reflektierten.

Eine Wiederholungsuntersuchung im September/
Oktober 1991, also zu einem Zeitpunkt, als die 
Höhe der neuen Mieten und Betriebskosten be­
reits bekannt war, ließ die Zahl derjenigen, die ihr
Haushaltseinkommen als nicht ausreichend emp­
fanden, weiter ansteigen; bei den 50- bis 59jübri­
gen und den über 70jährigen Frauen war es jede
zweite. Inwieweit die Renten, die etwa die Hälfte
der vergleichbaren Renten in den alten Bundeslän­
dern ausmachen (auch unter Berücksichtigung des 
Wohngeldes), künftig ausreichen werden, um un­
abhängig und in einem angemessenen Wohnraum
lebend soziale Kontakte knüpfen bzw. aufrechter­
halten zu können sowie Altersarmut zu verhin­
dern, bleibt abzuwarten.

Das „Gesetz zur Herstellung der Rechtseinheit in
der gesetzlichen Renten- und Unfallversicherung“
(Rentenüberleitungsgesetz/RÜG) wird dazu nur
bedingt beitragen. Einerseits enthält es eine Reihe
von äußerst positiven und fairen Regelungen, wie
die faktische Mindestsicherung von 600 DM für
Renten in den neuen Bundesländern, die beispiel­
haft für alle Länder wirken könnte, den Vertrau­
ens- und Bestandsschutz sowie die Weitergewäh­
rung des Sozialzuschlags als Mindestsicherung bis
Ende 1996 oder die Anwendung des Hinterbliebe­
nenrechts. Dadurch werden etwa 25 Prozent der
Rentnerinnen künftig eine höhere Rente bekom­
men und rund 150000 Frauen einen neuen An­
spruch auf Witwenrente erhalten. Andererseits be­
nachteiligt die nunmehr auch für den Osten gel­
tende „lineare Beziehung zwischen der Zahl der
Versicherungsjahre, der relativen Höhe des Ein-

13 Vgl. Frank Pohl, Lebenshaltung wird teurer - Wegfall
der Subventionen bewirkt die größten Preissprünge in den
neuen Ländern, in: Berliner Zeitung vom 3. Januar 1992,
S. 23.

kommens und der sich daraus ergebenen Renten­
höhe“14 vor allem jene, die auf ihren Rentenan­
spruch keinen oder nur noch einen geringen Ein­
fluß nehmen können. Das betrifft aktuell die Alt-
rentnerlnnen und künftig z.B. die 1,2 Millionen 
Arbeitslosen (April 1992), deren Durchschnitts­
einkommen 1991 etwa 730 DM betrug ,15 die rund
466000 Kurzarbeiter und die 780000 Personen, die
(ebenfalls im April 1992) Vorruhestandsregelun­
gen in Anspruch nehmen (mußten). Nach dem 
Wegfall des sogenannten Vertrauensschutzes wird
den Frauen nur noch alternativ die Kindererzie­
hungszeit oder die Berufstätigkeit angerechnet
werden. Dadurch wird sich die bereits heute be­
trächtliche Differenz zwischen Frauen- und Män­
nerrenten weiter erhöhen und die Altersarmut für
viele Frauen vorprogrammiert.

Durch den Artikel 3 des RÜG wurde eine Art poli­
tisches Strafrecht in die Rentenversicherung ein­
geführt, mit dem „staats- oder systemnahe“ Per­
sonen, vor allem höhere/leitende Funktionäre ge­
troffen werden sollen. Da nach dem Willen des 
Gesetzgebers eine Funktion dann als leitend gilt,
wenn das Arbeitseinkommen das l,4fache des je­
weiligen Durchschnittseinkommens übersteigt,
werden dadurch aber z.B. auch Angehörige der
Intelligenz betroffen, die der SED und dem Re­
gime ablehnend und kritisch gegenüberstanden. So
paradox es erscheinen mag: würde Robert Have-
mann heute noch leben, hätte er ebenfalls mit
einer Kürzung seiner Rentenbezüge bzw. vorerst
zumindest nicht mit einer Erhöhung zu rechnen.

2. Wohnbedingungen älterer Menschen

Das Wohnen gewinnt im Alter eine besondere Be­
deutung. Die tägliche Aufenthaltszeit in der Woh­
nung erhöht sich und ein Großteil der Lebensäuße­
rungen, aber auch Betreuung und Pflege werden in
diesem Bereich vollzogen. Die Wohnverhältnisse
entscheiden bei nachlassender Gesundheit mit dar­
über, ob die älteren Menschen weiterhin selbstän­
dig ihren Haushalt führen können oder ob und

14 Winfried Schmäh!, Alterssicherung im vereinten
Deutschland - Einige Aufgaben und Probleme aus ökonomi­
scher Sicht, in: Sozialwissenschaftliches Forschungszentrum
Berlin-Brandenburg e.V. (Hrsg.), Umbruch. Beiträge zur
sozialen Transformation, (1992) 2, S. 86.
15 Vgl. Anm. 11, S.405.



welche Formen der sozialen bzw. pflegerischen
Betreuung in Anspruch genommen werden müs­
sen. Wohnzufriedenheit im Alter wird weniger
durch die Größe der Wohnung als vielmehr durch
Wohnkomfort und Ausstattung bestimmt. Um die 
im Osten so notwendigen Reparaturen, Sanie-
rungs- und Modernisierungsarbeiten bezahlen zu
können, ist es erforderlich, die Mieten zu erhöhen.
Sie werden jetzt erhöht. Hingegen lassen Sanierung
und Modernisierung auf sich warten und sind für
die älteren Menschen vielleicht nicht mehr erleb­
bar. Dabei ist die Verbesserung der Wohnsituation
eine wichtige und drängende Aufgabe der Alten­
hilfe; zwei Drittel der Rentnerwohnungen in den
neuen Ländern sind alles andere als altengerecht:
Rund 600000 Rentnerhaushalte leben hier in
Wohnungen ohne Bad und Innen-WC, 1,9 Mio.
(36 Prozent) in modern ausgestatteten Wohnun­
gen

In
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der ehemaligen DDR sind daher viele jüngere,
lebensaktive Rentnerlnnen aufgrund schlechter
Wohnverhältnisse in die Feierabend- und Pflege­
heime gezogen, zumal dort das Leben billiger, weil
hoch subventioniert, als im eigenen Haushalt war. 
Die Kosten betrugen bis Juni 1990 monatlich
105 M (Feierabendheimplatz) bzw. 120 M (Pflege­
heimplatz). Von Juli bis Dezember 1990 waren
300 DM bzw. 335 DM zu bezahlen, in den folgen­
den sechs Monaten - je nach neuem Bundesland -
zwischen 364 DM und 395 DM. Seit Juli 1991 ko­
stet ein Platz 1800 DM im Monat, und es werden
-wie im Westen, wo die Pflegesätze noch höher
sind - das Vermögen der Heimbewohner sowie un­
terhaltspflichtige Angehörige zur Finanzierung
herangezogen. Das heißt, in einem guten Jahr stie­
gen die monatlichen Heimkosten um das 15- bis
17fache. Dabei sind die Heime vielerorts weder at­
traktiver noch Betreuung oder Pflege besser ge­
worden. Berücksichtigt man Renteneinkommen
und Sparguthaben der Heimbewohnerinnen in den
neuen Ländern, muß davon ausgegangen werden,
daß binnen Jahresfrist nahezu alle Sozialhilfe be­
antragen müssen.

Zur Verbesserung der Situation haben die Politi­
ker jedoch deutliche Zeichen gesetzt:

- Im Haushaltsjahr 1990 wurden im Rahmen des 
Soforthilfeprogramms der Bundesregierung für
das Gesundheitswesen in den neuen Bundes­
ländern rund 150 Mio. DM für Altenhilfeein­
richtungen bereitgestellt, davon 20 Mio. DM
für die Spitzenverbände der freien Wohlfahrts­
pflege zum Aufbau ambulanter Dienste.

- Das Ministerium für Familie und Senioren hat
in seinem ersten Haushaltsplan 40 Mio. DM für
Soforthilfeprojekte in den neuen Ländern zur
Verfügung gestellt, die für Investitionen in Al­
ten- und Behindertenheimen sowie für den

16 Vgl. Kuratorium Deutsche Altenhilfe, Presse- und In­
formationsdienst, (1991) 4, S.8.

Aufbau von Sozialstationen benutzt werden
sollen. Für diesen Zweck können auch die Mit­
tel des Kommunalinvestitionsprogramms im
Rahmen des Gemeinschaftswerks „Auf­
schwung Ost“ genutzt werden, wobei die Aus­
wahl der Investitionen den Gemeinden/Kreisen
obliegt. Allerdings erfolgte die Inanspruch­
nahme der Mittel in den einzelnen Ländern un­
terschiedlich. Obwohl den Kommunen empfoh­
len wurde, die Gelder bevorzugt für Einrich­
tungen der Altenbetreuung einzusetzen, kamen
sie ihrer Verantwortung für das soziale Netz
nur sehr schleppend nach; von den Mitteln des
Programms „Aufschwung Ost“ sind im ersten
Jahr nur fünf bis acht Prozent in Alteneinrich­
tungen geflossen.

3. Verjüngung des Alters und Vorverlegung der
Berufsaustrittszeit

Die Verjüngung des Alters im Sinne einer Vorver­
lagerung der nach traditionellen Vorstellungen
eher für das Alter typischen Situationen und Pro­
blemlagen (früherer Eintritt in die Phase der nach­
elterlichen Gefährtenschaft und Vorverlegung des
Berufsaustrittsalters) trat in der ehemaligen DDR
nahezu ausschließlich in Form des früheren Ab­
schlusses der Familienphase auf. Typisch war, daß
ca. 90 Prozent aller Frauen zumindest ein Kind zur
Welt brachten, in den letzten Jahren zunehmend
bevor sie das 25. Lebensjahr vollendet hatten, und
daß lediglich neun Prozent aller Frauen im Alter
von über 30 Jahren (weitere) Kinder bekamen.
Dieser frühe Geburtengipfel war darauf zurückzu­
führen, daß wesentliche soziale Aktivitäten wie
Berufsausbildung, Einstieg in den Erwerbsprozeß,
Haushalts- und Familiengründung nicht zeitlich 
nacheinander, sondern nebeneinander vollzogen 
wurden. DDR-Bürgerinnen gingen unter den da­
maligen gesellschaftlichen Bedingungen in ihrer
eigenen Lebensplanung tatsächlich vom gesell­
schaftlich propagierten Modell der Vereinbarkeit
von Beruf, Partner- und Elternschaft aus D17 a­
durch waren die Großeltern mehrheitlich erst zwi­
schen 40 und 50 Jahre alt, erwerbstätig und küm­
merten sich gleichermaßen um Kinder, Enkelkin­
der, die eigenen Eltern und z.T. Großeltern.

Eine Vorverlegung der durchschnittlichen Berufs­
austrittszeit (Amtsdeutsch: „Entberuflichung des 
Alters“) brachte erst die sich mit der Währungs­
und Wirtschaftsunion und dem osteuropäischen
Zusammenbruch beschleunigende Talfahrt der
Wirtschaft. So entstand im Februar 1990 die erste
Vorruhestandsregelung der DDR als eine spezifi­
sche Form der Arbeitslosenunterstützung. Danach
erhielten die Betroffenen zunächst 70 Prozent des

17 Vgl. Jutta Gysi, Geburtenentwicklung und Kinder­
wunsch, in: Dagmar Meyer (Hrsg.), Zur Situation von Kin­
dern und Jugendlichen in der DDR. Materialsammlung im
Auftrag des Volkskammerausschusses Familie und Frauen,
Berlin 1990, S. 6.



Nettogehaltes und durften Nebenverdienste bis
400 Mark haben. Auf der Grundlage des Eini­
gungsvertrages trat an diese Stelle das Altersüber­
gangsgeld. Es wird ab 55 Jahre bis zum frühest­
möglichen Bezug der Altersrente gezahlt und be­
trägt 65 Prozent des Nettogehaltes, wobei 120 DM 
pro Monat hinzuverdient werden dürfen. Im März
1992 nahmen ca. 779000 Männer und Frauen die 
Vorruhestandsregelung in Anspruch, über eine
viertel Million mehr als im Juli 1991.

Anzumerken ist, daß es auch in der ehemaligen
DDR einen Trend der rückläufigen Erwerbstätig­
keit im Rentenalter gab. 1989 arbeiteten 10,5 Pro­
zent aller Altersrentnerlnnen, gegenüber 118 Pro­
zent 1975 und 22,7 Prozent im Jahr 1972. Der Un­
terschied zur Bundesrepublik bestand jedoch vor
allem darin, daß die Berufsaufgabe nahezu aus­
schließlich aus privaten Motiven heraus erfolgte
(gesundheitliche Gründe, Haushalt, Partnerschaft,
Freizeitinteressen) und nicht auf arbeitsmarktbe­
dingte und wirtschaftsstrukturelle Trends, betrieb­
liche Interessen, Modemisierungsstrategien u.ä.
zurückzuführen war18. Trotz dieses Rückgangs wa­
ren Ende der achtziger Jahre in der DDR weit mehr
Rentenbezieherlnnen als in den alten Bundeslän­
dern erwerbstätig, wobei sich die Berufstätigkeit
auf die ersten fünf Jahre des Rentenalters konzen­
trierte; rund 40 Prozent der Frauen im Alter von 60
bis 65 Jahren und rund 30 Prozent der Männer in
den Altersgruppen 65 bis 70 waren erwerbstätig .19

Dem stehen in der früheren Bundesrepublik
25 Prozent Haupterwerbstätige im Alter von 60 bis 
64 Jahren, fünf Prozent der 65- bis 69jährigen und
ein Prozent der über 70jährigen gegenüber .

N
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eben dem Wunsch, das Renteneinkommen auf­
zubessern, waren in der DDR vor allem die Befrie­
digung in der Arbeit, das Gefühl der Nützlichkeit
und des Gebrauchtwerdens sowie die sozialen und
kommunikativen Beziehungen im Arbeitsprozeß
die Hauptmotive, um im Rentenalter weiter zu ar­
beiten. Arbeit nahm im Leben des einzelnen einen
zentralen Stellenwert ein und wurde von den Älte­
ren vor dem Hintergrund ihrer Lebenserfahrung
als besonders wichtiger Wert betrachtet .21 Die
hohe Unzufriedenheit, die aus dem Verlust des 
Arbeitsplatzes bzw. der fehlenden Möglichkeit

18 Vgl. Klaus-Peter Schwitzer, Die Lebenssituation der äl­
teren und alten Generation in der DDR und deren Bedarf
bei Aufgabe der Preissubventionen, in: Sozialer Fortschritt,
39 (1990) 6, S. 128.
19 Vgl. Klaus-Peter Schwitzer u.a., Altenreport ’90 - Zur
sozialen Lage von Altersrentnerinnen und Altersrentnern in
der DDR, in: Blätter der Wohlfahrtspflege, 137 (1990), Son­
derausgabe 10 + 11, S.30.
20 Vgl. Gerd Wagner/Jürgen Schupp, Die Sozial- und
Arbeitsmarktstruktur in der DDR und in Ostdeutschland -
Methodische Grundlagen und ausgewählte Ergebnisse, in:
Projektgruppe „Das Sozio-ökonomische Panel“ (Hrsg.), Le­
benslagen im Wandel: Basisdaten und -analysen zur Ent­
wicklung in den neuen Bundesländern, Frankfurt/M. - New
York 1991, S. 195.
21 Vgl. K.-P. Schwitzer (Anm. 19), S. 9.

weiterer Erwerbstätigkeit bei den über 55jährigen 
resultiert, kann nur vor dem Hintergrund einer um
Arbeit zentrierten Lebenswelt erklärt werden und
einer Lebensplanung, in der Arbeitslosigkeit fak­
tisch nicht vorkam.

Eine bedeutsame Rolle spielt aber auch der Weg­
fall von sozialen Funktionen und Versorgungsauf­
gaben, die von Betrieben, Genossenschaften, In­
stitutionen u.a. wahrgenommen wurden und für
die es nach dem Zusammenbruch oder der Ab­
wicklung (noch) keine Entsprechungen gibt. So
wurde die medizinische Betreuung, die Renovie­
rung von Wohnungen, die Teilnahme am Betriebs­
essen, die Versorgung mit Urlaubsplätzen und pro­
phylaktischen Kuren von den Betrieben auch für
die ehemaligen älteren Mitarbeiterinnen gewähr­
leistet; Sportvereine, Kulturgruppen, Chöre u.a.
waren an Betriebe gekoppelt, mitunter dominier­
ten Großbetriebe das gesamte kommunale Leben
der Region.

4. Familienbeziehungen und Erwartungs­
haltungen gegenüber Familie und Staat

Die Wandlungen in den Lebensmodellen von Fa­
milien (mehr Zweit- und Drittehen, Zunahme der
Lebensgemeinschaften, Ein-Eltern-Familien, Ab­
nahme der verheirateten Bevölkerung zugunsten
der Ledigen und Geschiedenen), die Abwande­
rung der jüngeren Bevölkerung in die alten Bun­
desländer u.a.m. determinieren neue Formen des 
Miteinanders der Generationen und Familien. Die
Strukturveränderungen des Zusammenlebens füh­
ren zu Wandlungen im Verhältnis zwischen den
Generationen im Familienverband und möglicher­
weise dazu, daß vermehrt familiäre Leistungen auf
außerfamiliäre Betreuungsformen einschließlich
intermediärer Organisationen übertragen werden
müssen.

Derzeitig haben die älteren Menschen gegenüber
ihrer Familie nach wie vor eine große Erwartungs­
haltung bei gegebenenfalls notwendig werdender
Hilfeleistung und Unterstützung. Sofern sie in ma­
terielle Not gerieten, würden sich, nach der o.g.
Untersuchung des ISS, 80 Prozent an ihre Kinder
wenden, an zweiter Stelle folgen andere Ver­
wandte. Erst dann würde man an das Sozialamt
herantreten, an Freunde und Bekannte, kaum an
kirchliche Sozialdienste, an freie Wohlfahrtsver­
bände oder Selbsthilfegruppen. Gewiß werden
Jahre vergehen, bis die in den alten Ländern in
Jahrzehnten herausgebildete wohlfahrtsstaatliche
bzw. Verbandsstruktur von den Menschen im
Osten Deutschlands angenommen und verinner­
licht wird.

Aufgrund der anderen historischen Entwicklung
und sozialen Erfahrung erwarten die ehemaligen
DDR-Bürgerinnen vor allem auch Hilfe und Un­
terstützung vom Staat (vgl. Tabelle 4).



Tabelle 4: Meinungen über die Zuständigkeit/Verantwortlichkeit für die soziale Absicherung

„ Vor allem der Staat muß dafür sorgen, daß man bei Krankheit, Not, Arbeitslosigkeit
und im Alter ein gutes Auskommen hat. “

ja nein ich weiß nicht
Altersgruppen

abs. in % abs. in % abs. in %

bis 49 818 91,2 47 5,2 32 3,6
50-54 128 94,1 6 4,4 2 1,5
55-59 95 . 96,9 1 1,0 2 2,0
60-64 64 97,0 0 - 2 3,0
65-69 41 97,6 1 2,4 0 -

70 und älter 38 95,0 2 5,0 0 -

Summe/Durchschnitt 1184 92,6 57 4,5 38 3,0

„Das jetzige System der sozialen Sicherung mutet dem Bürger zuviel eigene Verantwortung zu. “

bis 49 552 64,5 181 21,1 123 14,4
50-54 99 74,4 22 16,5 12 9,0
55-59 63 66,3 17 17,9 15 15,8
60-64 49 74,2 5 7.6 12 18,2
65-69 31 81,6 3 7,9 4 10,5
70 und älter 27 73,0 5 13,5 5 13,5

Summe/Durchschnitt 821 67,0 233 19,0 171 14,0

„Das System sozialer Sicherung ist im großen und ganzen richtig, es bevormundet den einzelnen nicht. “

bis 49 316 38,4 306 37,2 200 24,3
50-54 50 39,1 43 33,6 35 27,3
55-59 40 44,9 20 22,5 29 32,6
60-64 23 37,7 19 31,1 19 31,1
65-69 18 46,2 13 33,3 8 20,5
70 und älter 13 37,1 7 20,0 15 42,9

Summe/Durchschnitt 460 39,2 408 34,8 306 26,1

„Auch in dem jetzigen sozialen Sicherungssystem wird dem Bürger noch zuviel eigene Verantwortung abgenommen. “

bis 49 80 9,7 628 75,8 120 14,5
50-54 14 11,1 87 69,0 25 19,8
55-59 7 8,0 53 60,9 27 31,0
60-64 5 7,9 43 68,3 15 23,8
65-69 7 18,4 16 42,1 15 39,5
70 und älter 8 , 22,2 23 63,9 5 13,9

Summe/Durchschnitt 121 10,3 850 72,2 207 17,6

Quelle: ISS, Datensatz „Frauenreport Brandenburg ’91“ (September/Oktober 1991).

Es wird deutlich, daß insbesondere die Älteren
von der Verantwortung des Staates für die soziale 
Sicherheit ausgehen; drei Viertel der über 60jübri­
gen sind der Meinung, daß dem Bürger zuviel
eigene Verantwortung zugemutet wird, 40 Prozent
der über 60jährigen finden das derzeitige System
der sozialen Sicherheit im großen und ganzen rich­
tig. Die relativ häufig gewählte Antwort „ich weiß 
nicht“ und der verhältnismäßig hohe Anteil derje­
nigen, die nicht alle Fragen beantwortet haben,
verweist darauf, daß zwei Jahre nach der Wäh-

rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion noch große
Unsicherheiten bei der Beurteilung des neuen so­
zialen Sicherungssystems existieren (vgl. Ta­
belle 4).

5. Institutioneile Aspekte des
Transformationsprozesses

Das soziale Versorgungssystem der ehemaligen
DDR wurde im Zuge des staatlichen Vereini­
gungsprozesses fast vollständig aufgelöst, der Insti-



tutionalisierungsprozeß des neuen Systems ist
- unter maßgeblicher Beteiligung der Spitzenver­
bände der Freien Wohlfahrtspflege - in vollem
Gange.

Trotz personeller Unterstützung durch westdeut­
sche Kommunen, Weiterbildungsmaßnahmen
(z.B. durch den Verein für öffentliche und private
Fürsorge) und trotz des Organisationsexports
durch die Wohlfahrtsverbände bleibt noch ein lan­
ger Weg, bis in den neuen Ländern die institutio­
neilen Voraussetzungen sozialer Sicherheit, insbe­
sondere ein effektiver und leistungsfähiger öffent­
licher Dienst, existieren werden. Die derzeitige
Situation ist dadurch gekennzeichnet, daß es den
für die Altenbetreuung zuständigen Verwaltungen
im Osten Deutschlands trotz hohen Engagements
der Mitarbeiter an qualifiziertem Personal, mitun­
ter an Geld, vielfach aber an dem „Know-how“,
dieses im Interesse der Bürger in betreuungswirk­
same Leistungen umzusetzen, mangelt. Die
kommunalen Sozialverwaltungen befinden sich
z.T. immer noch im Aufbau, wobei die vorhande­
nen Mitarbeiter vor allem zur Durchführung des 
Bundessozialhilfegesetzes eingesetzt werden. Zu­
gleich sind sie durch den inneradministrativen Auf­
bau und die Qualifizierungsprozesse gebunden.
Die Dynamik des sozialen Wandels bringt es mit
sich, daß keine hinreichende Weiterbildung, son­
dern daß vielfach nur Kurzeinführungen in rele­
vante Sozialgesetze stattfinden.

Informations- und Beratungsangebote sind vieler­
orts nur in Form von Informationsschriften über
soziale Leistungen, Zuständigkeiten, Dienste und
Einrichtungen vorhanden, die zudem nicht immer
flächendeckend verteilt werden. Diese Art von In­
formation und Beratung erweist sich als unzurei­
chend, da sie die alten und insbesondere pflegebe­
dürftigen Menschen, die an ihre Wohnung gebun­
den sind, oftmals nicht erreichen und eine den
individuellen Problemkonstellationen angemes­
sene soziale Beratung nicht ersetzen können .22 Die
Mehrheit der Bevölkerung in den neuen Ländern
ist über die gesetzlichen Bestimmungen für die Ge­
währung unterschiedlicher Sozialleistungen unvoll­
kommen, lückenhaft und völlig unzureichend in­
formiert. Die erforderlichen Behördenwege, die
Vorschriften der Antragstellung werden von den
meisten als zu bürokratisch, zu kompliziert, zu 
schwerfällig, auch als demütigend (25 Prozent) be­
urteilt. Nur in jedem vierten Haushalt existieren
entsprechende Kenntnisse, die von den Betreffen­
den selbst als ausreichend empfunden werden .

E
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in Prüfstein für die Effektivität der neuen Institu­
tionen und Ämter sowie für die erreichte Bürger­
nähe ist der Wegfall der ehemaligen Pflegegelder

22 Vgl. Holger Backhaus-Maul/Gudrun Prengel/Klaus-
Peter Schwitzer, Transformationsprozesse, in: Blätter der
Wohlfahrtspflege, 138 (1991), S.239f.
23 Vgl. Meinungsumfrage „Stimmungsbarometer“, in: Ber­
liner Zeitung vom 10. Juli 1991, S. 25.

zum Jahresende 1991. Über 505000 bisherige Be­
zieher von Pflegegeldem, Sonderpflegegeld und
Blindengeld mußten die Leistungen neu beantra­
gen, da am 1. Januar 1992 ein Trägerwechsel statt­
fand. Da zugleich auch die Kriterien, die im Osten
bisher für den Erhalt dieser Gelder galten, wegfal­
len, sind neue Wege, Konsultationen und Antrags­
gesuche erforderlich.

Eine nachweisliche quantitative und qualitative
Angebotsverbesserung in der Betreuung bringen
die rund 850 Sozialstationen, die in den vergange­
nen Monaten durch die Verbände der Freien
Wohlfahrtspflege in den neuen Ländern eingerich­
tet worden sind und deren Zahl noch in diesem
Jahr auf etwa 1000 ansteigen wird. Durch diese
Einrichtungen könnte die ambulante Versorgung
bereits annähernd so dicht wie in den alten Län­
dern sein. Auch die technische Ausstattung vieler
Sozialstationen ist mittlerweile gut. Im vergange­
nen Herbst wurden die letzten 40 von 240 Ambu­
lanzwagen aus der Herrhausen-Stiftung überge­
ben .24 Mit der bis Ende 1992 verlängerten Sonder­
regelung bei den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
(ABM) können Projekte in Altenpflege- und Be­
hinderteneinrichtungen sowie Sozialstationen per­
sonell und technisch besser ausgestattet werden.
Überlegenswert ist jedoch, wie der Wegfall von 
ehemals DDR-typischen Betreuungsformen (z.B.
Spezialambulanzen bzw. Abteilungen in Poliklini­
ken für die Dispensairebetreuung von Diabeti­
kern), für die es (bis dato) keine Entsprechung
gibt, kompensiert werden kann.

Zur besseren Integration und Betreuung älterer
Menschen tragen ferner private Investoren, Senio- 
ren-Organisationen und Selbsthilfegruppen bei;
Organisationsformen, die es in der ehemaligen
DDR nicht gab.

IV. Subjektive Reflexionen
des Systemwandels

Die für die ostdeutschen Bürgerinnen neuen bzw.
anderen sozialen Problemlagen finden ihren Nie­
derschlag in den subjektiven Bewertungen und re­
flektieren sich auch in Haltungen, Hoffnungen,
Sorgen und Ängsten. So ist es nicht verwunderlich,
daß das Niveau der Zufriedenheitsbewertungen
einzelner Lebensbereiche oder des Lebens im
allgemeinen in Ostdeutschland „in geradezu dra­
matischem Ausmaß in einem negativen Sinne be­
eindruckend ist. Die Bewertungen der neuen Bun­
desbürgerinnen liegen nicht nur in praktisch allen 
Bereichen unter dem westlichen Niveau. Eine so­
zialstrukturelle, differenzierte Betrachtung einzel-

24 Vgl. Interview mit Familienministerin Hannelore
Rönsch, in: Berliner Zeitung vom 26. März 1992, S. 38.



Tabelle 5: Lebenszufriedenheit nach Altersgruppen (in Prozent)

Altersgruppen
Lebensunzufriedene

1990
Lebensunzufriedene

1991

18-30 14,2 5,8
31-45 36,0 23,2
46-55 18,4 22,3
56-65 21,1 36,6
älter als 65 10,3 12,1

Quelle: ISS „Leben DDR ’90“, „Leben Ostdeutschland ’91“.

Tabelle 6: Wenn Sie an die Entwicklung in den nächsten Wochen denken, haben Sie dann...
(in Prozent)

Land Brandenburg

Februar/März 1991 September/Oktober 1991

Alle Altersgruppen Renterinnen*) Alle Altersgruppen Renterinnen**)

vor allem Hoffnungen 13,4 24,7 19,8 16,3

vor allem Befürchtungen 21,9 29,4 12,8 15,7

sowohl Hoffnungen
als auch Befürchtungen 62,2 42,4 63,8 64,1

ich weiß nicht 1,4 3,5 3,6 3,9

keine Angaben U - - -

*) Männer 65 Jahre und älter, Frauen 60 Jahre und älter
**) Männer und Frauen 60 Jahre und älter

Quelle: ISS, Datensatz „Frauenreport Brandenburg ’91“.

ner Soziallagen zeigt vielmehr, daß im Osten die 
Werte selbst hochrangiger Berufsgruppen im We­
sten lediglich von typischen Problemgruppen, wie
den Arbeitslosen, erreicht werden und Verände­
rungen innerhalb eines Jahres deuten sogar in
Richtung noch zunehmender Unzufriedenhei­
ten.“

V

25

ergleicht man die Altersstruktur der Lebensun­
zufriedenen anhand der beiden empirischen Stu­
dien „Leben DDR ’90“ und „Leben Ostdeutsch­
land ’91“ (vgl. Tabelle 5), so zeigt sich sehr deut­
lich, wer die „Verlierer“ der Einheit sind .26 Es sind
die Älteren, die sehr stark von der Arbeitslosigkeit
betroffen sind und durch die Vorruhestandsrege­
lungen nicht mehr aktiv an der Neugestaltung des 
gesellschaftlichen Lebens teilhaben können. Dies
wirkt sich auf die Hoffnungen und Befürchtungen
aus, wobei die in ihrer Dynamik und ihrem Um­

25 Detlef Landua/Anette Spellerberg/Roland Habich, Der
lange Weg zur Einheit - Unterschiedliche Lebensqualität in
den „alten“ und „neuen“ Bundesländern, Arbeitsgruppe So­
zialberichterstattung P 91-101, Wissenschaftszentrum Berlin
(WZB), Berlin 1991, S. 36f.
26 Vgl. Michael Häder/Brigitte Hausstein, Auflehnung,
Anpassung oder Resignation? Ergebnisse zweier sozialwis­
senschaftlicher Studien, in: Sozialwissenschaftliches For­
schungszentrum Berlin-Brandenburg e.V. (Hrsg.), Um­
bruch, Beiträge zur sozialen Transformation, (1992) 1, S. 44.

fang einmalige Veränderung der äußeren Lebens­
umstände neue Denk- und Verhaltensmuster der
älteren Menschen hervorbringt. Statt „Orientie­
rungslosigkeit“, „Enttäuschung“ und „Resigna­
tion“ ist ein zunehmend realistischer Anpassungs­
prozeß der Ostdeutschen an die gesamtdeutsche
soziale Wirklichkeit zu konstatieren (vgl. Ta­
belle 6).

Auf Grund der eigenen sozialen Erfahrung relati­
vieren sich für die neuen Bundesbürgerinnen so­
wohl Hoffnungen als auch Befürchtungen. Nach
ihren Sorgen und Ängsten befragt, dominieren bei
den über 60jährigen Ängste vor Aggressivität, Ge­
walt und Kriminalität sowie - zweitens - vor
Rechtsradikalismus; Ängste, die in der Vergan­
genheit nicht auftraten. An dritter Stelle steht die 
Angst, auf fremde Hilfe angewiesen zu sein, ge­
folgt von den Ängsten vor Preiserhöhungen und
vor Verschlechterung der weltpolitischen Lage,
von Sorge um die finanziellen Verhältnisse, Miet­
erhöhungen/Wohnungsräumung sowie - bei den
über 70jährigen Frauen - von der Angst vor dem
Alleinsein, vor der Einsamkeit. Keine Sorgen und
Probleme haben nur rund sechs Prozent der Rent-
nerlnnen.

Vergleicht man dieses Ergebnis mit Befragungser­
gebnissen des Instituts für Soziologie und Sozialpo-



litik 1987 27, so27 hat sich die Zahl derjenigen,
die Sorgen und Probleme haben, seitdem verfünf­
facht. Hervorhebenswert ist aber, daß die Le­
bensorientierungen der älteren Menschen nicht auf
die unmittelbaren Bedürfnisse (Gesundheit, Si­
cherheit vor Kriminalität/Gewalt, soziale Sicher­
heit, gute Wohnbedingungen, Einkommen u.a.)
beschränkt bleiben, sondern sich auch auf andere
Bereiche (Demokratie/Mitbestimmung, Umwelt
u.a.) erstrecken. So vertreten beispielsweise zwei
Drittel der älteren Frauen die Auffassung, daß die
Durchsetzung weiblicher Interessen, notwendig
ist. Nahezu jede zehnte Frau über 60 wäre ferner
bereit, in einer entsprechenden Organisation mit­
zuarbeiten, wenn man an sie herantreten würde.
Unter gewissen Bedingungen würden weitere
24 Prozent der 60- bis 64jährigen, 21 Prozent der
über 65- bis 69jährigen und 22 Prozent der über
70jährigen mitarbeiten.

V. Resümee und künftige Aufgaben

1. Zwei Jahre Sozialunion belegen, daß durch die
Auflösung des ehemals zentralistischen Versor-
gungs- und Betreuungssystems der DDR und die
Einführung der rechtlichen Regelungen und institu­
tionellen Formen des (alt-)bundesdeutschen Ver­
sorgungsmodells vielfältige Möglichkeiten und 
Bedingungen zur Verbesserung der Lebenslagen äl­
terer Menschen und für die eigenverantwortliche
Gestaltung ihres Lebens geschaffen worden sind.
Dabei zeigt sich, daß einzelne Elemente der sozia­
len Lage - z.B. die Wohnverhältnisse (Verbesse­
rung der Wohnungsausstattung und des Wohnkom­
forts), die gesundheitliche und soziale Betreuung
(Beseitigung von Versorgungsdefiziten) sowie die
kulturellen und politischen Verhältnisse- durch 
sozialpolitische Interventionen (Soforthilfepro­
gramme, personelle Unterstützung durch westdeut­
sche Kommunen, Wohlfahrtsverbände, Seniorenor­
ganisationen, Kultur- und Bildungsträger, Einfüh­
rung bisher unbekannter Formen selbstbestimmter
und selbstverwalteter Dienste, künstlerisch-kultu­
reller Angebote und Formen der demokratischen
Mitbestimmung und politischer Interessenvertre­
tung) u. a. verhältnismäßig schnell angeglichen wer­
den können.

In den vergangenen zwei Jahren hat sich aber -
z.B. am Trend zum „frühen Ruhestand“ - auch ge­
zeigt, daß es gesellschaftliche systemimmanente
Sachverhalte und Zusammenhänge gibt, die sich
nicht ohne weiteres durch staatliche Wirtschafts­
und Sozialpolitik bzw. durch individuelles und kol­
lektives Handeln gestalten lassen. Wie kompliziert
und z.T. unmöglich es ist, geplante Wirkungen
durch politische Eingriffe zu initiieren und markt-

27 Vgl. K.-P. Schwitzer (Anm. 19), S. 38.

ideologische Barrieren zu beseitigen, zeigt der
Versuch, die Wirtschaftsentwicklung in den neuen
Ländern anzukurbeln und die Arbeitslosigkeit ein­
zudämmen. Offensichtlich ist die Angleichung der
Lebensverhältnisse durch selbstheilende Markt­
kräfte und die Anwendung von ehemals in Struk­
turkrisen bewährten Instrumenten der Wirtschafts­
politik nicht zu erreichen. Dies ist zunächst einmal
kein Grund, um zu resignieren, relativiert aber die 
Erwartungshaltung betreffs realer Interventions­
möglichkeiten bei noch so bedeutsamen Gestal­
tungserfordernissen und weitet den Blick für neue
Aufgaben und Möglichkeiten einer gesellschafts-
bzw. strukturverändernden Sozialpolitik.
2. Die Vereinigung Deutschlands bietet die histori­
sche Chance zu einer umfassenden Sozialreform,
durch die für alle Bürger des neuen Gesamtdeutsch­
land ein höheres Niveau an Sozialstaatlichkeit und
sozialer Sicherheit realisiert werden könnte. Auf­
grund der anderen Ausgangsbedingungen und Pro­
blemlagen in den neuen Bundesländern28 ergeben
sich hier zwar spezifische Aufgaben der Altenpoli­
tik, aber auch in den alten Ländern stehen struktu­
relle Reformen und Reorganisationen des Sozial­
staates an. Ihre Notwendigkeit resultiert aus dem
dort ebenfalls reichlich vorhandenen Handlungs­
bedarf, aus Problemen und Mängeln ,29 die zudem
mit der Übertragung der (alt-) bundesdeutschen
Strukturen sozialer Sicherung auf die neuen Bun­
desländer transferiert werden ,30 sowie aus den ab­
sehbaren Veränderungen, die im Altersstruktur­
wandel31 begründet liegen. Schließlich werden mit
der deutsch-deutschen Transformation Erfahrun­
gen zu sammeln sein, die für die Anpassung sozia­
ler Sicherungssysteme im Rahmen der Europäi­
schen Union Modellcharakter tragen könnten,
weil - langfristig betrachtet - zu den unterschied­
lichen Systemen in Nord-, West- und Südeuropa
soziale Modelle aus osteuropäischen Ländern hin­
zukommen werden. All dies erfordert eine Politik,
die - mit Blick auf Europa und angesichts der zu­
nehmend mobilen Armut in der Welt - über Gren­
zen hinweg neue Maßstäbe setzt, Zeithorizonte
und langfristige Perspektiven entwickelt.

28 Vgl. Günter Manz, Armut der „DDR-Bevölkerung, Le­
bensstandard und Konsumtionsniveau vor und nach der
Wende, Augsburg 1991, S. 93-138; Gunnar Winkler, Sozial­
union - der Weg Ostdeutschlands in die Armut?, in: Von der
Vereinigung zur sozialen Einheit - Probleme und Perspekti­
ven, WSI-Arbeitsmaterialien, (1991) 29.
29 Vgl. Margret Dieck, Besondere Perspektiven des Al­
terns und des Alters im vereinten Deutschland, in: Paul
B. Baltes/Jürgen Mittelstraß (Hrsg.), Zukunft des Alterns
und gesellschaftliche Entwicklung, Berlin - New York 1992.
30 Vgl. Gerhard Naegele, „Übergestülpt statt vernetzt“ -
Aus verpaßten Chancen dennoch das Beste machen! Thesen
zur Altenpolitik und -arbeit in Deutschland-Ost mit Rück­
wirkungen auf Deutschland-West, in: Vernetzung in Alten­
arbeit und Altenpolitik - Probleme und Perspektiven in der
neuen Bundesrepublik, KDA (Kuratorium Deutscher Alten­
hilfe) Forum, (1992) 17.
31 Vgl. Hans Peter Tews, Neue und alte Aspekte des Struk­
turwandels des Alters, in: WSI-Mitteilungen, 43 (1990) 8.



Kerstin Schweigel/Astrid Segert/Irene Zierke

Leben im Umbruch
Erste Ergebnisse einer regionalspezifischen Milieuerkundung

I. Vorbemerkungen

Die sozialen Umbrüche haben im Osten Deutsch­
lands sehr unterschiedliche, teilweise unerwartete
Reaktionen der Menschen hervorgerufen. Sie sind
durch objektive Lebensbedingungen schicht­
spezifisch geprägt. Unterschiede im Sozialverhal­
ten resultieren aber auch - was oft unterbewertet
wird - aus der eigenen Biographie und Lebensfüh­
rung, dem spezifischen Gewordensein in der DDR
und aus sozialen Interaktionen.

Diese strukturell bedingten Veränderungen und
ihre Wirkungen auf endogene Potentiale im Osten
Deutschlands stehen im Zentrum unseres For­
schungsprojektes „Der Wandel sozialer Milieus
und Strukturen in den neuen Bundesländern - Am 
Beispiel der Stadtregionen Leipzig und Branden­
burg“. Unser Augenmerk richtet sich auf Verände­
rungen in den Lebensführungen von Angehörigen
unterschiedlicher sozialer Gruppierungen (Mi­
lieus)1 angesichts neuer sozialstruktureller Verhal­
tenszumutungen und -chancen, aus denen sowohl
Potenzen als auch Risiken für dep Transforma­
tionsprozeß erwachsen .2 Damit folgen wir dem
Bourdieuschen Konzept, das die Wirkung sozio-
kultureller Handlungsmuster und Verhaltenswei­
sen auf die Reproduktion sozialer Strukturen ins
Zentrum soziologischer Forschungsperspektive
rückt .3 In unserem Projekt nutzen wir dieses Kon­
zept, um eine soziale Umbruchsituation begleitend
zu erforschen.

Wir gehen in unseren Überlegungen von einem re­
lativen Beharrungsvermögen der existierenden mi­
lieuspezifischen Denk- und Verhaltensmuster aus,
das mit einer Aufwertung oder Zurückdrängung
bisheriger individueller bzw. gruppenspezifischer
Strategien verbunden ist. Sie entscheiden, wie die
objektiven Lebensbedingungen angenommen und
gestaltet werden. In unserem Forschungsprojekt

1 Unter Milieus verstehen wir soziale Gruppierungen, die
durch je spezifische Alltagspraktiken und Mentalitäten cha­
rakterisiert sind und sich durch sie wechselseitig abgrenzen.
2 Vgl. Kerstin Schweigel/Astrid Segert/Irene Zierke, Alter
Wein in neuen Schläuchen? Lebensstil- und Milieuforschung
in Ostdeutschland, in: Michael Thomas (Hrsg.), Abbruch
und Aufbruch. Sozialwissenschaften im Transformationspro­
zeß, Berlin 1992, S. 303-318.
3 Vgl. Pierre Bourdieu, Die feinen Unterschiede, Frank­
furt am Main 1987.

verbinden wir traditionelle quantitative mit ver­
schiedenen qualitativen Forschungsmethoden.

Um die verschiedenen Milieus im sozialen Raum
verorten und Veränderungen in der Sozialstruktur
erkunden zu können, werden sozialstatistische re­
präsentative Panel-Daten zur objektiven Lebens­
lage und subjektiven Befindlichkeit zusammenge­
tragen und für unsere Fragestellung ausgewertet.
Im Mittelpunkt stehen Verschiebungen in der Be­
rufsstruktur, die in engem Zusammenhang mit
Wanderungen im sozialen Raum zu sehen sind.

Im Rahmen dieses Beitrages wollen wir zunächst
Ergebnisse biographischer Interviews und zahlrei­
cher Expertengespräche vorstellen, in denen es
schwerpunktmäßig um die aktuellen Erfahrungen
von Einwohnern der Stadt Brandenburg vor dem
Hintergrund ihrer jeweiligen Lebensgeschichten
geht. Sie verdeutlichen, daß auch die individuellen
Handlungsmuster der ostdeutschen Bevölkerung,
je nach Mentalität und Erfahrungshintergrund,
verschieden sind .4 Die Aneignung und Gestaltung
der veränderten sozialen Situation sind darüber
hinaus durch soziale Interaktionen und Kontrolle
innerhalb der verschiedenen Milieus bedingt. Aus
dieser Perspektive heraus betrachten wir die nach­
folgenden Beispiele individueller Lebensschick­
sale.

Für die möglichst genaue Analyse der Ausbildung
entsprechender Tendenzen scheint es uns - nicht 
nur angesichts der schlechten Datenlage - sinnvoll,
von regionalen Fallbeispielen auszugehen. Der
Übergang zu marktwirtschaftlichen Prämissen der
Gesellschaftsgestaltung bringt eine bisher nicht ge­
kannte Differenzierung zwischen den einzelnen
ostdeutschen Regionen und zwischen Ost und
West mit sich. Sie trifft auf bisher kaum beachtete
regionale Ausprägungen sozio-kultureller Beson­
derheiten. Beide Tatsachen sollten auch bei der
Analyse lebensweltlicher Veränderungen unter
den Bedingungen des Transformationsprozesses
die notwendige konzeptionelle Aufmerksamkeit
erfahren.

Die Stadt Brandenburg steht im folgenden als ein 
regionales Fallbeispiel für sozialstrukturelle Pro­
zesse in Ostdeutschland.

4 Vgl. zu den Verschiedenheiten: Lutz Niethammer/Alex­
ander v. Plato/Dorothee Wierling, Die volkseigene Erfah­
rung. Eine Archäologie des Lebens in der Industrieprovinz
der DDR, Berlin 1991.



II. Brandenburg im Umbruch

Das tausendjährige Brandenburg wurde in seiner
Sozialstruktur im Zuge der Industrialisierung seit
dem 19. Jahrhundert besonders von Proletariern,
aber auch von Handwerkern, Angestellten und
Beamten geprägt. Derzeit leben hier knapp 89000 
Menschen, unter ihnen nicht einmal ein Prozent
Ausländer.
Obwohl Brandenburg im Vergleich zu südlichen
Städten der DDR bessere wirtschaftliche und so­
ziale Chancen erhielt, wurden beginnende Moder­
nisierungstendenzen in der sozialstrukturellen Ent­
wicklung auch hier durch politische Überformung
blockiert. Das wirkt heute als Belastung im Trans­
formationsprozeß nach. Im traditionellen Indu­
striestandort Brandenburg brechen gegenwärtig
ganze Branchen weg. Das hat katastrophale Aus­
wirkungen auf den Arbeitsmarkt. Wenn man die
Zahlen der registrierten Arbeitslosen ,5 der Kurzar­
beiter, der Teilnehmer an Umschulungen und
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) addiert,
stehen den ca. 45000 Beschäftigten gegenwärtig
etwa 22000 Nichtbeschäftigte gegenüber .6 Jeder
dritte Brandenburger wurde vom Arbeitsmarkt
verdrängt und diese Tendenz ist anhaltend. Im Un­
terschied zu anderen Regionen eröffnen sich aller­
dings durch Investitionen, Existenz- und Ausgrün­
dungen7 sowie durch den Ausbau des Dienstlei­
stungsbereiches positive Aussichten für die Stadt.
Davon zeugen beispielsweise Aktivitäten so großer
Unternehmen wie der Heidelberger Druck AG,
der Zahnradfabrik Friedrichshafen und des italie­
nischen Stahl-Konzerns Riva. Wichtig für die Re­
gion ist gleichermaßen, daß sich Brandenburger
auf alte Handwerkstraditionen besinnen. Das pro­
duzierende und dienstleistende Handwerk erlebt
dadurch erneut einen Aufschwung.

Die skizzierte widersprüchliche Gesamtsituation
erzwingt soziale Umorientierungen in unterschied­
liche Richtungen. Junge qualifizierte Arbeitskräfte
gehen nach wie vor in den Westen, wodurch der
Stadt eine fortschreitende Überalterung droht. Ein
anderes Problem stellt die Unterprivilegierung von
Frauen auf dem Arbeitsmarkt dar. Obwohl sich
viele von ihnen vor allem im Rahmen von Um­
schulungen bemühen, auch in Zukunft dauerhaft
am Berufsleben teilzunehmen, werden ihre Chan­
cen dafür zunehmend schlechter.

Damit sind einige Dimensionen sozialer Umstruk­
turierung in der Brandenburger Region Umrissen.
Im folgenden skizzieren wir anhand erster Unter-

5 Die offizielle Arbeitslosenquote betrug im Mai 1992 16
Prozent, das sind absolut etwa 8500 Brandenburger.
6 Die Angaben beziehen sich auf Daten des Landesarbeits­
amtes und der Stadtverwaltung Brandenburg.
7 Unter Ausgründung ist die Privatisierung von Abteilun­
gen ehemaliger Volkseigener Betriebe zu verstehen.

suchungsergebnisse, wie sich Alltagsleben in den
verschiedenen sozialen Milieus zu verändern be­
ginnt .8

III. Fünf Varianten für Leben
im Wandel

1. Einer für alle?

Zuerst soll hier über Herrn Lamprecht9 berichtet
werden, der heute Betriebsratsvorsitzender in
einem mittleren Metallbetrieb Brandenburgs ist. 
Schon vor der Wende hatte unser Interviewpart­
ner, wie er sagt, kein Blatt vor den Mund genom­
men, sprach nicht nur im Kreise seiner Kollegen,
sondern auch gegenüber Leitern und politischen
Funktionären betriebliche und gesellschaftliche
Mißstände offen an. Menschen wie er waren in den
DDR-Betrieben so etwas wie eine „nichtoffizielle
Institution“, über die - wenn auch für alle Seiten
zunehmend unbefriedigend - betriebliche Kon­
flikte begrenzt wurden .

N

10

och heute wundert sich Herr L. darüber, daß ihn
in all den Jahren „keiner verpfiffen hat“, sonst 
hätte es ihm „schlecht ergehen können“. Einmal,
Mitte der fünfziger Jahre, wurde allerdings eine
Wohnungszuweisung an seine Familie zurückge­
nommen, weil er öffentlich über die SED gesagt
hatte: „Solange so viele in der Partei sind, die nur
ihre Vorteile suchen, ist es keine Partei.“11 Das hat
ihn, wie einige andere Erfahrungen mit der DDR-
Staatsmacht, nachhaltig gekränkt.

Sensibel für Machtverhältnisse spürte Herr L. im
Frühsommer 1989 die Chancen, die sich im Zerfall
der alten Strukturen ankündigten. So hat er nicht
nur aktiv an den Brandenburger Demonstrationen
teilgenommen, sondern sich auch frühzeitig in sei­
nem Werk auf Belegschaftsversammlungen enga­
giert. Gemeinsam mit einigen anderen Kollegen 
sorgte er dafür, daß diese nicht so abwartend und
ruhig verliefen wie in den meisten anderen Betrie­
ben der Stadt. Kein Wunder, so scheint es, daß
Herr L. von seinen Kollegen Ende 1989 gedrängt
wurde, für die seit Jahrzehnten erste demokrati­
sche Betriebsgewerkschaftswahl zu kandidieren,

8 Einschränkend wollen wir darauf Hinweisen, daß die fol­
genden Beispiele nicht den Anspruch auf Vollständigkeit er­
heben.
9 Dieser - wie alle folgenden Namen - wurden zum Schutz
unserer Interviewpartner geändert.
10 Vgl. Horst Kern/Rainer Land, Der „Wasserkopf“ oben
und die „Taugenichtse“ unten. Zur Mentalität von Arbeitern
und Arbeiterinnen der ehemaligen DDR, in: Frankfurter
Rundschau vom 13. Februar 1991, S. 16-17.
11 Das Zitat wurde dem Protokoll eines Interviews mit
Herrn L. entnommen. Im weiteren wird noch mehrfach in
ähnlicher Weise kurz auf Aussagen der Befragten Bezug ge­
nommen.



und daß er mit großer Mehrheit - auch bei der
späteren Betriebsratswahl - gewählt wurde. In­
zwischen ist Herr L. eine offizielle Autorität nicht
nur für große Teile der Belegschaft, sondern auch 
für die ost-/westbesetzte Arbeitgeberseite seines
Werkes. Der Betriebsrat hat unter seiner Führung
einen erfolgreichen Kampf um die Sicherung
eines Kerns von Arbeitsplätzen zur Sanierung des
Betriebes geführt, darüber hinaus ist es gelungen,
einige Mitarbeiter in andere Betriebe zu vermit­
teln. Für jene, die den Betrieb dennoch verlassen
mußten, wurde ein akzeptabler Sozialplan erstrit­
ten. Selbstbewußt und mit Erfolg vertrat der Be­
triebsrat die Meinung der Arbeiter bei der Beset­
zung der mittleren Leitungsebenen und bei der
Neueingruppierung der Belegschaft.

Wie auch Betriebsräte anderer Unternehmen hat
Herr L. sehr schnell gelernt, die Spielregeln des 
Betriebsverfassungsgesetzes für die Lösung der
drängendsten Probleme im Interesse der Beleg­
schaft zu nutzen, d.h. der Geschäftsführung als
kompetenter, hartnäckiger, aber auch als
kompromißfähiger Partner gegenüberzutreten.
Von besonderer Bedeutung für die bisher erreich­
ten Erfolge bzw. Kompromisse im Interessen­
kampf ist für die Betriebsräte um Herrn L. die 
enge Beziehung zwischen dem qualifizierten Kern
der Stammbelegschaft des Betriebes sowie einer
kleinen Gruppe der ingenieurtechnischen Ange­
stellten und der unteren bis mittleren Leiter. Auf
dieser Basis wurden in der Wende nicht nur in
diesem Betrieb eine Reihe hochqualifizierter Spe­
zialisten in Arbeitnehmervertreterfunktionen ge­
wählt, die in westdeutschen Unternehmen eher in
den Etagen des Managements zu finden n12.12

Ein Teil von ihnen hatte zu DDR-Zeiten aus un­
terschiedlichen Gründen keine Karrierechancen.
In ihrer neuen sozialen Stellung können sie nun
ihre fachlichen Kompetenzen ausschöpfen und in
Einklang mit ihren Vorstellungen von einer Inter­
essenvertretung für die gesamte Belegschaft ver­
wirklichen.

Herr L. steht für jene kleine Schicht innerhalb des 
traditionellen Arbeitermilieus, die gemeinsam mit
den erwähnten angrenzenden sozialen Gruppie­
rungen den Prozeß der Neukonstituierung von 
ostdeutschen Arbeitermilieus einleitete. Charak­
teristisch ist der Übergang von früher informellen
zu heute rechtlich geregelten Formen demokrati­
scher Interessenvertretung. Persönlichkeiten wie
Herr L. sind vorrangig in den bisherigen Groß-
und Mittelbetrieben anzutreffen. Wie das Bran­
denburger Beispiel zeigt, begann diese Umorien­
tierung nicht in einer Stunde „Null“. Eine ganz

12 Als sinnfälliges Beispiel dafür kann der Betriebsratsvor­
sitzende des bisher ortsgrößten Werkes gelten, der auch bis
in den Vorstand der IG Metall gewählt wurde. Vgl. dessen
Porträt von Martin Kempe, Betriebsrat bei Stahl Branden­
burg oder: Wenn’s sein muß, machen wir die Arbeit des Ma­
nagements, in: Die Mitbestimmung, (1992) 2, S. 11 ff.

wesentliche Rolle spielen die historisch gewachse­
nen kulturellen und sozialen Ressourcen der Re­
gion.

Viele der von uns befragten Betriebsräte fühlen
sich verantwortlich, die Interessen ihrer Kollegen
gegenüber dem Arbeitgeber zu vertreten. Damit
kommen sie weitverbreiteten traditionellen Vor­
stellungen in der Arbeiterschaft entgegen, ihre In­
teressenvertretung im Betrieb sei (wie früher) Sa­
che ganz bestimmter Kollegen, die mit genügend
Kompetenz und Autorität ausgestattet sind. Das
Ansehen der Arbeitnehmervertreter wächst mit
den Erfolgen, die sie der Arbeitgeberseite in
wichtigen Fragen abhandeln können. Es sinkt mit
deren Ausbleiben. In Betrieben wie dem von 
Herrn L. wurde ein erster Schritt zur demokrati­
schen Interessenvertretung von Arbeitern und
Angestellten getan.

Viel problematischer sieht es in jenen ausgegrün­
deten Firmen und noch nicht geschlossenen Treu­
handbetrieben aus, in denen es keine Arbeitneh­
mervertretungen gibt bzw. diese sich unter dem
Druck ständiger Umstrukturierungen nur schwer
konsolidieren können .13 Hier wächst unter der
Belegschaft die Existenzangst, reproduziert sich
die alte Skepsis gegenüber den Möglichkeiten
eigener Interessenvertretung auch unter den
neuen Bedingungen. Unter dem Druck andauern­
der Massenentlassungen scheinen individuelle
Handlungsstrategien oder auch Abwartehaltungen
vielfach die einzig möglichen Verhaltensmuster zu 
sein.

Herr Nolze, in einem der Großbetriebe des Ortes
beschäftigt, ist ein Fachmann auf seinem Gebiet.
Mehrfach hat er sich fort- bzw. weitergebildet,
aber wenn sein Betrieb - wie absehbar ist - ge­
schlossen wird, besteht für seine Fähigkeiten in
der Region kaum noch Bedarf. Erst 38jährig,
zählt er sich, wie dies seine Kollegen im Alter
zwischen 40 und 55 Jahren ohnehin tun, schon
zum alten Eisen. Weggehen möchte Herr N. 
nicht. In Brandenburg hat er sein Häuschen und
seine Familie. Er rechnet sich jedoch kaum noch
berufliche Chancen aus und hat Angst vor der Zu­
kunft, denn er weiß nicht, was er tun soll. Er
müßte praktisch ganz von vorn anfangen. Das de­
mütigt ihn genauso wie die vielfach im Westen
Deutschlands vertretene Meinung, Ostdeutsche
müßten erst mal richtig arbeiten lernen. Soll er
umschulen? Aber welcher Beruf ist der richtige?
Weil er auf diese und andere Fragen keine Ant­
wort weiß und weil ihn die Angst lähmt, tut Herr
N. im Moment gar nichts für seine Zukunft, außer

13 Vgl. zum Entstehungsprozeß von demokratischen Be­
triebsräten in Ostdeutschland auch: Jürgen Kädtler/Gisela
Kottwitz, Betriebsräte zwischen Wende und Ende der
DDR, in: Berliner Arbeitshefte und Berichte zur sozialwis­
senschaftlichen Forschung, Freie Universität Berlin, (1990)
42.



pünktlich seine Arbeitslosenversicherung zu zah­
len
Da
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gegen ist ein Teil der jüngeren Facharbeiter und
Spezialisten im Alter bis etwa 30 Jahren wesentlich
agiler. Ohne größere familiäre Belastung, aber mit
einer guten Ausbildung in der Tasche, bemühen
sie (meist Männer) sich in Westdeutschland um
Arbeit, ziehen weg oder pendeln zwischen Ost und
West. Ein anderer Teil der Jüngeren setzt auf Um­
schulung, wie der 28jährige Klaus 5., der ursprüng­
lich einen Metallberuf erlernte, jetzt aber auf einen
der „Weißkittelberufe“ umschult und sich danach
eine Chance in einem der modernisierten Kleinbe­
triebe der Umgebung ausrechnet. Er blickt gelas­
sen in die Zukunft, endlich kann er ohne Grenzen
seinem ausgefallenen Hobby nachgehen. Das Geld
dafür? „Kein Problem“, das schafft der Alleinste­
hende schon irgendwie ran.

2. Auf der Verliererseite

Das ist bei der alleinstehenden 37jährigen Frau
Thalbach, die mit ihren zwei Kindern bei ihrer
kranken Mutter wohnt, anders. Sie wurde Ende
1991 im Zuge der dritten Entlassungswelle aus ih­
rem Betrieb entlassen, in dem sie nach Abschluß
der 8. Klasse einen Teilfacharbeiterberuf erlernt
und später gearbeitet hatte. Der Betrieb legte der
Treuhand einen Sanierungsplan nach dem anderen
vor, seine Bestätigung bedeutete stets die Entlas­
sung für einen weiteren Teil der Mitarbeiter. Der
Betriebsrat des Frauenbetriebes konnte Sozialfälle
wie den der Frau T. mit viel Kraft und Improvisa­
tionswillen noch über die ersten beiden Entlas­
sungswellen retten, danach wurde die Alleinste­
hende arbeitslos.

Frau T. möchte arbeiten, sie muß arbeiten, um mit
ihren Kindern nicht völlig ins soziale Abseits zu ge­
raten. Aber sie sieht keinen Weg. Auf dem Ar­
beitsamt konnte man ihr bislang nicht helfen. An­
gebote für eine Umschulung, die sie für einen
neuen Arbeitsplatz gerne auf sich nehmen würde,
setzen den Abschluß der 10. Klasse voraus. Inner­
lich hat sie die Hoffnung auf Hilfe noch nicht auf­
gegeben, wenngleich sie nicht recht weiß, von wem 
diese kommen soll. Und - Hilfe braucht Frau Thal­
bach.

Es ist nicht so, daß sie die Hände in den Schoß 
legt, ihr Arbeitslosenalltag beschäftigt sie voll und
ganz. Ihr Jüngster, der auf die existentielle Bedro­
hung der Familie neuerdings mit ständigen Infek­
tionskrankheiten und beginnenden Verhaltensstö­
rungen reagiert, muß zu Hause betreut werden.

14 Der Vollständigkeit halber müßte allerdings hinzugefügt
werden, daß Herr N., wie viele andere in seinem Betrieb,
immer noch Gewerkschaftsmitglied ist. Er zahlt nicht nur sei­
nen Beitrag, sondern hat auch an einigen Kampfmaßnahmen
seiner Gewerkschaft für die Erhaltung von Arbeitsplätzen
teilgenommen. Er hätte sogar gern noch ein wenig mehr
„Power“, aber er selbst würde (aus Angst) keine Verantwor­
tung übernehmen wollen.

Sozialzuschläge für den Kindergarten oder andere
Ausgaben erhält sie nur unter großem zeitlichen
Aufwand und in einer Weise, die sie als entwürdi­
gend empfindet. Eine Fahrt zum Arbeitsamt oder
zum Gericht in der Stadt kostet Frau T. zudem
über 5,00 DM. Zum Gericht wird sie nun wohl öf­
ter müssen, denn ihr sind schon mehrere Zahlungs­
aufforderungen von dubiosen „Kaffee-Fahrten-
Firmen“ ins Haus geflattert. Es sind Summen zu
begleichen, über die sie gar nicht verfügt.
Frau T. versucht, sich nicht unterkriegen zu lassen.
Sie will sich weder auf die Sozialhilfe zurückzie­
hen, noch will sie bei den Geldforderungen nach­
geben. Aber ein Großteil der Spielregeln der
neuen Gesellschaft sind ihr unbekannt und für
manches fehlt ihr auch die Kraft.
Frau T. ist nicht wütend verzweifelt, sie ist auf eine
stille Weise einfach ratlos. Und - sie fühlt sich von 
denen, die ihr ein besseres Leben versprochen ha­
ben, im Stich gelassen.

Vermutlich werden die sozialen Schwierigkeiten
der genügsamen, stillen Frau T. nicht in einer
Weise eskalieren, daß die neue Gesellschaft darauf
reagieren „muß“. Aber die Probleme kumulieren
bei ihren Kindern. Daß sie zu Hause von der
Großmutter sehr oft hören, den Ausländern in
Deutschland gehe es besser als ihnen, könnte in
deren Leben einmal einen Ausschlag geben. Die
soziale und politische Erfahrung der Kinder von
Frau T. beginnt mit einer schweren Hypothek.

3. „Ich bin nicht mehr das Karlinchen von früher“

Auf der Suche nach Gesprächspartnern im Ver­
waltungsbereich der Stadt Brandenburg trafen wir 
Frau Heidenreich. Wir wollten die vielzitierte
Norm(al)-biographie erkunden und fanden auch 
hier das bunte Leben.

Frau H. ist heute 39 Jahre alt, Angestellte, verhei­
ratet und hat zwei Kinder. Sie wuchs mit drei Ge­
schwistern in sehr einfachen, bescheidenen Ver­
hältnissen auf, konnte studieren und lebt heute mit
ihrer Familie in Brandenburg.

Mit Fleiß und großer Selbstverständlichkeit geht
Frau H. an ihre jetzige Tätigkeit, in der sie Verant­
wortung für einen ganzen Arbeitsbereich trägt.
Damit nahm sie nach der Wende einen bescheide­
nen sozialen Aufstieg. Obwohl sie - wie auch ihr
Mann - einen sicheren Arbeitsplatz hat und nun
zum ersten Mal auch durchschnittlich gut verdient,
wird weiter sparsam gelebt. Sicherheit, besonders
die finanzielle, bedeutet ihr sehr viel.

Frau H. gehört zu jenen Frauen im Angestellten­
bereich, die ihre Bildungschance genutzt haben
und in Ehe und Beruf „ihren Mann“ stehen. Sie
konnte die Grenzen ihrer familiären Herkunft
überschreiten, indem sie ihr „kulturelles Kapital“
(höhere Bildung, erworbene Kompetenzen) im
Bourdieuschen Sinne anreicherte. Indem Frau H.



Bildungsmöglichkeiten nutzte und die offizielle
Abwertung von materiellem Besitz in der DDR
akzeptierte, gewann sie eine gewisse soziale Mo­
bilität. Auch traditionelle Verhaltensmuster in
den Geschlechterrollen wurden durch ihre erwei­
terten Lebensansprüche zurückgedrängt. Das
symbolisiert sich in ihrer Forderung an die 
Schwiegereltern und ihren Mann, endlich zu be­
greifen, daß „ich nicht mehr das Karlinchen von 
früher bin“.

Andere Frauen aus diesem Bereich, die nicht 
über vergleichbare soziale Voraussetzungen wie
Frau H. verfügen und den Sprung in die Markt­
wirtschaft vorrangig als berufliche Verunsicherung
erleben, müssen andere Verhaltensweisen und
Sicherheitsstrategien nutzen, sich etwa ganz auf
die Familie zurückziehen.

Bereits die bisher umrissenen Beispiele zeigen,
wie unterschiedlich Angehörige traditioneller so­
zialer Milieus auf die gleichen schwierigen Verän­
derungen reagieren. Sie sollen das Bild von den
untätigen, grauen Ostdeutschen widerlegen hel­
fen, das sich auf den ersten Blick und vor dem
Hintergrund der altbundesdeutschen Erfahrungen
verbreitet eingestellt hat.

4. „Das Frauenhaus, daß das jetzt möglich
war..

Über dem damit beschriebenen unteren und mitt­
leren sozialen Feld befindet sich eine „kleine
Schicht“, die über mehr „kulturelles Kapital“ ver­
fügt. Sie rekrutiert sich insbesondere aus Vertre­
tern der medizinischen und technischen Intelli­
genz. Wissenschaftlich, künstlerisch und sozial
Qualifizierte sind ihr ebenfalls zuzurechnen. Sie
ist jedoch in der Stadt Brandenburg deutlich in
der Minderheit.

Diese Schicht ist insbesondere durch ein hohes
Qualifikationsniveau und Allgemeinwissen cha­
rakterisiert. Ihre Vertreter verfügten bzw. verfü­
gen über sehr unterschiedliche Einkommen und
soziale Positionen, über verschiedenartige soziale 
Netze, Beziehungen und Verhaltensmuster .15 Sie
gehören verschiedenen sozialen Milieus bzw. Sub­
milieus an .16 Mit ihren Verhaltensweisen und An­
sprüchen beeinflussen sie spürbar das städtische
Leben, sie hinterlassen Spuren in der Kommunal­

15 Vgl. Michael Vester, Milieuwandel und Sozialstruktur in
den neuen Bundesländern - Ansätze eines Forschungspro­
jektes, in: Soziologen-Tag Leipzig 1991, Berlin 1992,
S. 347-364.
16 Erste empirische Untersuchungen der SINUS/CON-
CRET-Lebensweltforschung verweisen bspw. auf das links-
intellektuell-altemative, das Status- und karriereorientierte
oder aber das bürgerlich-humanistische Milieu in Ost­
deutschland; vgl. Doris Ritschel, Soziale Milieus in der ehe­
maligen DDR. Ein neuer Forschungsansatz, in: Michael
Thomas (Hrsg.), Abbruch und Aufbruch. Sozialwissenschaf­
ten im Transformationsprozeß, Berlin 1992, S. 292-302.

politik, in sozialen Institutionen Brandenburgs,
beeinflussen die regionalen Wirtschaftsstrukturen.

Um das neu aufgebaute Brandenburger Sozialamt
herum gruppieren sich soziale Projekte aus unter­
schiedlichen Trägerschaften, deren Arbeit be­
stimmten sozialen Randgruppen gewidmet ist. 
Seit Anfang des Jahres gibt es in Brandenburg
auch ein Frauenhaus. Angebunden ist es an den
Unabhängigen Frauenverband. Frau Hübner ist
eine Hauptverantwortliche für die inhaltliche und
organisatorische Arbeit dieser Einrichtung; die 
Stelle - eine ABM-Stelle - wird vom Arbeitsamt
finanziert. Um eine von ihr lange gehegte Idee -
„Frauen gegen Gewalt zu schützen“ - umzuset­
zen, gab Frau H. ihre feste Anstellung in der
kirchlichen Sozialarbeit auf und ging ein befriste­
tes Arbeitsverhältnis ein. Ein Frauenhaus-Projekt
war in der DDR nicht realisierbar, durfte es doch
nach der offiziellen Interpretation der Wirklich­
keit überhaupt keine Gewalt gegen Frauen geben.

Nach monatelanger konzeptioneller Arbeit, per­
sönlicher Weiterbildung und aufreibender Organi­
sationsarbeit konnte das Frauenhaus eröffnet wer­
den. Es bietet 21 Plätze für Frauen und deren
Kinder und ist immer voll belegt. Für die Bran­
denburger ist dies ebenso eine neue Erfahrung
wie die volle Auslastung des Obdachlosenhauses
der Stadt.

Die Konsequenz, mit der Frau H. ihre selbstge­
steckten Lebensziele verwirklicht, ist für Men­
schen ihres Umfeldes gleichermaßen charakteri­
stisch. Es scheint uns gerechtfertigt zu sein, in die­
sem Zusammenhang von einem politisch-alterna­
tiven Submilieu zu sprechen .17 Es hat sich - sehr
klein und überschaubar - auch in der DDR ent­
wickelt.

Eine kritische Auseinandersetzung mit den politi­
schen Strukturen und Institutionen, durch die die
in der sozialistischen Programmatik fixierte „men­
schenwürdige Gesellschaft“ negiert bzw. unterlau­
fen wurde, waren für Frau H. und Gleichgesinnte
wesentlicher Lebensinhalt. Dazu fanden sie sich
beispielsweise im Friedenskreis zusammen, der
wie andere Gruppen unter dem Schutz der Evan­
gelischen Kirche agierte. Die danach erarbeiteten
Vorstellungen können heute partiell umgesetzt
werden, unter anderem mit einem Frauenhaus.
Ihre bisherige soziale Praxis erschwert es Men­
schen wie Frau H., mit interessierten Branden­
burgern anderer Milieus in stärkerem Maße bei
kommunalpolitischen Entscheidungen zusammen­
zuarbeiten.

17 Vgl. Dieter Rink/Michael Hofmann, Oppositionelle
Gruppen und alternatives Milieu in Leipzig im Prozeß der
Umgestaltung in Ostdeuschland, in: Deutschland Archiv, 24
(1991)9,8.940-949.



5. Eine Frau macht Untemehmenspolitik t

Andere Verhaltensmuster zeigen sich bei Bran­
denburgern mit Karriere- bzw. Aufstiegsorientie­
rungen. Status- und Bildungsgewinn wurden in der
DDR stark durch politische Restriktionen beein­
flußt - Karrieren wurden zugelassen oder auch be­
hindert .

F
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rau Hausmann steht für einen bestimmten Typ
innerhalb dieser Gruppierung. Ihre berufliche Ent­
wicklung in den letzten Jahren hätte auch anders
verlaufen - gebrochen werden - können. Nachdem
Frau H. sich zielgerichtet auf ihre berufliche Lauf­
bahn konzentriert hatte, wurde die Ingenieurin
1986 als Direktorin eines mittleren Betriebes ein­
gesetzt. In der Nachwende stellte sie in der
Betriebsleitung die Vertrauensfrage, bekam eine
positive Antwort und wurde eine der Geschäfts­
führerinnen. Aus der Belegschaft gab es gegen
diese Art von Kontinuität auch Angriffe. Der
Betriebsrat stellte - insbesondere im Kontext eines
starken Personalabbaus in den letzten zwei Jahren
- wiederholt Fragen nach betrieblichen Perspekti­
ven und der Kompetenz der Geschäftsleitung.
Frau H., die diese für sich in Anspruch nimmt,
kämpft seit Herbst 1990 engagiert um das Über­
leben des Treuhanduntemehmens. Natürlich geht
es ihr dabei auch um ihr persönliches Fortkom­
men. Das aber hätte Frau H. möglicherweise auch 
leichter haben können, hatte sie doch andere
Arbeitsangebote von westlichen Unternehmen. In
dieser Entscheidungssituation jedoch erweist sie
sich als „Kind der Republik“ - es geht ihr darum,
„ihren“ Betrieb „durchzubringen“.

Die Entscheidung, den betrieblichen Kindergarten
solange zu erhalten, bis ihn ein gemeinnütziger
Verein tragen kann, oder ihr Bemühen, gemein­
sam mit dem Betriebsrat Umschulungs- oder
ABM-Perspektiven für einige der zu entlassenden
Kolleginnen zu finden, zeugen davon, daß sich in
dieser Frau klassische Karrieremuster mit dem
Wunsch paaren, „etwas für andere zu tun“.

Das ist ein biographisches Moment, das nur ein ty­
pisches Verhaltensmuster beschreibt. Auffällig ist
gegenwärtig eher ein anderer Typ. Er gehört auch
der beschriebenen Schicht an, erklimmt selbstbe­
wußt die soziale Stufenleiter und paßt sich schein­
bar problemlos den veränderten Machtmechanis­
men an. Solches „Umpolen“ ist aufgrund der poli­
tischen Veränderungen natürlich nur bestimmten
Gruppierungen möglich. Bei Aufstiegsorientier­
ten, die zu DDR-Zeiten leitende Funktionen inne­
hatten, gab es mit der Wende häufig einen Karrie­
reknick. Sie haben ihre bisherigen beruflichen und
sozialen Positionen verloren, was von ihnen als

18 Bourdieu spricht davon, daß in der DDR „Zugang zu
Vergünstigungen... über das soziale Kapital politischen
Typs sichergestellt“ wurde; vgl. Irene Dölling (Hrsg.), Pierre
Bourdieu. Die Intellektuellen und die Macht, Hamburg
1991,8.36.

schwerer Verlust erlebt wird. Durch ihren Aus­
schluß wird auf Potenzen für den sozialen Umbau
im Osten verzichtet.

Es ist zu vermuten, daß es gerade unter den auf­
stiegsorientierten Brandenburgern zu starken Um­
schichtungen kommen wird. Schon heute zeigen
sich bei den „Neueinsteigern“ nicht nur jene, de­
ren sozialer Aufstieg zu DDR-Zeiten blockiert
war.

IV. Kontinuität und Wandel

Inwieweit die von uns skizzierten Verhaltensmeta­
morphosen eine „nachholende Modernisierung“
unterstützen oder aber einer „Individualisierung“
im Sinne von Ulrich Beck19 entgegenkommen wer­
den, bleibt zu erkunden. Festzustellen sind im
Kontext der beginnenden Transformation zu­
nächst einsetzende Wanderungen im sozialen
Raum, eine Verstärkung der Abgrenzung zwi­
schen den Milieus und erhebliche regionale Unter­
schiede in den sozialen Lagen. Abschließend wol­
len wir aus unseren Untersuchungsergebnissen die 
folgenden hervorheben:

1. Bei der Analyse der ostdeutschen Sozialstruk­
tur sind zwei historisch bedingte Unterschiede zu 
westdeutschen Entwicklungen zu beachten. Er­
stens sind bis in die achtziger Jahre für die DDR
insgesamt eher traditionelle Verhaltensweisen prä­
gend gewesen. Ihr Bestand wurde durch ökonomi­
sche und politische Strukturen untermauert. Zwei­
tens konnten sich neue soziale Praktiken durch die
politisch begrenzte Öffentlichkeit nur in einge­
schränktem Maße ausdifferenzieren. Sie wurden
marginalisiert und diskriminiert. Unter den Bedin­
gungen sich erweiternder Chancen, aber auch Risi­
ken für sozialen Auf- und Abstieg werden die Dif­
ferenzen und Abgrenzungen in den Verhaltens­
praktiken wachsen.

Sollen aktuelle Veränderungen im sozialen Raum
hinreichend erklärt und in ihren möglichen Rich­
tungen vorhergesagt werden, müssen die Ansätze
vorhandener Ausdifferenzierungen innerhalb der
traditionellen Milieus beleuchtet werden. Gleich­
zeitig sind die DDR-spezifischen sozialen Abgren-
zungs- und Austauschmechanismen innerhalb und
zwischen den einzelnen Milieus bedeutsam, die un­
ter den Bedingungen politisch begrenzter Öffent­
lichkeit blockiert waren. Sie bedingten die Repro­
duktion sozialer Balancen während der Stagnation
und fortschreitenden Gesellschaftskrise ebenso
wie das langsame Abdriften ganzer sozialer Grup­
pen von ihren Ursprungsmilieus. Sie bildeten so

19 Vgl. Ulrich Beck, Risikogesellschaft. Auf dem Weg in
eine andere Moderne, Frankfurt am Main 1986.



auch eine Voraussetzung für das Aufbrechen der
Gesellschaftskrise in der DDR.

2. Veränderungen in den aktuellen Verhaltens­
praktiken lassen sich nicht einfach durch individu­
elle Entscheidungen herbeiführen, sie beziehen
sich immer auch auf die (Erosions-)Geschichte der
Muster sozialer Kohäsion und Abgrenzung. In al­
len sozialen Milieus wird auf langfristig gewach­
sene Verhaltens- und Wertemuster zurückgegrif­
fen, die in keiner Richtung einfach zu „wenden“
oder gar „abzuschaffen“ sind. Sie machen gerade
die Vielfalt in der Aneignung umbrechender sozia­
ler Verhältnisse aus. Mit diesen unterscheidbaren
Verhaltenspraktiken müssen Politiker heute rech­
nen.

3. Der Raum unterschiedlicher Lebensführung in
der DDR war durch einen spezifischen Genera­
tionsbruch geprägt. Er trennte die älteren Genera­
tionen, die sich aufgrund ihrer Erfahrungen gro­
ßenteils bis zuletzt mit dem DDR-Staat arrangier­
ten, und die in der DDR geborenen Generationen,
die den Widerspruch zwischen der offiziellen Ideo­
logie und ihren realen sozialen Erfahrungen kaum
noch sinnvoll im Rahmen des alten Systems lösen
konnten. Zunehmend verengte vertikale Bewe­
gungsmöglichkeiten im sozialen Raum der DDR
führten nach unserer Auffassung zu bestimmten -f
wenn auch begrenzten - horizontalen Bewegungen
und beginnenden sozialen Ausdifferenzierungen.
Ihre politische Begrenzung forderte die zunächst
schleichende Ablehnung und schließlich die Über­
schreitung der vorgegebenen Systemgrenzen her­

aus. Ansätze zu neuen, flexiblen Verhaltensmu­
stern sind unter diesen Bedingungen vorrangig un­
ter den jüngeren Generationen und dies wiederum
in unterschiedlichem Maße in den verschiedenen
Milieus zu suchen.

4. Innerhalb der ostdeutschen Bevölkerung sind
derzeit drei Gruppen von Bewältigungsstrategien
auszumachen: erstens aktives Gestalten der als 
Handlungschancen wahrgenommenen Lebensbe­
dingungen, zweitens passives Abwarten gegenüber
der unübersichtlichen Situation und drittens ano­
misches Verhalten angesichts individueller Über­
forderung.

Aufgrund der gegenwärtig anhaltenden krisen­
haften Situation in den neuen Bundesländern und
der erst beginnenden Transformationsprozesse ist 
eine gewisse Vorsicht bei der Interpretation em­
pirischer Ergebnisse geraten. Die fortdauernde
Unübersichtlichkeit und die schlecht zu kalkulie­
renden Perspektiven erschweren logisch erschei­
nende Veränderungen individueller Verhaltens­
muster. Aktuelle Verhaltenstendenzen können
sich mittelfristig durchaus als Übergangslösungen
zum Überleben der Krise, denn als gültige Anzei­
chen für grundsätzlichere Habitusmetamorpho­
sen erweisen.

Entsprechende Untersuchungen scheinen uns für
eine Sozialpolitik unerläßlich, die darauf gerichtet
ist, den regionalen Akteuren Handlungsspiel­
räume zu erschließen. Dem fühlen sich die Auto­
rinnen verpflichtet.



Stefan Hradil: Die „objektive“ und die „subjektive“ Modernisierung. Der Wandel der
westdeutschen Sozialstruktur und die Wiedervereinigung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 29-30/92, S. 3-14

Wer die Sozialstruktur Westdeutschlands mit der der DDR vergleicht, kommt in der Regel zu dem Ergeb­
nis, daß in Ostdeutschland erhebliche Modemisierungsrückstände „aufgelaufen“ sind. Offen bleibt dabei
meist, was Modernisierung genau heißt, welche Prozesse sozialen Wandels im einzelnen in Westdeutschland
Modemisierungsvorsprünge mit sich brachten und inwieweit sich die Mittel und Wege der Modernisierung
im erfolgreicheren Westen und weniger erfolgreichen Osten Deutschlands unterscheiden. Diesen Fragen
wird in vorliegendem Beitrag nachgegangen.
Im ersten Abschnitt werden die „Meßlatten“ der Modemisierungstheorie und des Konzepts der Industriege­
sellschaft erläutert, mit denen Wandlungsvorgänge und Entwicklungsabstände erst als Modernisierung er­
kennbar werden. Im zweiten Teil werden die wichtigsten Entwicklungslinien des sozialstrukturellen Wan­
dels in Westdeutschland auf den Gebieten Bevölkerungsweise (Geburten, Sterbefälle, Wanderungen),
Familie, Haushalt und Lebensphasen, Bildung, Erwerbstätigkeit und Ungleichheit dargestellt und den ost­
deutschen gegenübergestellt. Mit den Konzepten der Modernisierung und der Industriegesellschaft werden
die erreichten Entwicklungs(ab)stände bestimmt. Im dritten Teil werden die Nachteile der „objektiven“
Modemisierungsstrategie der DDR mit den Vorteilen der „subjektiven“ Modernisierung in Westdeutsch­
land konfrontiert. Diese läßt unterschiedliche, selbstgesteuerte und -kontrollierte Formen der Modernisie­
rung zu. Die Wiedervereinigung bietet die Chance, diese „subjektive“ Modernisierung weiter auszubauen.

Rainer Geißler: Die ostdeutsche Sozialstruktur unter Modemisierungsdruck

Aus Politik und Zeitgeschichte B 29-30/92, S. 15-28

Die ostdeutsche Sozialstruktur steht unter Modemisierungsdruck. Diese These wird aus dem Vergleich
wichtiger Entwicklungen in den Sozialstrukturen der beiden deutschen Teilgesellschaften in den vier Jahr­
zehnten der deutschen Teilung und im vereinten Deutschland abgeleitet.

In der 40jährigen DDR-Geschichte hatten sich zehn Besonderheiten der ostdeutschen Sozialstruktur her­
ausgebildet. Zwei von ihnen - der Gleichstellungsvorsprung der Frauen und die bessere Versorgung der
Bevölkerung mit beruflichen Grundqualifikationen - lassen sich als Modemisierungsvorsprünge deuten, die
übrigen als Modemisierungsdefizite. Dazu gehören: Leistungsschwäche und Lebensstandarddefizite, über­
mäßige soziale Nivellierungen, extreme Machtkonzentration, eine politisierte Statuszuordnung, Erstar­
rungstendenzen in der Sozialstruktur, ein Tertiärisierungsrückstand, die Quasi-Vernichtung des alten Mit­
telstandes und ein kontinuierlicher Abwanderungsdruck.

Wenn das West-Ost-Gefälle des Lebensstandards beseitigt werden soll, müssen die Modemisierungsdefizite
langfristig verschwinden, da sie zum Ursachenkomplex der Leistungsschwäche Ostdeutschlands gehören. Es
gibt bereits eine Reihe von empirischen Hinweisen dafür, daß sich die ostdeutsche Sozialstruktur in sektoral
unterschiedlichem Tempo an das westdeutsche Muster anpaßt bzw. anpassen wird. Die Stichworte dazu
lauten: Abbau von Nivellierungen; Dezentralisierung der Macht, dabei Pluralisierung der Machteliten und
Auflösung der sozialistischen Dienstklasse; Entpolitisierung der Statuszuordnung; Schließung der Tertiäri-
sierungslücke; Wiederaufbau eines leistungsfähigen Mittelstandes. Zu den Opfern der ostdeutschen Moder­
nisierung gehören auch die ostdeutschen Frauen: Ihr Gleichstellungsvorsprung ist in einigen Bereichen
bereits nachweisbar geschrumpft.



Detlef Landua: „Magere Zeiten“. Eine Bilanz der Wohlfahrtsentwicklung in
Ostdeutschland aus der Sicht der Betroffenen

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 29-30/92, S. 29-43

Nach dem unerwartet raschen Zusammenbruch des DDR-Staates und dem schnellen Beitritt zur Bundesre­
publik zeichnet sich ein erheblich längerer Abschnitt in der ost-west-deutschen Entwicklung ab: Die Lösung
vieler Probleme des Zusammenwachsens der beiden Gesellschaftssysteme wird noch Jahre in Anspruch
nehmen. Wie aber reagieren die betroffenen Menschen in Ostdeutschland auf die sich rapide verändernden
Lebensumstände, wie bewerten sie ihre Lebensbedingungen? Im Beitrag werden Ergebnisse des „Sozio-
ökonomischen Panels“ präsentiert:
1. Die hohe Bedeutung von Arbeit und Einkommen für das Wohlbefinden der Ostdeutschen hat nicht
nachgelassen, sondern weiter zugenommen. Dies gilt auch für die (neuen) Gruppen der Erwerbslosen.

2. Die bereits 1990 hohe Unzufriedenheit mit den Bedingungen in wichtigen Lebensbereichen ist weiter
gestiegen. Hiervon sind insbesondere Kurzarbeiter und Arbeitslose betroffen.
3. Die eigenen Chancen auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt haben sich aus der Sicht der Befragten weiter
verschlechert; Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation sind mittlerweile allgemein verbreitet.

4. Ein Jahr nach der „Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion“ fällt die bilanzierende Bewertung aller
Lebensumstände für einen Großteil der Ostdeutschen negativ aus. Rentner bewerten die Entwicklung gün­
stiger.
5. Die Zukunftszuversicht vieler Kurzarbeiter und Arbeitslosen hat nachgelassen, die Gefahr der sozialen
Ausgrenzung größerer Bevölkerungsteile in Ostdeutschland hat sich erhöht.
6. Die Ursachen des Stimmungseinbruchs im Osten sind nicht nur in verschlechterten objektiven Lebens­
umständen, sondern auch in enttäuschten Erwartungen und in der wachsenden Bedeutung subjektiver Be­
einträchtigungen durch verbreitete Zukunftsängste und Orientierungsprobleme zu suchen.

Klaus-Peter Schwitzer: Ältere Menschen in den neuen Bundesländern

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 29-30/92, S. 44-54

Die mit der Einheit Deutschlands einhergehenden Veränderungen im sozialen System stellen für die älteren
Menschen, wie für alle ehemaligen DDR-Bürger, einen Bruch der bisherigen Lebensperspektive dar. Dar­
aus ergeben sich weitgehende Konsequenzen für nahezu alle Lebensbereiche; sie betreffen Erwerbsbiogra­
phien, Einkommensverläufe, Familienbeziehungen, Möglichkeiten der Persönlichkeitsentwicklung u.a.

Der Beitrag zeigt anhand sozio-demographischer Trends, ausgewählter Lebensbedingungen und subjektiver
Reflexionen, wie sich die soziale Lage älterer Menschen, ihre Wertorientierungen und Lebenszufriedenhei­
ten verändert haben, und daß es auf Jahre hinaus zwei „deutsche Alter“ geben wird.
Aus den aktuellen und absehbaren Problemen ergeben sich spezifische Aufgaben für die Altenpolitik in den
neuen Ländern; langfristig gesehen sind jedoch strukturelle Reformen im Gesamtdeutschland erforderlich.
Die dabei gesammelten Erfahrungen könnten auch für die Anpassung sozialer Sicherungssysteme im Rah­
men der Europäischen Union genutzt werden.

Kerstin Schweigel/Astrid Segert/Irene Zierke: Leben im Umbruch. Erste Ergebnisse
einer regionalspezifischen Milieuerkundung

Aus Politik und Zeitgeschichte B 29-30/92, S. 55-61

Die Ostdeutschen müssen ihr Leben ändern. Der radikale Umbruch wirtschaftlicher, sozialer und politi­
scher Strukturen erfordert von ihnen, daß sie umdenken und in bisher ungewohnter Art und Weise handeln.
Sie sind herausgefordert, ihre in der DDR gewachsenen Mentalitäten, Lebensformen und sozialen Bezie­
hungen den Anforderungen des neuen Alltags anzupassen. Sich abzeichnende Tendenzen in wirtschaft­
lichen, politischen und sozialen Bereichen verdeutlichen, welche persönlichen und gruppenspezifischen
Konflikte damit einhergehen können.
Der Umgang mit den neuen Verhältnissen ist durch objektive Lebensbedingungen schichtspezifisch geprägt.
Unterschiede im Sozialverhalten resultieren aber auch aus der eigenen Biographie und Lebensführung, dem
spezifischen Gewordensein in der DDR und aus sozialen Interaktionen. Diesem Problemkreis ist unser
Beitrag gewidmet. Er soll dazu beitragen, das Bild von den untätigen, grauen Ostdeutschen zu widerlegen,
das sich auf den ersten Blick und vor dem Hintergrund der altbundesdeutschen Erfahrung verbreitet einge­
stellt hat.

Es werden fünf Beispiele für sehr unterschiedliches Leben von Brandenburgern vor, während und nach der
Wende skizziert. Sie verdeutlichen, daß die Einbindung in bestimmte soziale Milieus unterschiedliche
Denk- und Verhaltensmuster befördern. Damit folgen wir dem Bourdieuschen Konzept, das die Wirkung
sozio-kultureller Handlungsmuster und Verhaltensweisen auf die Reproduktion sozialer Strukturen zum
Zentrum soziologischer Forschungsperspektive erhebt. In unserem Forschungsprojekt, das den sozialen
Raum Ostdeutschlands erkundet, nutzen wir dieses Konzept, um eine soziale Umbruchsituation begleitend
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